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Dunst

Der Dunst gleicht dem Nebel und dem Rauch, und er trübt den Blick und
verzerrt die Konturen und die Perspektiven eines
wirklichkeitsdeckenden Kurses. Er verschleiert und er lenkt ab vom
eingeschlagenen Weg und führt nicht selten Desorientierung und
Verwirrung in seinem Gefolge. Aus quellenden Dämpfen und wirbelnden
Feldern ungewisser Herkunft und wässriger Beschaffenheit gebären und
erschöpfen sich an unbestimmbaren Orten jene nebelkonsistenten Felder,
welche sich später zu den sattsam vertrauten Dunstglocken von amöber
Gestalt heranbilden und nur im Quadratkilometer messenden,
landschaftsverschlingenden Wallen und in wirbelnden Feldern, die,
großen Wolkenbänken gleich, riesige Gegenden mit Hof und Haus, mit
Mann und Maus und Wald und Feld und nicht zuletzt mit Hügeln und
Gebirgen eng umschließen, sich dem Auge des Betrachters entziehen.

Sichtbar oder nicht könnte doch langsam der Eindruck entstehen und mit
ihm die Erkenntnis wachsen, es wäre dieser Dunst und Nebel, der das
schwindende Begreifen und die mangelnden Korrekturen allgemein
politisch und gesellschaftlich entuferter Auswüchse und ihre zunehmend
geradezu als historisch zu bezeichnenden Verhältnisse nicht nur stützt
und leitet, sondern, von tiefen menschlichen Absichten motiviert,
antreibt und so mit wachsender Geschwindigkeit einer wahrscheinlich
unakzeptablen Zukunft entgegensteuert.

Ihre Schattenblick-Redaktion


17. Mai 2019
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KOHLEALARM/598: Klimakampf und Kohlefront - Strukturwandel ohne Bürger ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Beschluss des "Strukturstärkungsgesetz
Kohleregionen" durch das Kabinett am 22.05.2019

Eckpunkte zum Strukturstärkungsgesetz sind mangelhaft und
inakzeptabel



NRW/Buir, 22.05.2019. Die nun verabschiedeten Eckpunkte für das
Strukturstärkungsgesetz sind erneut ein eindeutiger Beleg dafür, dass
Bürger*innen und insbesondere die betroffenen Anwohner*innen von Tagbau-
und Kraftwerksstandorten keine Lobby haben. Von einer 1:1 Umsetzung der
Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"
kann keine Rede sein. Das vorgelegte Papier trägt stattdessen die
eindeutige Handschrift der Wirtschaft. Eine wirklich verbindliche Aussage
zur Kopplung der Strukturwandelgelder an einen ambitionierten
Kohleausstiegspfad fehlt ebenso wie die Berücksichtigung berechtigter
Bürgerinneninteressen durch echte Partizipationsprozesse.

Der im Abschlussbericht mehrfach und deutlich erwähnten Notwendigkeit einer
umfassenden Bürgerbeteiligung wird keine Rechnung getragen, denn breite
Partizipationsprozesse sind nicht vorgesehen. Besonders deutlich wird dies
im Absatz zum Leitbild für das Rheinische Revier (S. 39/40), der beinahe
komplett aus dem Abschlussbericht der KWSB (S. 89) übernommen wurde. Die
Textpassage zur Internationale Bau- und Technologies Ausstellung wurde
komplett übernommen - einzig der Verweis auf den beteiligungsorientierten
Prozess [1] fehlt.

Nachdem Bürger*innen nun jahrzehntelang ohnmächtig die Zerstörung und
Ausbeutung ihrer Heimat durch die Braunkohletagebaue erleben mussten, wird
nun auch der Strukturwandel über ihre Köpfe hinweg geplant. Das leistet
weder den notwendigen Beitrag zur Befriedung der Region, noch genügt es dem
Absatz "Regionale Verankerung und Beteiligung der Zivilgesellschaft" (Seite
101 KWSB Empfehlungen) im Strukturwandelprozess. Auch ist nicht
ersichtlich, wo sich der Anteil der Strukturwandelgelder [2] wiederfindet,
der nicht für den wirtschaftlichen Strukturwandel, sondern für
zivilgesellschaftliche Aktivitäten und Lebensqualität eingesetzt werden
sollte. Wir fordern, dass hierfür mindestens 10% der Mittel eingestellt
werden müssen.

Das so insbesondere mit den Empfehlungen der Kohlekommission umgegangen
wird, die auch mir als Regionenvertreterin besonders am Herzen lagen, macht
deutlich, dass die Berufung einfacher Bürgerinnen in die Kommission doch
nicht mehr als eine Pseudobeteiligung gewesen ist. Die Bundesregierung
sollte sich daher schämen, dass sie den Begriff des breiten Konsenses im
Eckpunktepapier mehrfach erwähnt und damit deutlich überstrapaziert.
Während ich die Kommissionsempfehlungen noch als Kompromisslösung
mitgetragen habe, sind die nun vorgelegten Eckpunkte zum
Strukturstärkungsgesetz mangelhaft und für mich absolut inakzeptabel. Das
gilt sowohl für die nicht verankerte Bürgerbeteiligung, als auch die
fehlende Ausrichtung auf zukunftsfähiges wirklich nachhaltiges,
treibhausgasneutrales und ressourcenschonendes Wirtschaften.


Anmerkungen:

[1] (Seite 89 KWSB Empfehlungen) "Die Ausstellung soll gemeinsam mit den
Menschen der Region, mit den Kommunen und der Wirtschaft in einem
beteiligungsorientierten, hochqualitativen Prozess umgesetzt werden."

[2] (Seite 84 KWSB Empfehlungen) "Ein noch festzulegender Anteil der Mittel
sollte nicht auf den "wirtschaftlichen" Strukturwandel beschränkt sein,
sondern dafür verwendet werden, um zivilgesellschaftliche Aktivitäten,
Lebensqualität und weiche Standortfaktoren zu stärken und
weiterzuentwickeln."

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 22.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 23. Mai 2019 
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KOHLEALARM/597: Klimakampf und Kohlefront - Sitzblockade gegen den Straßenbauwürgegriff von RWE ... ("Alle Dörfer bleiben!")


Bündnis "Alle Dörfer bleiben!" - Pressemitteilung vom 21. Mai 2019

Bedrohte Dörfer: Sitzblockade am Tagebau Garzweiler angekündigt

RWE missachtet Kohleausstieg mit Baubeginn von neuer Grubenrandstraße



Erkelenz. Die Aktionsgruppe "Kohle erSetzen!" und das Bündnis "Alle Dörfer
bleiben" rufen zu einer Sitzblockade gegen den gestern begonnenen Bau der
Landstraße L354n zwischen Wanlo und Kuckum auf. Die Straße wird nur
benötigt, wenn weitere Dörfer für die darunter liegende Braunkohle zerstört
werden. Unter dem Motto "Keinen Meter der Kohle" wollen sich deshalb ab
Montag den 27. Mai Anwohnende gemeinsam mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung den Bauarbeiten in den Weg setzen.

"RWE offenbart mit diesem Straßenbau seine Ignoranz gegenüber dem kommenden
Kohleausstieg," stellt Mira Jäger, Pressesprecherin von Kohle erSetzen!,
fest. "Es ist klar: alle Dörfer werden bleiben. Denn selbst mit dem völlig
unzureichenden Ergebnis der Kohlekommission dürfen die Tagebaue kaum
fortgeführt werden. Somit sind sowohl das Abbaggern der Dörfer als auch der
neue Straßenbau absolut überflüssig." Dennoch wurde für die Bauarbeiten
bereits ein Waldstück gerodet, mehrere Hektar fruchtbarer Ackerboden sollen
geopfert werden.

"Um weiter Fakten zu schaffen und die Menschen in den Dörfern unter Druck
zu setzen, baut RWE eine neue 'Grubenrandstraße' weit hinter den Dörfern.
Das ist Hohn für all jene, die fest entschlossen sind, in ihren Dörfer zu
bleiben," so David Dresen aus dem bedrohten Kuckum. Sollte der Tagebau wie
von RWE gewollt fortgesetzt werden, wird die neue Grubenrandstraße erst
2027 mit der Zerstörung Kuckums gebraucht. Die Genehmigung des Neubaus hat
RWE bereits seit vier Jahren. Nach RWEs bisherigen Plänen würde es reichen,
wenn erst 2025 mit dem Straßenbau begonnen würde. Die Anwohnenden vor Ort
gehen daher davon aus, dass RWE jetzt schon baut, um sie unter Druck zu
setzen und ihnen die Lebensqualität in ihren Dörfern zu nehmen. "Den
Menschen hier gezielt das Leben zur Hölle zu machen, hat bei RWE System.
Der Bau der Straße hebt die Provokationen auf eine neue Stufe" so David
Dresen. "Um unserer Forderung nach einem sofortigen Stopp aller
bergbauvorbereitenden Maßnahmen Nachdruck zu verleihen, sehen wir uns daher
gezwungen einen Schritt weiter zu gehen und rufen dazu auf, die Bauarbeiten
zu blockieren. "RWE gräbt derzeit eine Schneise durch Felder und Wald in
der vollen Breite der zukünftigen Straße. Nach Abschluss dieser Arbeiten
soll die Schneise auf mögliche alte Kampfmittel und archäologische Funde
untersucht werden, im Anschluss soll dann direkt der Straßenbau beginnen.

In den letzten 100 Jahren sind allein in Deutschland fast 300 Orte für den
Braunkohleabbau zerstört worden. Mittlerweile ist jedoch eine breite
Unterstützung für einen schnellen Kohleausstieg entstanden, wie er auch
wöchentlich von Zehntausenden beim Klimastreik "Fridays for Future"
gefordert wird. Dennoch treibt RWE im Rheinischen Revier die Umsiedlung von
rund 1.500 Menschen weiter voran. Sechs Dörfer und weitere Höfe sind vom
Tagebau Garzweiler II nach wie vor bedroht. Für den 22. Juni lädt Alle
Dörfer bleiben deshalb zu einem großen Aktionstag ins Rheinische Revier
ein, gemeinsam mit Fridays for Future, BUND, Greenpeace, Campact und den
Naturfreunden. An diesem Tag werden auch die Aktiven von Ende Gelände an
anderer Stelle zivilen Ungehorsam gegen den Kohle-Abbau leisten.

Mit seinem Geschäft zerstört RWE nicht nur Dorfgemeinschaften in
Deutschland. Als Konzern mit dem größten Treibhausgasausstoß in Europa
bedroht er besonders die Existenz von Menschen weltweit, die durch die
Klimakrise ihre Lebensgrundlagen verlieren. Schon jetzt leiden diese
Menschen unter immer stärkeren Dürren und Extremwetterereignissen, obwohl
sie am wenigsten zur Klimakrise beigetragen haben.

www.kohle-ersetzen.de/

www.twitter.com/Kohle_erSetzen

http://alle-doerfer-bleiben.de/

www.twitter.com/AlleDoerfer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 21.05.2019

"Alle Dörfer bleiben!"

Internet: www.alle-doerfer-bleiben.de
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KOHLEALARM/596: Klimakampf und Kohlefront - kein Halt vor Wald und Dorf und Kirche ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Profanierung der katholischen Kirche in
Kerpen Manheim am 18.05.2019 und dem Ratsentscheid der Stadt Kerpen am
17.05.2019, sich nicht für den Erhalt der Kirche und eine alternative
Nachnutzung einzusetzen.

Die katholische Kirche sollte an der Seite aller betroffenen Menschen
stehen



Buir, 19.05.2019. Bei allem Verständnis dafür, dass sich der Pfarrverband
Kerpen Süd-West und der Kirchenvorstand Manheim für eine Entweihung der
Kirche St. Albanus und Leonardus entschieden hat, um mit den sakramentalen
Gegenständen einen Teil der Identität in das neu zu schaffende kirchliche
Zentrum in Manheim-neu umzusiedeln, bleibt doch der Eindruck einer
einseitigen Parteinahme der katholischen Würdenträger auf Gemeinde- und
Bistumsebene und damit ein bitterer Beigeschmack.

Auch der entweihte Kirchenbau wird für viele Menschen ein Ort der
Erinnerung sein und bleiben. Ein Umsiedler hat die Kirche beschrieben als
eine Zeitkapsel, in der wichtige Lebensstationen wie Taufe, Geburt,
Kommunion, Hochzeit und das Abschiednehmen von Mitmenschen konserviert
wird. Der Kirchenraum als Ort des Rückzuges, der Besinnung und der
Erinnerung. Auch als entweihter Ort, wird der Kirchenbau genau das für
viele Menschen sein und bleiben. Dass Umsiedler*innen vehement den Abriss
ihrer Häuser und sogar ihrer Kirche fordern, zeugt von dem großen Trauma,
das Umsiedlung bei Menschen auslöst und welches nur schwer zu verarbeiten
ist. In Bezug auf ihre seelsorgerische Aufgabe im Zusammenhang mit
Umsiedlung und Heimatverlust versagt die katholische Kirche, indem Sie die
Menschen im Stich lässt, die gerne in ihrem Dorf, ihrem Zuhause bleiben
möchten. Statt im Konflikt um die Kohle zu vermitteln und zu befrieden,
sind die Kirchenvertreter parteiisch, grenzen kohlekritische Menschen und
Klimaschützer*innen aus, und schaden so dem Ansehen der katholischen
Kirche.

Wie ist es zu verstehen, wenn der Weg für die Zerstörung der Kirche St.
Albanus und Leonardus frei gemacht wird und sie zugleich angepriesen wird
als die "schönste Kirche im Seelsorgebereich" die dem "Tagebau weichen
muss"(*)?

Diese Kirche in Manheim "muss" dem Tagebau nicht weichen, da der Hambacher
Wald erhalten bleibt und der Energiekonzern dem eigenen Bekunden nach nicht
um den Wald herumbaggern kann.

Indem auch die Stadt Kerpen ihren Ortsteil Manheim, die Kirche, das
Marktplatzensemble und weitere erhaltenswerte Baudenkmäler komplett in
Schutt und Asche legen lassen will, beraubt sie sich selbst des großen
Potentials einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Entwicklung dieses
symbolhaften Ortes im Zuge des zukünftigen Strukturwandels im Rheinischen
Revier.


Anmerkung:

(*) "Eine Kirche, die viele Generationen von Gläubigen durchs Leben
begleitet hat. Diese Kirche muss dem Tagebau weichen. Sie ist klein, aber
fein! Herzliche Einladung zu einem Rundgang durch die schönste Kirche im
Seelsorgebereich mit..." (Quelle: Einladungstext an Firmlinge zur
Kirchenbesichtigung im Juni 2019).

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 19.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1386: Freie Universität Berlin - Lange Nacht der Wissenschaften, 15. Juni 2019


Freie Universität Berlin

Lange Nacht der Wissenschaften: Von Game of Thrones bis Mondlandung -
am 15. Juni 2019



Sieben Stunden Wissenschaft nonstop: Am Samstag, 15. Juni lädt die Freie
Universität Berlin von 17.00 bis 24.00 Uhr zur Langen Nacht der
Wissenschaften ein. Besucherinnen und Besucher können sich aus knapp 500
Angeboten wählen; sie können sich aktuelle Forschungen erläutern und durch
Labore führen lassen, experimentieren und mitdiskutieren. Der Verkauf von
Eintrittskarten beginnt am Montag, dem 20. Mai; erhältlich sind sie unter
anderem bei allen Fahrausweisautomaten und Verkaufsstellen der Berliner
S-Bahn und der BVG und online.


Eine Auswahl der Angebote

Eine Uni - ein Buch: Knigge

Was bedeutet heutzutage ein guter Umgang miteinander? Wie wollen wir
miteinander reden? Welche Hinweise für Verhaltensregeln gibt die
geisteswissenschaftliche Forschung? Diesen Fragen gehen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Dahlem Humanities Center in
Zusammenarbeit mit der Friedrich-Schlegel-Graduiertenschule für
literaturwissenschaftliche Studien und dem Sonderforschungsbereich
"Episteme in Bewegung" nach. (17.30 bis 23.30 Uhr, Habelschwerdter Allee
45, 14195 Berlin, Busroute GRÜN, BLAU, ORANGE, GELB)

Game of Thrones - (un)bekanntes Mittelalter

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Arbeitsbereichs Anglistische
Mediävistik betrachten die erfolgreiche Buch- und Fernsehserie Game of
Thrones genauer. In Vorträgen und Diskussionsrunden können sich
Besucherinnen und Besucher unter anderem mit magischen Orten und Kreaturen
der Serie auseinandersetzen sowie mit der Frage, wie in Game of Thrones
mit Motiven, Erzählstrukturen und historischen Anspielungen ein Eindruck
von Mittelalterlichkeit erzeugt wird. (17.00 bis 24.00 Uhr,
Habelschwerdter Allee 45, 14195 Berlin, Busroute GRÜN, BLAU, ORANGE, GELB)

50 Jahre Mondlandung - Von der Erde in den Kosmos

Mit Vorträgen, historischen Aufnahmen und 3D-Filmen geben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Planetologie und
Fernerkundung Einblicke in das US-amerikanische Apollo-Programm, in dessen
Rahmen am 20. Juli 1969 die erste bemannte Mondlandung stattfand, sowie in
die Raumfahrtmission Mars Express. (17.00 bis 24.00 Uhr, Fabeckstraße 25,
14195 Berlin, Busroute BLAU, GRÜN, ORANGE, GELB)

Ein Rundgang durch die Meteorologie

Das Programm am und auf dem Wetterturm lädt dazu ein, sich
wissenschaftlich mit Wetter- und Klimaphänomenen zu befassen. Wie wird das
Wetter gemessen und welche Technologien kommen dabei zum Einsatz? Wie warm
oder kalt sind eigentlich Bäume? Und wie gut ist die Luftqualität in
Berlin? Antworten darauf bekommen Besucherinnen und Besucher auf einem
Rundgang durch die Meteorologie. (17.00 bis 24.00 Uhr, Schmidt-Ott-Straße
13, 12165 Berlin, Busroute BLAU, GELB)

Jahrmarkt der Biologie

"Pflanzen, Tiere, Sensationen" heißt es am Institut für Biologie.
Besucherinnen und Besucher erhalten unter anderem Einblicke in
insektenhaltige Ernährung unter ökologischen und gesundheitlichen
Aspekten. Vorgestellt werden auch aktuelle Forschungsergebnisse zu der
Frage, wie Erdöl durch Sägemehl ersetzt werden könnte. (17.00 bis 24.00
Uhr, Königin-Luise-Straße 12-16, 14195 Berlin, Busroute BLAU, GELB)

Mathe kann Leben retten

Wie mathematische Methoden im Falle eines Brands zur Evakuierung betragen
können erfahren Interessierte am Institut für Mathematik. In einer
begehbaren Rauchkammer zeigen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
zudem mithilfe von Experimenten Gefahren von Feuer und geben Hinweise für
ein richtiges Verhalten im Brandfall. (17.00 bis 24.00 Uhr, Arnimallee 6,
14195 Berlin, Busroute BLAU)


Für die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von morgen

Science-Rallye für Kinder und Jugendliche bis 14 Jahre

Bei der Science-Rallye erfahren Neugierige, wie ein Computer ihre
Lieblingsmusik findet und können den größten Rechner Berlins bestaunen.
Auf die Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler warten Rätsel
und Aufgaben, die es zu lösen gilt. Am Ende erhalten alle Teilnehmenden
einen Mitmachpreis. Die Rallye führt durch die Fachbereiche Mathematik und
Informatik, Physik, Biologie, Chemie, Pharmazie und das Zuse-Institut
Berlin und dauert etwa zwei Stunden. Die Gebäude liegen alle nah
beieinander. (17 bis 24.00 Uhr, Arnimallee 6 und 14, Takustraße 7 und 9,
Fabeckstraße 34-36, 14195 Berlin, Busroute BLAU)

Theaterstück von Biologie-Studierenden

Spannende und unterhaltsame Einblicke in die Evolutionsgeschichte erhalten
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler in dem Theaterstück
"Dr. Arwins größter Fall - der Evolution auf der Spur" von
Biologie-Studierenden. Der Detektiv Dr. Arwin verspricht seiner Nichte, ihr
bei ihrer Bio-Hausarbeit zu helfen. Gemeinsam folgen die beiden mithilfe
einer Zeitmaschine Hinweisen von Dinosauriern, Schmetterlingen, Zebras und
Finken. (19.15 bis 20.15 Uhr, Königin-Luise-Straße 12-16, 14195 Berlin,
Busroute BLAU, GELB).

Alltag in der Antike

Am altertumswissenschaftlichen Exzellenzcluster Topoi können Kinder und
Jugendliche für einen Abend den Alltag in antiken Kulturen erleben.
Neugierige können an einer archäologischen Grabung teilnehmen, antikes
Spielzeug oder Schmuck basteln und erfahren, wie antike Gewänder gewickelt
wurden. Angeboten werden zudem für Kinder und Jugendliche konzipierte
Vorträge über Griechenland sowie über Rom und die römischen Kaiser. (17.00
bis 24.00 Uhr, Vortrag über Rom und die römischen Kaiser von 18.00 bis
19.00 Uhr, Vortrag über Griechenland von 19.30 bis 20.30 Uhr,
Hittorfstraße 18, 14195 Berlin, Buslinie GRÜN)


Begleitprogramm für alle Sinne

Orchesterprobe des Collegium Musicum

Das Collegium Musicum ist eine gemeinsame Einrichtung der Freien
Universität Berlin und der Technischen Universität Berlin. In den fünf
Ensembles Großer Chor, Kammerchor, Sinfonieorchester, Kleines Sinfonisches
Orchester und Uni Bigband Berlin musizieren rund 450 Studierende und
Universitätsangehörige aller Fachrichtungen. Besucherinnen und Besucher
können die Sinfonieorchesterprobe miterleben. (17.00 bis 18.00 Uhr, Haus
2, Audimax des Henry-Ford-Baus, Garystraße 35, Busroute GRÜN)

Uni Bigband Berlin

Die Uni Bigband Berlin ist eine gemeinsame Einrichtung von Freier
Universität Berlin und Technischer Universität Berlin sowie die erste
Bigband an den Berliner Universitäten überhaupt. (17.30 bis 18 Uhr sowie
19.30 bis 20.00 Uhr, Vorplatz der Kolonnaden, Fabeckstraße 23/25, 14195
Berlin, Busroute BLAU, GRÜN, ORANGE, GELB)

Jazzmusik von Igor Omelchuk

Eine Kombination aus klassischen und jazzigen Akkorden zeichnet seinen
Stil aus: Igor Omelchuk verbindet französische Musette, argentinischen
Tango und Jazz zu einer neuen musikalischen Synthese. (17.30 bis 22.00
Uhr, jeweils 15 Minuten, Vorplatz, Fabeckstraße 23/25, Busroute BLAU,
GRÜN, ORANGE, GELB)

Shaolin-Kungfu und Taiji

Das Show-Team des Shaolin Tempel Deutschland führt seine Fähigkeiten vor.
(17 bis 17.30 Uhr, Goßlerstraße 2-4, 14195 Berlin, Busroute ORANGE)

FUture Slam

Auf unterhaltsame Weise präsentieren Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus verschiedenen Fachrichtungen aktuelle
Forschungsarbeiten zum Thema Zukunft in zehn Minuten. (21.00 bis 23.00
Uhr, Habelschwerdter Allee 45, 14195 Berlin, Busroute GRÜN, BLAU, ORANGE,
GELB)


Allgemeine Informationen zur Langen Nacht der Wissenschaften


	Termin: Sonnabend, 15. Juni 2019, 17 bis 24.00 Uhr

	Programmhefte mit Orientierungsplänen können im Internet heruntergeladen werden unter https://www.fu-berlin.de/sites/langenacht/downloads/programm und liegen außerdem in rund 200 Berliner und Potsdamer Einrichtungen aus.

	Das Programm sowie eine interaktive Karte zur Navigation zu allen Veranstaltungsorten im Südwesten ist mit der kostenlosen App "LN FU Berlin" verfügbar, für die Plattformen Android, iOS und Windows Mobile:
 https://www.fu-berlin.de/sites/langenacht/app/index.html

	Der Campus-Plan bietet eine Übersicht über die Veranstaltungsorte und enthält eine Legende zu den Gebäudenummern und Busrouten. Er kann unter http://lndw.org/downloads.php?file=2019Campus_4.pdf heruntergeladen werden.

	Busrouten: Alle Veranstaltungsorte der Freien Universität Berlin und benachbarter wissenschaftlichen Einrichtungen in Berlin-Dahlem und Steglitz werden von Shuttle-Bussen angefahren, die die Besucher kostenlos nutzen können. Zentraler Umsteigeort ist die Habelschwerdter Allee 45. Informationen unter www.fu-berlin.de/langenacht/infos/busse.

	Tickets und Preise: Erwachsene: 14 Euro, ermäßigt 9 Euro. Familienticket: 27 Euro (bis maximal fünf Personen, davon bis zu zwei Erwachsene und mindestens ein Kind; Kinder bis 17 Jahre). Late-Night-Tickets an den Abendkassen ab 22 Uhr: 6 Euro. Schülergruppentickets: In diesem Jahr sind die Schülergruppentickets einmalig kostenfrei. Damit soll das Engagement der vielen jungen Menschen gewürdigt werden, die sich regelmäßig in der Fridays-for-Future-Bewegung für den Klimaschutz einsetzen. Die Kostenfreiheit gilt für alle bestellten Schülergruppentickets, ein Nachweis über die Teilnahme an Fridays-for-Future-Aktionen ist nicht notwendig. (Mindestbestellmenge: 7 Tickets; Pro Schülergruppe können maximal zwei Lehrerinnen-/Lehrer-Tickets gebucht werden; nur über den Online-Vorverkauf zu erwerben). Kinder unter 6 Jahren haben freien Eintritt. (Liste der Abendkassen: https://www.fu-berlin.de/sites/langenacht/infos/kassen/index.html)

	Vorverkauf: ab 20. Mai 2019 bei allen Fahrausweisautomaten und Verkaufsstellen der Berliner S-Bahn und der BVG. Online bis 11. Juni 2019 unter www.lndw19.de (Bezahlung nur mit Kreditkarte oder über PayPal) und CTS eventim sowie Theaterkassen und Touristeninformationen (www.eventim.de und Tickethotline unter 01806-57 00 70).

	App zum Programmangebot: Die Freie Universität hat eine App mit allen Veranstaltungsangeboten herausgegeben. Diese ist für Android und iOS sowie als WebApp nutzbar, letztere ist auch auf Windows Phone lauffähig: Links zu den Plattformen und der Desktop-Variante: 
Web-App für PC, Notebook, etc. 
https://www.site.guide/SiteGuide/?c=692f4a456536736a415832707556567a3237355845773d3d&mode=desktop&lang=de 
Download für Android 
https://play.google.com/store/apps/details?id=com.tagxter.fuberlin 
Download für Apple iOS 
https://itunes.apple.com/de/app/id1238690374 
Download für Windows Phone 
https://www.site.guide/SiteGuide/showcase.php?c=692f4a456536736a415832707556567a3237355845773d3d






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1385: Berlin - Jüdische Literaturen, Jo Frank spricht mit Olga Martynova u. Tobias Herzberg, 05.06.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Juni 2019

Mi 5.6., 19:30 Uhr

Reihe o Jüdische Literaturen

Olga Martynova und Tobias Herzberg im Gespräch mit Jo Frank

7 EUR / erm. 4 EUR



Olga Martynova (*1962), Lyrikerin, Essayistin, Romanautorin,
aufgewachsen in Leningrad, und Tobias Herzberg (*1986), Theaterautor,
Schauspieler, Dramaturg, aufgewachsen in Hamburg, sprechen mit Jo
Frank über das Label jüdisch. Wie prägt Jüdisch-Sein das eigene
Schreiben und wie begegnen die Autor*innen der Vermarktung als
jüdische*r Autor*in? Tobias Herzberg begreift Jüdisch-Sein als Teil
queerer Identität, die selbstbewusst agiert wird. Olga Martynova wird
neben ihren eigenen Texten auch aus dem Werk ihres Lebens- und
Arbeitspartners Oleg Jurjew lesen, der sich auf vielfältige Weise mit
jüdischer Identität auseinandergesetzt hat.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit ELES, Ernst Ludwig Ehrlich
Studienwerk e.V.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Juni 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/689: Frankfurt Buchpremiere - Fundus. Das Buch vom Verlag der Autoren 1969 - 2019, 14.06.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2019

Fr 14.06., 19.30 h

Buchpremiere! 

Fundus. Das Buch vom Verlag der Autoren 1969 - 2019

Das Literaturhaus zu Gast im Schauspiel Frankfurt

Mit Matthias Altenburg, Ursula Krechel, Dea Loher, Kristof
Magnusson, Sasha Marianna Salzmann, Wim Wenders, u.v.m.

Moderation: Michael Quast



Der Verlag, der den Autoren gehört, feiert seinen 50.
Geburtstag.

Eine Frankfurter Institution: Der Verlag der Autoren feiert 50 Jahre
Bestehen. Und kein Verlag ist aufgebaut wie dieser. Denn der Verlag
der Autoren gehört denen, die für ihn schreiben und arbeiten. Verlegt
wird Theater, Hörspiel, Drehbuch, Prosa, Choreografie. Zum Geburtstag
erscheint ein ganz besonderes Buch: Die Herausgeber Marion Victor und
Wolfgang Schopf sind in den Verlagsfundus gestiegen und dokumentieren
mit Faksimiles, Zitaten, Ausschnitten und Fotos die Geschichte und
Gegenwart des Verlags der Autoren. Und damit auch die politischen wie
ästhetischen Debatten und Veränderungen Deutschlands. Zur
Buchpremiere präsentieren Autoren aller Verlagssparten Fundstücke aus
dem reichen Repertoire.

Wim Wenders, seit den Anfangsjahren dabei, hält eine Rede.

Durch den Abend führt der Verlagsautor, Intendant und Schauspieler
Michael Quast.

Karten unter www.schauspielfrankfurt.de, an der Theaterkasse und über
das Kartentelefon 069 / 212 49 49 4.

Eine Zusammenarbeit mit dem Schauspiel Frankfurt, dem Verlag der
Autoren und der Autorenstiftung Frankfurt.

Eintritt: 18 / 12 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Juni 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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TREFF/688: Frankfurt - Im Branchendrehkreuz... Friedenauer Presse, 11.06.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Juni 2019

Di 11.06., 19.30 h 

Im Branchendrehkreuz: Friedenauer Presse

Ein Abend mit Friederike Jacob, Pauline Altmann, Sarah Bärtschi,
Nadine Goepfert und Denis Scheck



Ideen, Ideale, Idealisten

In Deutschland gibt es mehr als 1.800 Verlage. Traditionsreiche
Publikumsverlage, kreative Nischenverlage, renommierte
Wissenschaftsverlage. Die Reihe "Im Branchendrehkreuz" präsentiert
die kulturelle Vielfalt der deutschsprachigen Verlagslandschaft. An
diesem Abend die Friedenauer Presse. Es geht um Ästhetik und Design.
Um liebevolle Buchgestaltung. Gemeinsam mit der Verlegerin Friederike
Jacob sprechen die Typographin Pauline Altmann und die Designerin
Nadine Goepfert mit dem Literaturkritiker und Buchliebhaber Denis
Scheck über die Schönheit von Büchern. "Humboldt's Tierleben", neu
erschienen bei der Friedenauer Presse, ist so ein schönes Buch. Die
Herausgeberin Sarah Bärtschi präsentiert an diesem Abend eine Auswahl
von Tiertexten und -zeichnungen, die das Wissenschaftsideal des
großen Naturforschers illustrieren.

Die Reihe "Im Branchendrehkreuz" wird von der Dr. Marschner Stiftung
gefördert.

Eintritt: 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Juni 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/1003: Lernen aus dem Leid - Atomwaffen-Stützpunkt Büchel blockiert (Kampagne "Büchel ist überall")


Pressemitteilung der "Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt"
vom 23.05.2019

Lernen aus dem Leid:

Atomwaffen-Stützpunkt Büchel blockiert!



Neun Mitglieder des bundesweiten Pazifik-Netzwerkes e.V. machten am
gestrigen Mittwoch, den 22. Mai, und heute früh insgesamt drei Mal die
Hauptzufahrt des Bundeswehr-Luftwaffen-Stützpunktes Büchel dicht.
Morgens wurden die Militärangehörigen beim Dienstantritt gehindert und
nachmittags zum Dienstende!

Auf dem Fliegerhorst Büchel sind ca. 20 U.S. Atombomben stationiert. Sie
müssen im Ernstfall auf Anordnung des US-Präsidenten im Rahmen der NATO
von deutschen Piloten abgeworfen werden.

Unsere Aktionen sind Teil der aus 68 Gruppen bestehenden Kampagne
"Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt", die im vierten Jahr 20
Wochen lang hier protestieren.

Für das Pazifik-Netzwerk ist die weltweite nukleare Abrüstung von
besonderer Bedeutung. Der Verein entstand in den 1980er Jahren, in einer
Zeit als Informationen über die verheerenden Folgen der Atombombentests
im Pazifik nach Europa gelangten. Auf den Marshall-Inseln (u.a.
Bikini-Atoll) hatten die USA mit 67 oberirdischen Atomexplosionen die
Inselbewohner schwerst radioaktiv verseucht. In Französisch-Polynesien
wurden von Frankreich fast 200 Bomben gezündet.

Persönliche Begegnungen mit Überlebenden haben unser Engagement
verstärkt. So bat Lijon Eknilang aus den Marshall-Inseln darum, alles
Menschenmögliche zu tun, "um zu verhindern, dass sich die Leiden, die
wir Marshallesen durchgemacht haben, in irgendeinem Land der Welt
wiederholen."

Aktuell rüsten alle Atommächte wieder auf. Wir blockieren in Büchel
auch, weil ein neuer Prototyp, die B61-12 Atombombe, in den USA ab dem
Jahr 2020 in Produktion geht und ab 2024 hier stationiert werden soll.
Dieser neue Bombentyp ist für regional begrenzte Einsätze konzipiert,
wodurch die Schwelle für einen Einsatz gesenkt wird. Wir wollen nicht,
dass sich das unvorstellbare Leid der Menschen im Pazifik wiederholt.
Daher verleihen wir mit unseren Aktionen des Zivilen Ungehorsams unseren
Kampagnen-Forderungen Nachdruck. Wir fordern von unserer Regierung: 1.
Abzug der letzten U.S. Atomwaffen aus Büchel/Deutschland, 2. keine
nukleare Aufrüstung (keine B61-12 Atombomben) und 3. die Unterzeichnung
und Ratifizierung des Atomwaffenverbots-Vertrages.

Weitere Infos:

www.buechel-atombombenfrei.de und

www.pazifik-netzwerk.org

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internt: www.atomwaffenfrei.de
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ATTAC/1995: Deutsche Bank - Attac fordert sozial-ökologischen Umbau


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 23. Mai 2019

Deutsche Bank: Zukunft nur mit weißer Weste!

Attac fordert sozial-ökologischen Umbau des Geldinstituts



Dreck auf der weißen Weste - Karussellhandel. Cum Ex. Kohlestrom: Mit
einer Aktion unter diesem Motto haben Attac-Aktive heute bei der
Hauptversammlung der Deutschen Bank in Frankfurt gegen deren schmutzige
Geschäfte protestiert. Das globalisierungskritische Netzwerk fordert,
das Gemeinwohl schädigende Geschäftsmodell des Instituts zu beenden und
es in den Dienst des sozial-ökologischen Umbaus der Gesellschaft zu
stellen.

"Umsatzsteuerkarusselle, Cum-Ex, Geldwäsche, Briefkastenfirmen in
Steueroasen, Beihilfe zur Steuerflucht, Investitionen in Kohlestrom und
andere umweltschädliche Energieträger: Die Deutsche Bank gefährdet das
Gemeinwohl. Ob legal oder illegal spielt für sie offenbar keine Rolle,
Hauptsache es wirft Profit ab", sagte Alfred Eibl vom bundesweiten
Attac-Koordinierungskreis in Frankfurt. "So eine Bank kann sich unsere
Gesellschaft nicht mehr leisten. Es ist höchste Zeit, die Deutsche Bank
zu zwingen, auf ein sozial-ökologisch verträgliches Geschäftsmodell
umzusteigen."

Mit Cum-Ex-Geschäften hat die Deutsche Bank zusammen mit anderen
Akteuren die EU-Staaten um Steuern in Höhe von 55 Milliarden Euro
gebracht. Um jährlich mehr als 50 Milliarden Euro haben Kriminelle die
Staaten mit Umsatzsteuerkarussellen betrogen. Mit dabei: Mitarbeiter der
Deutschen Bank. Zugleich ist die Deutsche Bank ein globaler Player bei
der Finanzierung von Investments in klimaschädliche fossile Energien: 47
Milliarden Euro waren es in den vergangenen drei Jahren.

Attac setzt sich dafür ein, dass Banken künftig gesellschaftliche
Interessen bei der Kreditvergabe berücksichtigen und Darlehen so
vergeben müssen, dass sie den sozial-ökologischen Umbau der Wirtschaft
befördern. Das klassische Einlagenbankgeschäft und das Investmentbanking
müssen zudem endlich getrennt werden, fordert das Netzwerk. Notwendig
ist für Attac auch ein Unternehmensstrafrecht: Steuervergehen von Firmen
sollen unabhängig vom Nachweis der individuellen Schuld einzelner
Manager mit einem Bußgeld bis zum zehnfachen Betrag der nicht gezahlten
Steuer bestraft werden.

Alfred Eibl: "Profitmaximierung auf Kosten von Mensch und Umwelt ist
kein tragfähiges Geschäftsmodell. Der gesellschaftliche Nutzen der Bank
muss erkennbar sein. Eine Bank, bei der die Interessen der normalen
Kundinnen und Kunden an letzter Stelle stehen, hat ihre
Existenzberechtigung verloren."




Weitere Informationen:

www.attac.de/finance-for-the-people

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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OFFENER BRIEF/090: 70 Jahre Grundgesetz - Für das freie Wort zu Israel und Palästina (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

70 Jahre Grundgesetz: Für das freie Wort zu Israel und Palästina

Offener Brief an die Bundestagsabgeordneten



In einem offenen Brief anlässlich von 70 Jahren Grundgesetz an die
Abgeordneten des Deutschen Bundestages warnen Friedens- und
Menschenrechtsorganisationen vor der Gefährdung des Rechts auf
Meinungsfreiheit. Sie beobachten, wie im Bereich Israel/Palästina zunehmend
das Recht, sich frei zu äußern auch in Deutschland eingeschränkt wird.

Raumverbote in Essen, München, Frankfurt, Berlin, Nordrhein-Westfalen oder
Baden-Württemberg sowie die Bundestagserklärung von SPD, Union, FDP und
Grünen: "Der BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten - Antisemitismus
bekämpfen" haben zur Konsequenz, dass Debatten z.B. über zivilen Widerstand
gegen die israelische Regierungspolitik von vornherein verhindert werden,
anstatt sie politisch und konstruktiv auszutragen. Ergebnis ist, dass
Informations- und Solidaritätsveranstaltungen zu den von der israelischen
Regierung und den israelischen Sicherheitskräften begangenen
Menschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen das Völkerrecht behindert und
verhindert werden.

Verhindert wurden so Veranstaltungen, die z. B. die israelische
Militärbesatzung palästinensischer Territorien, den israelischen
Siedlungsbau auf besetztem Gebiet, die gescheiterte internationale Politik
der "Friedensprozesse", die Ausgrenzung der palästinensischen Bevölkerung
innerhalb Israels oder Flüchtlingslager zum Thema haben. Die Vorwürfe des
Antisemitismus treffen dabei oft auch jüdische Referent*innen.

Ausdrücklich protestieren die Organisationen gegen den Beschluss des
Bundestages vom 17. Mai, der ihrer Einschätzung nach die Meinungsfreiheit
begrenzt. An die Abgeordneten appellieren sie, zum Artikel 5 des
Grundgesetzes zu stehen und sich für einen gerechten Frieden in Israel und
Palästina einzusetzen, der Völkerrecht und Menschenrechte sowohl
Israel*innen als auch Palästinenser*innen garantiert.

 * 

Offener Brief

An die Abgeordneten des Deutschen Bundestages

70 Jahre Grundgesetz - Das Recht auf Meinungsfreiheit ist in Gefahr


Für das freie Wort zu Israel und Palästina

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Recht auf Meinungsfreiheit ist 70 Jahre nach Einführung des
Grundgesetzes weiterhin ein unverzichtbares Recht und ein Mittel für die
demokratische Willensbildung. Daher wissen wir als Friedens- und
Menschenrechtsorganisationen seine Formulierung im Grundgesetz sehr zu
schätzen. Allerdings sehen wir es aktuell gefährdet. Wir setzen uns seit
vielen Jahren gewaltfrei und dialogorientiert für einen Frieden in Israel
und Palästina ein, der auf Menschenrechten und Völkerrecht beruht. Leider
beobachten wir, wie in diesem Bereich zunehmend das Recht, sich frei zu
äußern auch hier in Deutschland eingeschränkt wird.

Einige Kommunen, Bundesländer und zuletzt auch Fraktionen im Bundestag sind
derzeit dabei, diese wertvolle Voraussetzung für eine freie Gesellschaft
und für das Gelingen der Demokratie einzuschränken. Raumverbote in Essen,
München, Frankfurt, Berlin, Nordrhein-Westfalen oder Baden-Württemberg
sowie die Bundestagserklärung von SPD, Union, FDP und Grünen: "Der
BDS-Bewegung entschlossen entgegentreten -Antisemitismus bekämpfen" haben
zur Konsequenz, dass Debatten z.B. über zivilen Widerstand gegen die
israelische Regierungspolitik von vornherein verhindert werden, anstatt sie
politisch und konstruktiv auszutragen. Ergebnis ist, dass Informations- und
Solidaritätsveranstaltungen zu den von der israelischen Regierung und den
israelischen Sicherheitskräften begangenen Menschenrechtsverletzungen und
Verstöße gegen das Völkerrecht behindert und verhindert werden.

Dabei garantiert das Grundgesetz, dass Bürger*innen in diesem Land nicht
nur verschiedene Meinungen haben dürfen, sondern diese auch öffentlich
vertreten dürfen. Dem Staat ist jede Zensur verboten. Er darf die
öffentliche Meinungsbildung nicht einschränken (Grundgesetz Artikel 5). Die
Einschränkung der Meinungsfreiheit bringt unsere Demokratie in Gefahr.

Wir sehen dies im Zusammenhang mit einer Kampagne, die im Jahre 2016 von
der Regierung des Staates Israel unter dem Titel "Anti-BDS" beschlossen
wurde. Yisrael Katz, Israels Außen- und Verkehrsminister sowie Minister für
die Nachrichtendienste, sprach damals von der "gezielten zivilen
Eliminierung" ("civil targeted elimination") von BDSAnführern mit Hilfe der
Geheimdienste. Beim Ministerium für öffentliche Sicherheit und strategische
Angelegenheiten (Ministry of Public Security and Strategic Affairs) wurde
im selben Jahr eine "Anti-BDS"- Abteilung eingerichtet. Der zuständige
Minister Gilad M. Erdan erklärt seitdem seine Entschlossenheit, die
BDS-Bewegung weltweit mit "allen mir verfügbaren politischen,
geheimdienstlichen und sonstigen Mitteln" zu eliminieren.

Tatsächlich sind umfängliche Interventionen zu verzeichnen. Sie richten
sich gegen Organisator*innen von Vorträgen an Hochschulen und
Volkshochschulen, in Kirchengemeinden, auf Literaturmessen, in
Eine-Welt-Häusern (München, Nürnberg), gegen
Nicht-Regierungsorganisationen, Einzelpersonen wie z.B.
Wissenschaftler*innen, Friedensforscher*innen und Schriftsteller*innen.
Mittels öffentlichkeitswirksamer Kampagnen und durch Telefonanrufe und
E-Mails bei einflussreichen Persönlichkeiten wie z.B. bei
Bürgermeister*innen und Journalist*innen, begleitet von Briefen und
Artikeln in lokalen, überregionalen und sogar in internationalen Zeitungen,
werden Veranstalter*innen, Bildungsträger*innen oder Vermieter*innen von
Veranstaltungsräumen so massiv unter Druck gesetzt und mit
Antisemitismusvorwürfen konfrontiert, dass viele Veranstaltungen abgesagt
wurden.

Verhindert wurden so Veranstaltungen, die z. B. die israelische
Militärbesatzung palästinensischer Territorien, den israelischen
Siedlungsbau auf besetztem Gebiet, die gescheiterte internationale Politik
der "Friedensprozesse", die Ausgrenzung der palästinensischen Bevölkerung
innerhalb Israels oder Flüchtlingslager zum Thema haben. Die Vorwürfe des
Antisemitismus treffen dabei oft auch jüdische Referent*innen.

Der Auseinandersetzung mit real existierenden antisemitischen Stereotypen
und Aktionen dient es nicht, wenn das Wort "Antisemitismus" einen nahezu
inflationären Charakter bekommt. Laut einer Studie, die Innenminister Horst
Seehofer am 14. Mai 2019 vorgestellt hat, kommen fast 90% der
antisemitischen Straftaten, die erschreckend zugenommen haben, aus dem
rechtsextremen Lager. Die undifferenzierte Bezeichnung aller Kritiker*innen
israelischer Regierungspolitik als "Antisemit*innen" geht an der Realität
vorbei: Die Politik einer Regierung zu kritisieren und auf die Einhaltung
des Völkerrechts und die Wahrung von Menschenrechten zu pochen, ist nicht
mit der Ablehnung des Existenzrechts eines Staates gleichzusetzen. Im
Gegenteil: die Sorge um die Existenz des Staates Israel gebietet, dass die
Spirale der Gewalt nicht immer weiter gedreht wird, sondern dass auf einen
dauerhaften gerechten Frieden gedrängt wird. Dieser kann nur im Dialog
erreicht werden.

Wir protestieren ausdrücklich gegen den Beschluss des Bundestages vom 17.
Mai 2019, der unserer Einschätzung nach die Meinungsfreiheit begrenzt und
bitten Sie: Stehen Sie zu Artikel 5 des Grundgesetzes, der diese
garantiert! Setzen Sie sich für einen gerechten Frieden in Israel und
Palästina ein, der Völkerrecht und Menschenrechte sowohl Israel*innen als
auch Palästinenser*innen garantiert.

Unterzeichner*innen

Forum Friedensethik (FFE) in der Evangelischen Landeskirche in Baden,
Frauen wagen Frieden, IPPNW Deutschland, Jüdisch-Palästinensische
Dialoggruppe München, Jüdische Stimme für gerechten Frieden in Nahost,
Kooperation für den Frieden, KURVE Wustrow, Pädagoginnen und Pädagogen für
den Frieden (PPF), pax christi Nahostkommission, Versöhnungsbund, Zentrum
für Friedenskultur (ZFK)


Den Offenen Brief finden Sie als PDF unter

www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Frieden/Offener_Brief_70_GG_Israel_Palaestina.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/340: Für ein anderes Europa (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Für ein anderes Europa

Erklärung der IPPNW zur Europawahl



Aus der Mitte Europas sind zwei Weltkriege entstanden. Einen dritten
Weltkrieg würde die Menschheit angesichts des Bestandes an Atomwaffen
vermutlich nicht überleben. Die IPPNW hat die Vision, dass die Menschen in
den Ländern eines Gesamteuropas, das über die existierende Europäische
Union hinausgeht und auch Russland mit einbezieht, in friedlicher
Kooperation zusammenleben und Menschen in Not Zuflucht bietet und ihre
Menschenrechte wahrt. Ein solches Europa könnte die Kraft und Resilienz
entwickeln, damit die Region in einer globalisierten Welt nicht erneut zu
einem Herd eines weltumspannenden Krieges wird. Die ärztliche
Friedensorganisation sieht in den Strukturen der Europäischen Union
erhebliche Kriegsgefahren und Fluchtursachen.

Die mit der Selbstvernichtung drohende, waffenstarrende globale
Konfliktlage erlaubt den Rückgriff auf Willi Brandts Wort "Frieden ist
nicht alles, aber ohne Frieden ist alles nichts". Das radikale Umschwenken
von einer militärischen Sicherheitslogik zu einer zivilen Friedenslogik
kann nicht nur unseren Fortbestand sichern, sondern setzt zugleich die
materiellen Mittel für das Ziel eines friedlichen, gerechten,
demokratischen, gastlichen, sozialen und ökologischen Gesamteuropas frei.

Folgerichtig fordert die IPPNW als Einstieg in ein anders Europa,

• dass die Europäische Union ihre militärischen Kräfte abbaut und
Rüstungsprogramme beendet, anstatt Sicherheit durch militärische Aufrüstung
erreichen zu wollen;

• eine vorausschauende, zivile Konfliktbearbeitung der Europäischen
Union, die mit den entsprechenden finanziellen Mitteln ausgestattet ist,
statt Rüstungsexporte- immer wieder über Menschenrechte zu stellen;

• dass die Staaten der EU den Atomwaffenverbotsvertrag unterschreiben,
anstatt weiterhin Atomwaffen zu lagern;

• dass die Europäische Union das Konzept der Friedenslogik mit dem
Ziel eines zweiten Helsinki-Prozesses in einem Gesamteuropa anwendet, statt
Sicherheit durch militärische Macht sichern zu wollen;

• dass sich unsere Europäische Union der Zukunft im Rahmen der UN für
eine internationale, nicht-militärische Friedensordnung einsetzt, statt als
militärischer Weltakteur zur Durchsetzung eigener Interessen aufzutreten.

• dass die Europäische Union die Menschenrechte zur Grundlage ihrer
Asyl- und Migrationspolitik macht, sichere und legale Einreisemöglichkeiten
schafft und gleiche soziale Rechte für alle hier lebenden Menschen
einführt, anstatt auf eine militärisch gestützte Abschottung der
EU-Außengrenzen zu setzen, das Massensterben im Mittelmeer billigend in
Kauf zu nehmen und den Abbau von Grundrechten im Inneren zu forcieren.

Die neoliberale Ausrichtung der EU mit Privatisierungen, Sozialabbau und
Marktliberalisierung führt zu undemokratischen und unsozialen Tendenzen
innerhalb ihrer Länder und schafft bzw. verschärft über ihre Grenzen hinaus
Ungleichheiten und einseitige Abhängigkeiten.

Die IPPNW wirkt als Teil der deutschen und internationalen
Friedensbewegung. Deswegen bestürzt sie, dass die Union ihre Rolle als
globale Großmacht durch militärische Aufrüstung und gemeinsame
Rüstungsprojekte weiter entwickeln will. Selbst eine Union mit eigener
Armee und mit eigener atomarer Bewaffnung wird immer denkbarer. Zwar wird
zivilen Maßnahmen zur Konfliktbearbeitung das Wort geredet, dennoch bleibt
die materielle Ausstattung der zivilen Konfliktbearbeitung weit hinter den
Summen für das Militärische zurück. Grundsätzlich bleibt das
Sicherheitsdenken der politischen Union auf ihr militärisches
Gewaltpotential gestützt.

In der heutigen EU steckt noch immer der Kern zum Anderen, der Gedanke
eines friedlichen gemeinsamen Europas. Deswegen ist für die IPPNW
entscheidend, dem Ist-Zustand und den Zielen der Europäischen Union eine
innere und äußere gesamteuropäische Vision des Friedens entgegenzustellen,
ein resolutes friedenspolitisches Programm.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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LESUNG/6430: Berlin - Poetik Vorlesung mit Preisträger Christoph Szalay, 27.+28.05.2019


Alice Salomon Hochschule Berlin, Hochschulkommunikation ASH Berlin

Poetik Vorlesung mit Preisträger Christoph Szalay



Der diesjährige Preisträger des Alice Salomon Poetik Preises, Christoph
Szalay, wird im Mai zwei Lesungen in Zusammenarbeit mit der Alice Salomon
Hochschule (ASH) Berlin gestalten - am 27. Mai um 19:00 Uhr in der
Lettrétage in Berlin Kreuzberg und am 28. Mai von 18.00 - 20.00 Uhr im
Audimax der ASH Berlin in Hellersdorf.

Der diesjährige Preisträger des Alice Salomon Poetik Preises, Christoph
Szalay, wird im Mai zwei Lesungen in Zusammenarbeit mit der Alice Salomon
Hochschule (ASH) Berlin gestalten. Dabei wird es auch um das Verhältnis
von Kunst, Poetik Preis und Hochschule gehen.

Unter dem Titel "in unterschiedlichen hanglagen (oder oh, how I wanna
believe, that there is so much more to come, darling. pt. I-II)" wird
Christoph Szalay am 27. Mai um 19:00 Uhr in der Lettrétage in Berlin
Kreuzberg lesen. Der zweite Teil der Lesung wird am 28. Mai von 18.00 -
20.00 Uhr im Audimax der ASH Berlin in Hellersdorf stattfinden.

Der Grazer Lyriker, Künstler und Kurator Christoph Szalay erhielt den
Alice Salomon Poetik Preis im Januar 2019 auf dem Neujahrsempfang der
Hochschule. Die Jury würdigte ihn für sein "konsequent interdisziplinäres
Schaffen".

Szalay interpretiert die Abende weniger als Vorlesung als vielmehr
"angewandtes Arbeiten in zwei Teilen und unterschiedlichen Stimmen" und
schreibt dazu: "Ausgehend von der eigenen künstlerischen Praxis, sollen
(...) zentrale Begriffe eines transdisziplinären Verständnisses von
Textproduktion verhandelt werden sowie eine kritische Standortbestimmung
und Befragung des Verhältnisses von Kunst und Poetik Preis und der ASH
Berlin stattfinden. All dies nicht alleine, sondern im kollektiven
Prozess, unter Miteinbezug anderer künstlerischer und nicht zuletzt
kritischer Stimmen und Positionen."

Prof. Dr. Bettina Völter, Rektorin der ASH Berlin, erläutert: "Im Rahmen
des Poetikpreises und anschließend an die Fassadendebatte setzt die ASH
Berlin ihren Dialog mit der Kunst fort. Die Verbindung von Wissenschaft
und Kunst ermöglicht unübliche Kommunikationsformen und Praktiken. Soziale
Innovationen, das Finden von Formen gelungener Kommunikation und
Querdenken gehören zu den zentralen Aufgaben der Sozialen Arbeit, der
Gesundheitsdisziplinen sowie der Kindheitspädagogik, die an der ASH Berlin
studiert werden können. Mit Christoph Szalay haben wir einen
außerordentlichen Preisträger, der sich intensiv und künstlerisch
vielschichtig einbringt. Deshalb freuen wir uns auf zwei spannende Abende
mit ihm und dem Publikum."

Anlässlich beider Veranstaltungen gibt es die Möglichkeit zu einem
Interview zu den Folgen der Fassadendebatte und zum Verhältnis von
Wissenschaft und Kunst mit Christoph Szalay, der sonst in Österreich lebt,
und Bettina Völter, Rektorin der ASH Berlin. Bei Interesse melden Sie sich
bitte beim Referat Hochschulkommunikation (s.u.).

Die Einladung finden Sie im Anhang. Um Anmeldung wird gebeten unter:

hochschulkommunikation@ash-berlin.eu.

27.05.2019 | 19:00 Uhr | Lettrétage

Mehringdamm 61, 10961 Berlin

28.05.2019 | 18:00 Uhr | Alice Salomon Hochschule Berlin, Audimax

Alice-Salomon-Platz 5, 12627 Berlin


Über die Alice Salomon Hochschule Berlin

Die Alice Salomon Hochschule Berlin bietet Bachelor- sowie
Masterstudiengänge für Soziale Arbeit, den Gesundheitsbereich sowie
Erziehung und Bildung im Kindesalter (SAGE) an. Derzeit studieren circa
3.700 Studierende an Deutschlands größter staatlicher SAGE-Hochschule mit
Sitz in Berlin-Hellersdorf.

www.ash-berlin.eu

Zu dieser Mitteilung finden Sie Bilder unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/image315003

Einladungskarte Poetik Vorlesung

http://idw-online.de/de/image315004

Einladungskarte Poetik Vorlesung 2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution959

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alice Salomon Hochschule Berlin, Hochschulkommunikation ASH Berlin, 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1207: Berlin - Erschütterungen. Casino-Abend am 13.06.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juni 2019

Do. 13.6. 19.30h
Erschütterungen. Casino-Abend.

Mit Kasper Andreasen, Isabel Fargo Cole, Esther Kinsky, Bernhard
Schier, Aaike Stuart, Angelo Strollo

Kurator·innen: Katharina Winkler und Matthias Weichelt



»Erschütterungen« bestimmen das Programm dieses Casinoabends: Wir
öffnen das Haus und umspielen das Thema in fünf Stationen. Kuratiert
von der österreichischen Autorin und Schauspielerin Katharina Winkler
und dem Chefredakteur von »Sinn und Form« Mathias Weichelt, gehen
Künstler als Seismographen Erschütterungen in Literatur und Kunst,
als Performances und in Gesprächen nach.

Sie spüren Erschütterungen auf und zeichnen sie auf, sie lesen
Bruchlinien im Sozialen und in der Welt, sie deuten Ausschläge. Mit
eigens für diesen Abend geschriebenen Texten sind Esther Kinsky und
Isabel Fargo Cole dabei. Der österreichische Schauspieler Bernhard
Schier liest. Der Däne Kasper Andreasen, der sich mit der Gestik und
der Verortung des Schreibens beschäftigt, tritt mit einer Performance
auf. Außerdem zeigt der in Berlin lebende Niederländer Aaike Stuart
eine Videoinstallation, in der zeitgenössische kulturelle Phänomene
mit archaischen Narrativen konfrontiert werden. Angelo Strollo,
Leiter der Abteilung Seismologie des Geologischen Forschungszentrum
Potsdam, wird den Abend seismologisch aufzeichnen und ein
Echtzeit-Erdbebenmeldesystem präsentieren.

Lassen Sie sich erschüttern!

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

Tickets auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8648: Und morgen, den 24. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 24.05.2019 bis zum 25.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8648 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Nur ein paar starke Winde

erinnern Jean daran,

daß auch die Birkenrinde

ein wenig frieren kann.
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STANDPUNKT/069: Solidarität mit den Street Medics in Frankreich und den Gelbwestenprotesten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Solidarität mit den Street Medics in Frankreich und den 
Gelbwestenprotesten

Von demosanitaeter.com, 21. Mai 2019



Gemeinsame Erklärungen deutscher Demosanitäter*innen zu den Street
Medics in Frankreich im Rahmen der Gelbwestenproteste!

In unserem Nachbarland Frankreich halten die heftigen Proteste der
Gelbwesten, von Gewerkschaften und vielfältigen sozialen Bewegungen
an. Polizeieinheiten gehen mit äußerster Gewalt gegen
Demonstrant*innen von. Der ungezügelte Einsatz von Tränengas und
Pfefferspray führt massenhaft zu gesundheitlichen Schäden bei allen
Beteiligten und auch Unbeteiligten. Die Zahl der schwer Verletzten und
lebenslang Verkrüppelten durch Gummigeschosse, Blendgranaten und
Kampfstoffe geht in die Hunderte und ist für Europa in den letzten
Jahrzehnten beispiellos. Eine unbeteiligte über 80jährige wurde von
einem "verirrten" Flashball der Polizei getötet.

In diesen Situationen leisten freiwillige Street Medic Gruppen überall
in Frankreich vor Ort medizinische Erstversorgung. Seit einem halben
Jahr, Woche für Woche, helfen sie Leid und gesundheitliche
Folgeschäden abzumildern, retten Leben, sind Zuflucht für
Verzweifelte. Selbst sind sie oft Behinderungen, Bedrohungen und
Angriffen ausgesetzt.

Seit März begann der französische Staat, gezielt "Jagd" auf
Sanitäter*innen, Ärzte*innen und andere Hilfeleistende zu machen. Als
vermeintlich "wichtiges Rückgrat der Proteste" sollten sie aus dem
"Verkehr gezogen werden". So wurde am 7. April in Bordeaux und anderen
Städten versucht, sämtlichen medizinisch Hilfeleistenden schon im
Vorfeld der Zutritt zu den Demonstrationen zu verwehren. Ihre
Ausrüstungen wurden komplett einschließlich Kleidung beschlagnahmt.
Eine größere Zahl von Sanitäter*innen wurde inhaftiert. Zwei von Ihnen
mussten nach der polizeilichen "Inobhutnahme" selbst im Krankenhaus
behandelt werden.

Dass ein Staat vorrangig medizinische Hilfskräfte attackiert, kommt
nicht einmal in den meisten Kriegsgebieten dieser Welt vor und
widerspricht allen internationalen Standards, Konventionen und
Grundsätzen von Humanität.

Wir schließen uns der Empörung über das Verhalten der französischen
Regierung und ihres Staatsapparates an. Wir erklären unseren
besonderen Respekt und unsere Anerkennung für die Arbeit der Street
Medics in Frankreich. Wir schließen uns der Solidarität mit den Street
Medics in der breiten französischen Öffentlichkeit, insbesondere durch
die Beschäftigten im Gesundheitswesen an. Gewalt und
Menschenrechtsverletzungen des französischen Staates wurden durch die
"Liga für Menschenrechte", die meisten international namhaften
Menschenrechtsorganisationen sowie die zuständigen Kommissariate der
UN und EU kritisiert oder verurteilt. Wir unterstützen diese Kritik
und Verurteilungen!

Bei Übernahme des Vorsitzes im UN Sicherheitsrat erklärte
Bundesaußenminister Maas: "Krankenhäuser, Ärzte und Helfer werden
immer häufiger zur Zielscheibe. [...] Diesen Trend zur völligen
Entgrenzung militärischer Konflikte müssen wir stoppen. Sonst droht
ein Abgleiten in eine neue Barbarei." (Zeit.de 01.04.2019)

Wenn ein solches "Abgleiten in eine neue Barbarei" mitten in Europa,
in unserem Nachbarland Frankreich stattfindet bzw. sich auch nur
anbahnt, dann erwarten wir, dass Politik und Presse in Deutschland vor
einem "solchen Trend zu völligen Entgrenzung" nicht völlig die Augen
verschließen.

WARNUNG vor ultrarechten Sanitäter*innen aus Deutschland!

Uns ist aufgefallen, dass einzelne Sanitäter*innen aus dem deutschen
rechtspopulistischen und ultrarechten Umfeld von AFD, Reichsbürger-
und Identitärer Bewegung im Rahmen der Gelbwestenproteste verdeckt und
gezielt ihre Hilfe anbieten.

Von einer Zusammenarbeit können wir nur dringend abraten und zur
Vorsicht mahnen. Sie teilen essentielle Standards unserer Arbeit
nicht, wie die unbedingte Verschwiegenheit gegenüber den Behörden. Sie
missbrauchen den guten Ruf der Street Medics zur Einflussnahme rechter
Strukturen auf die Solidaritäts- und Protestbewegung in Deutschland.
Sie nutzen ihr Engagement, um sich breit in Szene zu setzen und ihre
rechte Propaganda und die hinter ihnen stehenden rechtsradikalen
Organisationen zu fördern.

Spender*innen raten wir, sich vor ihrer Spende genau zu informieren,
wem sie ihr Geld anvertrauen.

Erstunterzeichner*innen:

Autonome Sanitätsinitiative Dresden (Dresden)

Demonstrations Sanitäter/innen - Sanitätsgruppe Oberpfalz
(Regensburg)

Demosanitäter - Sanitätsgruppe Süd-West e.V. (Stuttgart)

Demosanitäter Westfalen (Ahlen)

K. Freisen - Sanitäter aus Bonn (Bonn)

Left-Wing Demonstration Medics (Berlin)

Medizinischer Einsatztrupp - Demosanitäter (Düsseldorf)

Riot Medics Berlin (Berlin)

Vienna Street Medics (Wien)

Solidaritätserklärung auf Deutsch (PDF)

https://demosanitaeter.com/wp-content/uploads/2019/05/Solidaritaetserklaerung.pdf

Solidaritätserklärung auf Französisch (PDF)

https://demosanitaeter.com/wp-content/uploads/2019/05/declaration_de_solidarite.pdf

Quellenauswahl (PDF)

https://demosanitaeter.com/wp-content/uploads/2019/05/Quellenauswahl.pdf

Erstveröffentlicht bei:

https://demosanitaeter.com/category/ankuendigungen/?fbclid=IwAR19aXUbLwk75mpySQuDjt-liLHR9y-_VAesjKDreTpUIYl40_RYdkyX4cE


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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WISSENSCHAFT/096: Römische Handelsschiffe - Keine Seelenverkäufer, sondern eine sichere Technologie (idw)


Technische Universität Berlin - 21.05.2019

Keine Seelenverkäufer, sondern eine sichere Technologie

TU-Wissenschaftler untersuchten die Seegangseigenschaften des Wracks von
La Madrague de Giens. Ihr Fazit: Römische Handelsschiffe können sich mit
den Sicherheitsstandards der modernen Schifffahrt messen



Schiffe seien "dem Tode willkommene Mittel" heißt es bei dem römischen
Dichter Sextus Propertius. "Das Urteil ist zwar verständlich, weil
Propertius bei einem Schiffsunglück einen Freund verloren hatte", sagt Dr.
Thomas Kirstein, "aber es ist maßlos übertrieben." Vielmehr, so der
Historiker, seien die römischen Handelsschiffe erstaunlich sicher gewesen,
denn die Seegangseigenschaften wie Kentersicherheit oder das Rollen,
Tauchen und Stampfen (Bewegungsverhalten) entsprächen durchaus heutigen
Normen. Auch wiesen antike Schiffe eine hohe bauliche Qualität auf. Das
ist das erstaunliche Fazit eines interdisziplinären Forschungsprojektes,
an dem die TU-Fachgebiete Technikgeschichte und Entwurf & Betrieb
Maritimer Systeme beteiligt sind.




[image: Die Wissenschaftler vor zwei Computerbildschirmen - © TU Berlin/PR/Dominic Simon]

Sebastian Ritz (l.) und Thomas Kirstein untersuchten die
Seegangseigenschaften römischer Handelsschiffe. Sebastian Ritz
erstellte dazu ein computerbasiertes Schiffsmodell, das auf dem
linken Bildschirm zu sehen ist.

© TU Berlin/PR/Dominic Simon



Zusammen mit Sebastian Ritz und Alwin Cubasch untersuchte Dr. Thomas
Kirstein, wie es sein konnte, dass den römischen Schiffen als
Transportmittel auf den Meeren in schriftlichen Quellen unisono einerseits
ein verheerendes Zeugnis ausgestellt wurde, andererseits Passagiere den
Seeweg nutzten und Kaufleute ihre Waren den vermeintlich gefährlichen
Schiffen immer wieder anvertrauten. "Dieser Widerspruch machte uns
stutzig", sagt Kirstein, der am Fachgebiet Technikgeschichte lehrt.
Welcher Passagier würde ein Schiff benutzen, welcher Kaufmann ihm seine
Waren anvertrauen, wenn er davon ausgehen müsse, dass das Schiff mit hoher
Wahrscheinlichkeit verlustig geht und nie seinen Bestimmungsort erreicht,
wie die zahlreichen Texte von Seneca, Lukrez, Cato und vieler anderer
suggerieren. Lukrez zum Beispiel nennt die Seefahrt eine "verderbliche
Kunst".

Ritz, Cubasch und Kirstein nahmen ihre Forschungen am Wrack von La
Madrague de Giens vor. Es war ehemals ein römisches Handelsschiff vom Typ
Ponto, einem weitverbreiteten Schiffstyp in den Jahrhunderten um die
Zeitenwende. An ihm untersuchten die Wissenschaftler das Kenter- und
Bewegungsverhalten römischer Handelsschiffe. Das Schiff, zwischen 60 und
50 v. Chr. nahe der französischen Halbinsel La Madrague de Giens, östlich
von Toulon, gesunken, war 1967 von Tauchern der französischen Marine
gefunden worden und gehört zu den bestdokumentierten römischen Wracks.

Das Schiff hatte eine Länge von 40 und eine Breite von neun Metern und
verfügte über zwei Masten. Anhand dieser und weiterer Daten zum Beispiel
über Beplankung, Spanten, Deck, Ladung, die schiffstechnische Ausrüstung
und mitreisende Passagiere samt Gepäck wurde das Gewicht ermittelt und ein
Computer-Modell erstellt. Dieses computerbasierte Schiffsmodell wurde dann
wiederum virtuell Wind und Wellen ausgesetzt, um zu ermitteln, unter
welchen Bedingungen das Schiff kentern oder sinken würde.

"Wir haben die Ergebnisse der Stabilitätsuntersuchungen des römischen
Handelsschiffes mit einem vergleichbaren modernen Hochseeschiff, das uns
als Referenz diente, verglichen und konnten feststellen, dass das antike
Schiff kentersicherer war als das moderne, sich also durch eine gute
Stabilität auszeichnete", sagt Sebastian Ritz, wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Fachgebiet Entwurf & Betrieb Maritimer Systeme. Des
Weiteren ergaben seine computerbasierten Simulationen, dass das Schiff von
Madrague auch den heutigen Anforderungen an die Schiffsstabilität, wie sie
im International Code on Intact Stability festgelegt sind, genügt hätte.

Neben der hydrostatischen Betrachtung zur Kentersicherheit des antiken
Schiffes wurde es ebenso auf seine Roll-, Tauch- und Stampfbewegungen im
Seegang hin untersucht. Auch diesen hydrodynamischen "TÜV" bestand das
Schiff gut. "Seine Seegangseigenschaften sind durchaus mit den üblichen
Bewegungsmerkmalen moderner Schiffe dieser Größe vergleichbar", so
Sebastian Ritz. "Lediglich die rundere Rumpfform dämpfte die Rollbewegung
des Schiffes weniger, insbesondere bei seitlichem Seegang, sodass mehr
Personen an der Bewegungs-Krankheit litten und sich wahrscheinlich
erbrochen haben oder, kurz gesagt, seekrank wurden."

Da Seekrankheit das Wahrnehmungsvermögen beeinträchtigt, mit Angst- und
Panikattacken einhergeht und die Fähigkeit mindert, eine Situation
realistisch einzuschätzen, könnte sie die Ursache dafür gewesen sein, dass
die Schifffahrt von den Autoren antiker Reiseberichte als direkter Weg ins
"nasse Grab" empfunden wurde, so die Schlussfolgerung der Wissenschaftler.
Hinzukommt, so Kirstein, dass die überlieferten Texte hauptsächlich von
Laien und nicht von erfahrenen Seeleuten stammen. Auf die Seemänner wirkte
heftiger Sturm und hoher Wellengang aufgrund ihres Wissens und ihrer
Erfahrung vielleicht weniger dramatisch und wurde nicht sofort mit dem
Einläuten des letzten Stündchens assoziiert.

Das römische Handelsschiff war im Rahmen des damals Möglichen eine sichere
Technologie, urteilen die TU-Wissenschaftler. Der Rumpf der Handelsschiffe
zeige eine gute mechanische Stabilität, ein geschlossenes Deck machte ihn
auch nach oben wasserdicht. Besegelung und Ruder verliehen den Schiffen
eine gute Manövrierfähigkeit. Seelenverkäufer seien die römischen
Handelsschiffe also nicht gewesen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ZIRKUS/070: Lippstadt - Fröhliches Allerlei im und am Zirkuszelt vom 30.5. bis 2.6.2019


Stadt Lippstadt

Fröhliches Allerlei im und am Zirkuszelt

Aufgepasst und Mitgemacht!



Lippstadt. Keine Frage: Wer mittendrin statt nur dabei sein möchte,
den zieht es während des viertägigen Altstadtfestes immer wieder gern
zum Bernhardbrunnen. Denn es hat sich längst herum gesprochen, dass es
hier in besonderem Maße künstlerisch aktiv und sportlich zugeht und
die Beteiligung der Zuschauer ausdrücklich erwünscht ist. Von
Donnerstag, 30. Mai, bis Sonntag, 2. Juni, wird ein Zirkuszelt
aufgebaut, das nicht nur Schutz vor allzu viel Sonne oder Regen
bietet, sondern vor allem für eine stimmungsvolle Atmosphäre sorgt.

Los geht es am Altstadtfest-Eröffnungstag, Donnerstag, 30. Mai, um 14
Uhr mit dem Judo-Sportverein Lippstadt der den brasilianischen
Kampftanz "Capoeira" vorstellt.

Die künstlerische und von Musik begleitete Darstellung der
Kampftechniken zeichnet sich durch viele Dreh- und eingesprungene
Tritte, bodennahe Akrobatik und Salti aus, wobei darauf geachtet wird,
den "Gegner" bzw. Mitspieler nicht zu attackieren.

Um 15.15 Uhr und 16.45 Uhr bringt Kouamé Akpetou den kindlichen
Mitstreitern Trommeln wie Djembes und Kpalongos nahe. Die Mädchen und
Jungen entwickeln durch Kreis- und Rhythmusspiele schnell ihr eigenes
Rhythmusgefühl. Zusammen mit den anderen Teilnehmern hauen sie
ordentlich "auf die Pauke". Das macht vor allem Spaß und sorgt
"nebenbei" für ein dynamisches Gruppenerlebnis. Dynamisch geht es
zwischendurch weiter, wenn das Energeticum um 16.15 Uhr eine Kostprobe
seiner sportlichen Vielfalt ablegt.

Am Freitag, 31. Mai, liegt ein bunter Nachmittag vor den
Bernhardbrunnen-Besuchern. Insgesamt dreimal gastiert das Duo "Einfach
Riesig" im Zirkuszelt und um 14 Uhr, 15.30 Uhr und letztmalig um 17
Uhr. Das Duo präsentiert seine freche, witzige und liebevolle "Circle
Show Fritz und Frida". Mit Tempo, Spielspaß und virtuosen
Zirkuskünsten binden die beiden Akteure ihr Publikum in das Geschehen
mit ein und unversehens wird ein Zuschauer zum Helden der Aktion.

Wenn ein Hase aus dem Hut hüpft und Seile sich von Zauberhand
entknoten dann ist Magie im Spiel. Die Kunst des Zauberns steht am
Samstag, 1. Juni am Bernhardbrunnen im Mittelpunkt. Um 13.30 Uhr, 15
Uhr und 16.30 Uhr verzaubert Astrid Gloria mit Wissen, Witz und Wunder
in ihrer Zaubershow die ganze Familie. Nach den jeweiligen Shows haben
Kinder die Möglichkeit in einem kleinen Zauber-Workshop selbst
Zaubertricks zu erlernen.

Abgerundet wird das Programm am Freitag und Samstag mit der 
Sälzer-Tanzgarde die von 13 - 18 Uhr am Bernhardbrunnen das allseits beliebte
Kinderschminken anbietet. Hier sind der Phantasie und den Wünschen der
Kinder keine Grenzen gesetzt. Das Spielmobil macht zudem von Freitag
bis Sonntag jeweils von 14 bis 17 Uhr an der Jakobikirche Halt und
lädt ein, die unterschiedlichen Spielmaterialien auszuprobieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 22. Mai 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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ZIRKUS/069: Hanau - Mitmachzirkus vom 1. bis 5. Juli 2019


Stadt Hanau

Mitmachzirkus im Lamboy-Tümpelgarten 

Sommerzirkus für Kinder in der ersten Ferienwoche (1. - 5. Juli)



In der ersten Sommerferienwoche, vom 1.- 5. Juli 2019, gastiert der
Kinder-Mitmachzirkus Zarakali e.V. aus Frankfurt im Lamboypark. Alle
Kinder und Jugendlichen von sechs bis 14 Jahren sind eingeladen, hier
aktiv mitzumachen. Von Montag bis Freitag erhalten die Teilnehmenden
von 15 - 17 Uhr einen Einblick in Artistik, Jonglagen und Clownerie.

Workshopleiter/innen unterrichten im Einradfahren, Stelzenlaufen,
Diabolo, Jonglagen mit Bällen, Tüchern und Keulen. Sogar das Bauen von
Kinderpyramiden wird geübt und ausprobiert. Am Freitag, 5. Juli soll
dann eine Abschlussvorführung für die Familien und Gäste des
Lamboyparks den Höhepunkt der Woche bilden. Die Teilnehmerkosten
betragen 10 Euro für die Woche. Essen, Getränke und Sportsachen sind
mitzubringen.

Anmeldungen bei Undine Möbus im Lamboypark (Lamboystraße 33A, 63452
Hanau) Telefon 06181-304451 und E-Mail: undine.moebus@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 20. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSTELLUNG/9656: Mannheim - Alles mit der Zeit. Eine Mitmach-Ausstellung, 30.5.2019 - 2.2.2020


Pressemitteilung von: Reiss-Engelhorn-Museen

Alles mit der Zeit. Eine Mitmach-Ausstellung für kleine und große Zeitgeister

30.5.2019 - 2.2.2020

Reiss-Engelhorn-Museen Mannheim

Museum Weltkulturen D5



Wann ist endlich die Schule aus, wie lange dauert es noch bis zum
nächsten Geburtstag und warum sind Ferien immer so schnell vorbei? Mal
dehnt sich die Zeit wie ein Kaugummi, mal zerrinnt sie zwischen den
Fingern. Doch was ist eigentlich Zeit? Ab dem 30. Mai 2019 widmen sich
die Reiss-Engelhorn-Museen Mannheim dieser interessanten Frage und
präsentieren in Kooperation mit dem Grazer Kindermuseum FRida & freD
die spannende und abwechslungsreiche Mitmach-Ausstellung "Alles mit
der Zeit". Die von der Klaus Tschira Stiftung ermöglichte Schau bietet
Kindern die Gelegenheit, sich nach Lust und Laune aktiv mit dem
vielseitigen Thema "Zeit" zu beschäftigen. Sie ist in zwei Bereiche
gegliedert, die sich an unterschiedliche Altersstufen richten. So
kommen kleine und große Zeitgeister gleichermaßen auf ihre Kosten.

Das kleine Städtchen Jederzeit - von 4 bis 7 Jahren

Im kleinen Städtchen Jederzeit lernen Kinder von 4 bis 7 Jahre anhand
von Berufen, in denen die Zeit eine wichtige Rolle spielt, das Thema
spielerisch kennen. Auf sie warten viele spaßige Aufgaben: schnell
sein wie die Feuerwehr, den Bäcker früh wecken, gärtnern durch die
Jahreszeiten oder als Dirigent den Takt vorgeben.

Expedition Zeit - ab 8 Jahren

Kinder ab 8 Jahren begegnen den vielfältigen Zeitthemen auf einer
außergewöhnlichen Entdeckungstour von den Tiefen eines Urwaldes über
den Trubel einer Stadt mit Uhrmacherwerkstatt und Zeitmaschine bis in
die Weiten des Weltalls. Sie erforschen Zeitgeist und Körper, springen
von der Vergangenheit in die Zukunft und erkunden Urknall und
Lichtgeschwindigkeit. Durch Ausprobieren und Mitmachen gelingt es, dem
Geheimnis der Zeit auf die Schliche zu kommen.

Die Schau "Alles mit der Zeit. Eine Mitmach-Ausstellung für kleine und
große Zeitgeister" ist vom 30. Mai 2019 bis 2. Februar 2020 im Museum
Weltkulturen der Reiss-Engelhorn-Museen Mannheim zu sehen. Es handelt
sich um eine gemeinsam mit dem Grazer Kindermuseum FRida & freD
entwickelte Ausstellung, ermöglicht durch die Klaus Tschira Stiftung.
Mit dem Projekt knüpfen die Partner an die erfolgreiche
Mitmach-Ausstellung "Total genial!" an, die 2017 Kinder undFamilien in
die aufregende Welt der Erfindungen entführt hat.

www.rem-mannheim.de

Über die Klaus Tschira Stiftung

Der Physiker und SAP-Mitgründer Klaus Tschira (1940 bis 2015) rief
1995 mit privaten Mitteln die Klaus Tschira Stiftung (KTS) ins Leben.
Heute gehört die KTS zu den großen Stiftungen Europas. Sie fördert
Naturwissenschaften, Mathematik sowie Informatik und möchte zur
Wertschätzung dieser Fächer beitragen. Die Unterstützung der Klaus
Tschira Stiftung spiegelt sich in den drei Bereichen Bildung,
Forschung und Wissenschaftskommunikation wider. Besonderen Wert legt
sie dabei auf neue Formen der Vermittlung und Einordnung
wissenschaftlicher Themen. Die KTS ist bundesweit tätig in
Kindertagesstätten, Schulen, Hochschulen, Forschungseinrichtungen und
eigenen Instituten. Für die Verwirklichung all dieser
Ziele engagieren sich seit mehr als 20 Jahren Menschen innerhalb und
außerhalb der Klaus Tschira Stiftung. Weitere Informationen unter:
www.klaus-tschira-stiftung.de

Reiss-Engelhorn-Museen (rem)

www.rem-mannheim.de
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AUSSTELLUNG/9655: Stade - Aufbruch in die Moderne. Der Künstler Erich Kuithan, 25.5. bis 15.9.2019


Pressemitteilung von: Museen Stade

Aufbruch in die Moderne. Der Künstler Erich Kuithan

Neue Ausstellung im Kunsthaus Stade

25.5. bis 15.9.2019



Erich Kuithan lebte und arbeitete in bewegten Zeiten: Geboren 1875 in
Bielefeld, wird sein bildnerisches Schaffen von Anbeginn durch
Aufbrüche in der Kunst geprägt. Das Werk des zu Lebzeiten rennomierten
Künstlers, der mit nur 42 Jahren starb, ist eng mit dem Jugendstil
verbunden, auch ist Kuithan Grenzgänger zwischen deutschem
Impressionismus und Expressionismus. Facettenreich zeugt sein OEuvre
vom Aufbruchsgeist zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Bereits als junger
Künstler interessiert er sich für die Freiluftmalerei; eine
Italienreise im Jahr 1900 führt ihn dabei zu einer wichtigen
Veränderung seines Stils: der dargestellte Mensch ist von nun an nicht
länger Statist in der Landschaft, sondern wird zum Sinnbild einer
neuen, befreiten Zukunft.

Kuithans gesamtkünstlerische Interessen entsprechen den Bestrebungen
der damals aktuellen Reformbewegung, eine neue Ästhetik in alle
Lebensbereiche einfließen zu lassen. Neben Gemälden, Zeichnungen und
Grafiken entstehen auch Porzellan-Dekore und öffentliche
Auftragsarbeiten. Anregung hierfür findet Kuithan im Austausch mit
vielen Künstlerkollegen und Intellektuellen seiner Zeit.
Beispielsweise arbeitet er zeitgleich mit dem Schweizer Ferdinand
Hodler an der Ausschmückung des Jenaer Universitätsgebäudes und greift
dessen Prinzip der Reihung in eigenen Werken auf. Inspiriert von
humanistischen Ideen und sozialpolitischen Reformen entstehen bald
auch idealistische Darstellungen. Kuithan wählt den Menschen als
Hauptmotiv und rückt das Moment der Empfindung sowie
Naturverbundenheit ins Zentrum seiner Werke.

Ausstellung

Auf drei Etagen zeigt das Kunsthaus Stade eine repräsentative Auswahl
von rund 60 Arbeiten aus allen Schaffensphasen des Künstlers. Mit
Gemälden, Zeichnungen, Druckgrafik sowie Porzellan ermöglicht die
Ausstellung einen Überblick über das Werk eines wieder zu entdeckenden
Künstlers des frühen 20. Jahrhunderts. Die Schau entsteht in enger
Zusammenarbeit mit der Kunstsammlung Jena, die über den größten
Werkkomplex des Künstlers verfügt. Begleitet wird die Ausstellung von
einem umfangreichen Katalog und einem Angebot der Bildung und
Vermittlung.

Erich Kuithan

Erich Kuithan (1875-1917) war ein renommierter Kunstschaffender seiner
Zeit. Nach dem Studium an der Akademie der Bildenden Künste München,
arbeitet er als Illustrator für Zeitschriften und Kinderbücher, ist
als Maler, Grafiker und Gestalter, aber auch als Kunstlehrer tätig. Im
Anschluss an einige Jahre in Berlin zieht es Kuithan 1903 nach Jena,
um die dortige freie Zeichenschule zu leiten. Hier avanciert er zu
einem angesehenen Künstler und Mitglied der kulturellen Gesellschaft.
Er erhält Aufträge im In- und Ausland für die bildnerische
Ausgestaltung öffentlicher und privater Räume. Kuithan folgt 1911
einem Ruf an die Königliche Kunstschule und zieht wieder nach Berlin.
Bereits 1916 kehrt er, unheilbar erkrankt, zurück nach Jena, wo er im
Alter von nur 42 Jahren stirbt.

www.museen-stade.de
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AUSSTELLUNG/9654: Gartow - Rebecca Raue "Wanderschaft Wagen", 24.05.-30.06.2019


Pressemitteilung von: Westwendischer Kunstverein

Rebecca Raue "Wanderschaft Wagen"

24. MAI - 30. JUNI



Rebecca Raue hat bei Georg Baselitz und Rebecca Horn an der UdK Berlin
studiert. Ihre Arbeiten wurden in zahlreichen Ausstellungen im In- und
Ausland gezeigt. Mit ihren farbintensiven, fein komponierten Werken
öffnet sie den Raum für inneres Reisen. In ihren Bildern benutzt sie
Chiffren, um einen Ausdruck für die nicht-sichtbare Welt zu finden,
die einen jeden von uns im Kern ausmacht. Es geht um ein
Sichtbarmachen des Unsichtbaren: um individuelle, subtile Linien,
Bahnen, Wege und Räume. Raue zeigt neue Arbeiten auf Papier, Pappe und
Alu-Dibond, die sich mit Aufbruch und Neuanfang beschäftigen. Ihre
Arbeiten fungieren als Spiegel, sind Momentaufnahmen, die auf komplexe
gesellschaftliche Inhalte verweisen und gleichzeitig ganz individuelle
Geschichten erzählen. »Wanderschaft wagen« ist eine Aufforderung: zum
Austausch, zur Offenheit, zum Träumen und Wünschen. In einer immer
schneller werdenden Welt brauchen wir das Hinschauen, Zuhören und ein
offenes Herz. Rebecca Raues Arbeiten erinnern uns daran.

Vernissage: 24. Mai, 20 Uhr

Eine Ausstellung in der KUNSTkammer

Westwendischer Kunstverein e.V.

Hauptstraße 10

29471 Gartow

web: www.westwendischer-kunstverein.de
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GEGENWIND/805: Energiewende - Gegen Unvernunft


Gegenwind Nr. 368 - Mai 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Energiewende

Gegen Unvernunft

von Klaus Peters



Vor 10 Jahren schlossen sich einige bereits bestehende kleine
Bürgerinitiativen und einige Bürger zum Verein "Gegenwind
Schleswig-Holstein e.V." zusammen. Ziel war es, sich und andere
Betroffene oder Interessierte über die Planung und den Bau von
Windenergieanlagen in Schleswig-Holstein zu informieren, sich gegen
Beeinträchtigungen und Wildwuchs zu wehren. Dem Vereinsnamen wurde
deshalb auch der Zusatz "Schutz von Mensch und Natur" zugefügt.


Auf der Jahreshauptversammlung im März 2019 in Mühbrook, nahe
Bordesholm, ist nun beschlossen worden, den Verein umzubenennen.
Gleichzeitig mit der Umbenennung in "Vernunftkraft e.V." wird der
Verein Landesverband der seit 2013 bestehenden Bundesvereinigung
"Vernunftkraft". Die rund 350 Mitglieder, darunter 19
Bürgerinitiativen, des nun bestehenden, selbstständigen
Landesverbandes erhoffen sich mehr Durchschlagskraft und einen
besseren Erkennungswert in der Öffentlichkeit.

Eine erste gemeinsame bundesweite Demonstration der
Landesorganisationen von Vernunftkraft soll zusammen mit
Naturschutzinitiativen am 23. Mai in Berlin stattfinden.

In ihrem Bericht ging die Vorsitzende des Vereins, Dr. Susanne
Kirchhoff, auf die vielfältigen Aktivitäten des vergangenen Jahres
ein. Ein Schwerpunkt war die Durchführung und Vorstellung und der
Volksinitiative "Größere Abstände" und der Volksinitiative "Mehr
Mitbestimmung". Für die Volksinitiativen waren jeweils mehr als die
erforderlichen 20.000 Unterschriften gesammelt worden. Die
Volksinitiative "Größere Abstände" ist nach Anhörung und Behandlung in
den Ausschüssen vom Landesparlament abgelehnt worden. Ein
Volksbegehren wird nicht angestrebt, da die erforderlichen 80.000
Unterschriften, für die die Bürger innerhalb eines halben Jahres auch
noch die Ämter aufsuchen müssen, nach Auffassung des Vorstands des
Vereins nicht generiert werden können. Von den Unterschriften zur
Volksinitiative "Mitbestimmung" sind nur knapp 20.000 Unterschriften
anerkannt worden. Hierzu erfolgt noch eine rechtliche Prüfung.

Intensiv hat sich der Verein auch mit dem 2. Entwurf der
Regionalplanung, Teilfortschreibung Wind, befasst, zu der insgesamt
5200 Stellungnahmen abgegeben worden sind. Laufend muss überprüft
werden, ob Ausnahmegenehmigungen gerechtfertigt sein können und ob
dagegen vorgegangen werden kann. Die betroffenen Bürger und auch
Naturschutzverbände werden vorab nicht informiert. Selbst von
Vertretern der SPD war kritisch angemerkt worden, dass nicht einmal
zur 2. Fortschreibung Informationsveranstaltungen der Landesregierung
stattgefunden hatten.

Neben der Teilnahme an diversen Fachgesprächen und der Durchführung
von Vorträgen sowie der Ausarbeitung weiterer Stellungnahmen, wie zum
Netzentwicklungsplan, hatten sich die Vorstandsmitglieder und Experten
des Vereins insbesondere mit den Schallbelastungen verschiedener
Betroffener auseinandergesetzt.

Hierzu fand auch eine Pressekonferenz statt, da diverse
"Tricksereien", insbesondere bezogen auf einen "Messabschlag" und
"Irrelevanzen bei Vorbelastungen" bei der Berechnung der
Schallbelastungen festgestellt worden waren. Inzwischen ist ein
Normenkontrollantrag beim Oberverwaltungsgericht eingereicht worden.
Dieses Verfahren konnte finanziell durch eine Spendenaktion
abgesichert werden.

Die Vereinsvorsitzende, Dr. Susane Kirchhoff, wies abschließend auf
die Gefahren einer zunehmenden Polarität von Stadt- und
Landbevölkerung hin. Neben der Demonstration in Berlin sind neue
Veranstaltungen und Aktionen auf Landes- und Regionalebene geplant, um
den Verein, seine Arbeit und seine Ziele noch bekannter zu machen.
Überregional und bundesweit geht es darum, sich gegen die verheerenden
Folgen der Privilegierung, insbesondere auch gegen die negativen
Folgen für die Biodiversität, zu stellen, diese möglichst zu beenden.
Mitglieder des Vereins sind in Schleswig-Holstein seit der
Kommunalwahl über neu gegründete Wählergemeinschaften auch in zwei
Kreistagen und sechs Gemeindevertretungen aktiv.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1872: Chicago und der 1. Mai - Zur Geschichte eines Feiertages


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Chicago und der 1. Mai

Zur Geschichte eines Feiertages

von Wolfgang Haug



Zumeist wissen die heutigen Menschen nicht, dass der Tag der Arbeit
wesentlich auf die Kämpfe von Anarchist*innen in Chicago zurückgeht.
Selbst Sozialdemokrat*innen, Sozialist*innen und
Gewerkschaftler*innen, die am 1. Mai auf die Straße gehen, haben wenig
Kenntnis von "ihrer" Vorgeschichte. Die USA verleugnen die Geschichte
und feiern nach wie vor einen anderen Tag als "Tag der Arbeit" und
auch die Stadt Chicago tat sich bis vor wenigen Jahren schwer mit
ihrer Geschichte. Das abgebildete Denkmal für die Ereignisse entstand
erst 2004 und steht nicht am Haymarket.


1837 wurde der kleine Ort Chicago mit damals 4000
Einwohner*innen zur Stadt. Knapp 50 Jahre später führten die
Ereignisse in dieser Stadt um die Auseinandersetzungen für den
Achtstunden-Tag zum internationalen Arbeitertag am 1. Mai.

19 Jahre nach der Stadtgründung Chicagos war von der Arbeiterbewegung
Australiens erstmals der Achtstundentag gefordert worden. Zu diesem
Zeitpunkt waren bereits viele Jahre lang deutsche Arbeiter*innen und
Bauern in die USA eingewandert, anfangs waren es vor allem
Südwestdeutsche, die sich im "Schwabenverein" organisierten, viele
davon wandten sich nach Chicago. In den 1850er Jahren kamen die 48er
Revolutionäre als politische Flüchtlinge in die USA. Die Northside von
Chicago galt als deutsche Gegend mit zahlreichen Handwerksbetrieben,
vom Metzger bis zum Tischler, von der Schneiderin bis zum Zimmermann;
dort wurde bis ca. 1900 deutsch gesprochen und es erschienen
zahlreiche deutsche Zeitungen jeder Richtung; in der Altstadt lebten
80% Deutsche, die alljährlich das "Cannstatter Volksfest" in Chicago
feierten. Besonderes Merkmal der Deutschen in Chicago waren die
Turnerbewegung, die auch in der 1848er Revolution eine große
organisatorische Rolle gespielt hatte, und die Wirtshäuser für die
ganze Familie, dort vor allem das Bier. Obwohl es in diesen
Wirtshäusern im Gegensatz zu den irischen Whisky-Kneipen recht
gesittet zuging, echauffierte sich die christliche Frauenliga:
"Derartiges wird vielleicht im atheistischen Deutschland, im Bier
liebenden Chicago und Milwaukee, im zügellosen Paris oder im
kosmopolitischen New York geduldet, aber im puritanischen Boston
können wir dies nicht tolerieren."(1)

Die "turner halls" dienten neben der körperlichen Fitness auch dem
"geistigen Turnen", also für Vorträge, Theaterveranstaltungen, auch
für Feste oder für die Organisation von Krankenkassen und
Schießübungen. Viele zogen für die Nordstaaten in den Krieg gegen die
Sklaverei. Die "turner rifles", eine Einheit von Joseph Weydemeyer,
wurden nach dem Sieg speziell geehrt. Auch der 48er Revolutionär
Friedrich Hecker wurde für seine Beteiligung im Bürgerkrieg in Chicago
begeistert gefeiert. Abraham Lincolns Politik, die mehr demokratische
Rechte für alle versprach, führte zu den ersten Streiks der
Arbeiter*innen und zum Aufgreifen der Forderung nach dem
Achtstundentag. 1868 wurde dieser Forderung im US-Kongress durch ein
Gesetz entsprochen und einige Bundesstaaten, darunter Illinois,
übernahmen das Gesetz. Aber durchsetzen ließ es sich nur in
staatlichen Verwaltungen, die Firmen und großen Gesellschaften
scherten sich nicht darum. 1877 kam es zu zahlreichen Streiks gegen
die vier Eisenbahngesellschaften, die einen Trust gebildet hatten und
gemeinsam den Lohn um 10% kürzten. Ein Arbeiter wurde erschossen und
die Hetze gegen den "Mob" fand sich in allen Gazetten. Die Eisenbahn
verlangte und erhielt den Einsatz der National Guard gegen die
Streikenden. Zahlreiche Tote waren die Folge, aber nicht immer
gehorchten die National Guards dem Schießbefehl, so dass schließlich
sogar reguläre Truppen eingesetzt wurden. Pittsburgh erlebte am
21. Juli 1877 ein Massaker. In Chicago kam es am 26. Juli 1877 zu
einer Schlacht als eine Versammlung des sozialistischen deutschen
Schreinervereins gewaltsam aufgelöst wurde und tausende irische
Schlachter und tschechische Arbeiter sich ein Gefecht mit der
Polizei lieferten. Es brauchte 20.000 Soldaten der US-Infanterie und
US-Artillerie, um die Streiks zu unterdrücken. Nach der Niederlage
hatte sich die sozialistische Gewerkschaft CLU 1879 gespalten; die
Minderheit, der gemäßigte englische Flügel, blieb in der CLU; die
radikalere Mehrheit hatte eine neue Organisation geschaffen: die
"International Working People's Association" (IWPA), ihre Plattform
auf Deutsch veröffentlicht und sich der Schwarzen Internationale
angeschlossen. In den frühen 1880er Jahren kamen aus wirtschaftlichen
Gründen Flüchtlinge aus Mecklenburg, Pommern, Westpreußen und
Brandenburg; dazu aus ganz Deutschland Sozialist*innen und
Anarchist*innen, die Bismarcks Sozialistenverfolgung ausweichen
mussten. 1882 kam z.B. der bekannte Anarchist Johann Most, Herausgeber
der von 1879 bis 1910 erschienenen Zeitschrift "Freiheit
- Internationales Organ der Anarchisten deutscher Sprache". Dadurch
entstand in der Northwestside ein zweites mehrheitlich deutsches
Viertel in der Nähe großer Fabriken, in dem jedoch viele
Nationalitäten ihr zu Hause fanden. In der Folge gründeten sich
sozialistische Parteien, Gewerkschaften und anarchistische
Assoziationen. 1884 wurde die Bewegung für den Achtstundentag neu
ausgerufen, neue Demonstrationen begannen.

Die Chicagoer Tribune schrieb 1885: "Im Dunst von Gin und Bier, mit
blutroten Fahnen und noch roteren Nasen, mit revolutionären Parolen
auf ihren Bannern haben die Anarchisten gestern ihre große Parade und
ihr Picknick begonnen."(2)

Revolution sollte Spaß machen, deshalb luden die Veranstalter alle in
ihre "fröhliche Runde" ein. Schon im gleichen Jahr mussten jedoch die
ersten Todesopfer beklagt werden. Am 4. Mai 1885 erschoss die Polizei
zwei streikende Steinbrucharbeiter in Lemont; im Juli wurden bei
Streiks gegen die Street Car Company gleich mehrere Fabrikarbeiter
gezielt erschossen. Seit ungefähr 1885 schleuste die Polizei Pinkerton
Privatdetektive in die Arbeiterbewegung ein, so dass die Namen und
Aktivitäten der wichtigsten Akteure der Arbeiterbewegung der Polizei
wohlbekannt waren. Am 2. März 1886 erschoss die Polizei vier Arbeiter
bei McCormick.

Die Arbeiterbewegung reagierte mit landesweiten Demonstrationen. In
Chicago gingen am 1. Mai 1886 rund 80.000 für den Achtstundentag auf
die Straße. Im ganzen Land streikten 340.000 Arbeiter in 12.000
Fabriken. Johann Most propagierte den Einsatz von Dynamit als
proletarische Antwort auf die gatling gun, dem frühen Maschinengewehr
der Polizei. Die gewerkschaftlich orientierten Anarchisten wie August
Spies und Michael Schwab, Redakteure des "Vorboten", der
einflussreichen deutschen Arbeiter Zeitung, lehnten dies ab.

Am 3. Mai erschoss die Polizei erneut zwei Arbeiter vor McCormick, die
Streikbrecher aufhalten wollten. Für den nächsten Tag wurden deshalb
Protestversammlungen angekündigt, ein Flugblatt mit 20.000er Auflage
forderte die Arbeiter dazu auf. Der später mitangeklagte Georg Engel
fügte den Satz "Arbeiter, bewaffnet euch" auf einer Miniauflage von
200 ein. August Spies verhinderte die Verteilung dieser 200 Blätter.
Nachdem Spies, Parsons und Fielden tags darauf ihre Reden gehalten
hatten und sich die Versammlung bis auf 200 Anwesende wegen des Regens
schon fast aufgelöst hatte, explodierte auf dem Haymarket in Chicago
eine Bombe, tötete einen Polizisten und verletzte 70 weitere. Die
Polizei erschoss vier Demonstranten. Nach dem Täter wurde nicht
wirklich gesucht. Viel wichtiger war dem Staat, die Aktivisten
auszuschalten, die jahrelang als Redner, Organisatoren von
Veranstaltungen und Redakteure öffentlich aufgetreten waren: Albert
Parsons, Michael Schwab, Samuel Fielden, Oskar Neebe, Georg Engel,
Adolph Fischer, Louis Lingg und August Spies wurden angeklagt.
Lingg war eine Ausnahme, er war erst 1885 eingewandert, aber die
Spitzel wussten wohl, dass sich bei ihm gemäß Mosts Broschüre
"Revolutionäre Kriegswissenschaft" selbstgebastelte Bomben finden
ließen. Albert Parsons war der einzige gebürtige US-Amerikaner, aber
auch er hatte eine Flüchtlingserfahrung.

Er stammte aus dem Süden der USA und hatte seine Heimat verlassen
müssen, weil er sich gegen die Sklaverei eingesetzt und eine
indianische Frau geheiratet hatte, "gemischtrassige Ehen" waren in den
Südstaaten aber verboten.

Spies, Schwab und Fielden wurden bereits am 5. Mai 1886 verhaftet,
danach folgten hunderte von Verhaftungen und Hausdurchsuchungen durch
die Polizeiführer Schaack und Bonfield. Jede gefundene Waffe wurde nun
zur anarchistischen Umsturzverschwörung hochstilisiert. Am Ende wurden
31 Personen angeklagt. Staatsanwalt Grinnell ging es weniger um die
konkrete Tat als um einen Prozess gegen den Anarchismus. Pinkerton
Detektive traten als Zeugen der Anklage auf. Da es keine Beweise gab,
mussten Falschaussagen von Zeugen die Verschwörung belegen. Während
einer der Belastungszeugen für seine angeblich belauschten
Attentatspläne aus einem Gespräch zwischen Schwab und Spies zugeben
musste, dass er gar kein Deutsch verstand, wurde ein anderer, der
besonders viele Geschichten erfand, später zum Lohn in den
Polizeidienst aufgenommen. Im Gegensatz dazu wurden Entlastungszeugen
nicht vor Gericht geladen. Trotzdem konnte keinem der Angeklagten der
Bombenwurf nachgewiesen werden, die meisten waren nicht einmal am
Tatort gewesen. Alle hatten ein Alibi. Letztlich verdächtigte man
andere wie den geflüchteten Rudolf Schnaubelt oder auch George Meng,
aber Richter und Staatsanwalt hatten sich längst auf die
"Verschwörung" festgelegt, so dass es für sie keine Rolle mehr
spielte, wie der eigentliche Tathergang war. Grinnell verstand sich
auf Symbolik: "Es gibt nur eine Fahne der Freiheit in diesem Land, und
das ist das Sternenbanner. (...) Diese Fahne wollen diese Männer
ausreißen und durch die rote und schwarze Fahne ersetzen."(3)

Sieben Angeklagte, Spies, Parsons, Schwab, Lingg, Fielden, Fischer und
Engels, wurden als Anstifter des Mordes für schuldig erklärt und zum
Tod verurteilt. Von den 70 verletzten Polizisten sprach im Prozess
niemand mehr, weil sich vermutlich herausgestellt hatte, dass eine
Beweisführung schwierig war, weil viele vom eigenen Gewehrfeuer
verletzt worden waren. Neebe erhielt 15 Jahre Gefängnis.

Erst nach dem Urteil durften die Verurteilten selbst zu Wort kommen.
Parsons sprach acht Stunden, die Rede von Spies machte selbst auf die
Chicagoer "Tribune" Eindruck, die ihm am 8. Oktober 1886 "kluge und
scharfsinnige Argumente" bescheinigte: "Ich wiederhole, die Vertreter
der Anklage haben unsere gesetzliche Schuld nicht nachweisen können,
trotz der gekauften und meineidigen Zeugen und trotz der sonderbaren
Vorkommnisse im Verlauf dieses Gerichtsverfahrens. (...) dann muß ich
Ihnen sagen, daß sie, die angeblichen Vertreter und Hohepriester von
'Gesetz und Ordnung', die wirklichen und einzigen Gesetzesbrecher
sind, und sind in diesem Falle sogar Mörder."(4)

Spies durchschaute auch Grinnells hetzerische Symbolik: "Der Appell an
den Patriotismus ist die letzte Zuflucht eines Halunken."(5) Und er
erkannte den eigentlichen Sinn und Zweck dieses Prozesses: "Grinnell
hat uns zu verstehen gegeben, daß hier dem Anarchismus der Prozeß
gemacht werde. Die Theorie des Anarchismus gehört in den Bereich
philosophischer Überlegungen. Auf der Versammlung auf dem Haymarket
wurde der Anarchismus mit keiner Silbe erwähnt. Auf dieser Versammlung
wurde das sehr beliebte und leicht verständliche Thema der Verkürzung
des Arbeitstages diskutiert. Mr. Grinnell schäumt jedoch: 'Dem
Anarchismus wird der Prozeß gemacht!' Sehr wohl, Euer Ehren, wenn dem
so ist, dann dürfen Sie mich verurteilen, denn ich bin Anarchist."(6)

60.000 Chicagoer unterzeichneten vor der drohenden Hinrichtung einen
Aufruf zur Amnestie. Der Gouverneur traute sich jedoch nicht für alle
einem Gnadengesuch stattzugeben. Er begnadigte Schwab und Fielden zu
lebenslangem Zuchthaus. Der Mannheimer Louis Lingg brachte sich selbst
durch eine kleine Sprengkapsel im Mund um. Spies, Engel, Parsons und
Fischer wurden am 11. November 1887 gehenkt. Zur Beerdigung am 13.
November bildete sich ein Trauerzug durch Chicago von über 20.000
Menschen; zum Waldheim-Friedhof mussten Züge eingesetzt werden. Eine
der Grabreden hielt der Pfarrer Robert Reitzel auf Deutsch, der 1884
seine Pfarrstelle aufgegeben hatte und Herausgeber der anarchistischen
Zeitschrift "Der arme Teufel" geworden war.

Am 26. Juni 1893 hatte der neue Gouverneur John Peter Altgeld das
Urteil verworfen und Schwab, Fielden und Neebe aus dem Zuchthaus
entlassen. Heute wird er dafür wieder gewürdigt, damals trieb ihn die
konservative Presse nach zwei Jahren aus seinen politischen Ämtern,
denunziert als "Anarchist" oder "Kommunist" starb er verarmt. Obwohl
die internationale Arbeiterbewegung den 1. Mai zum Tag der Arbeit
erklärte, wurde dieser Tag in den USA um jeden Zusammenhang zu
vertuschen auf den ersten Sonntag im September verlegt.

Der Achtstundentag wurde in den USA erst 1938 eingeführt. Die
Zusammenarbeit von revolutionären und reformistischen Organisationen
für die Gefangenen zerbrach schnell und "Anarchist" wurde in der
sozialistischen Arbeiterbewegung zum Schimpfwort und zur Ausgrenzung
benutzt.

Der Waldheim Friedhof wurde zum Ort jährlicher Gedenkfeiern und in
manchen Jahren so häufig besucht wie das Denkmal von Abraham Lincoln.
Am 25. Juni 1893 wurde im Beisein von 8.000 Menschen ein Denkmal auf
dem Friedhof errichtet. Auf dem Haymarket war bereits 1889 ein
Polizeidenkmal errichtet worden. 1928 ließ ein Straßenbahnfahrer
bewusst seinen Zug mit voller Geschwindigkeit darauf fahren. Das
Denkmal wurde an anderer Stelle neu aufgestellt. Im Mai 1968 wurde es
mit schwarzer Farbe übergossen und im Oktober 1969 in die Luft
gesprengt - die Täter wurden nie ermittelt. Ein neues Denkmal erlitt
im Oktober 1970 das gleiche Schicksal. Im März 1992 stellte sich die
Stadt ihrer Verantwortung und erklärte den Haymarket als wichtige
historische Stätte. Das Denkmal "Haymarket Memorial" wurde 2004 von
Mary Brøgger geschaffen und erfährt seither die Ehrung durch
Gewerkschaften weltweit. Der zeitliche Abstand zu den gefährlichen
Anarchisten erlaubte es auch dem DGB im Jahr 2015 eine Tafel
anzubringen.


Anmerkungen:

(1) Wagner, Ralf: Turnerbewegung. Zwischen Tradition und Fortschritt:
zur gesellschaftspolitischen und kulturellen Entwicklung der
deutsch-amerikanischen Turnerbewegung am Beispiel Milwaukees und
Chicagos, 1850-1920, München 1988, S.234

(2) Nelson, B.: Beyond Martyrs, New Brunswick, London 1988, S.140

(3) Schaack, Michael J.; Anarchy and Anarchists, New York, Neuauflage
1977, S.196

4) Heinrich Nuhn: August Spies. Ein hessischer Sozialrevolutionär in
Amerika. Kassel 1995, S.196

5) Ebd., S.199

6) Ebd., S.200
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Grüne Renten-Kosmetik

von Frank Graf



Die rot-grüne Reformkoalition machte sich, 1998 kaum ins Regierungsamt
gelangt, unverzüglich ans Werk: Nachdem sie es bereits im ersten
Regierungsjahr geschafft hatte, das von ihr regierte Land an einem
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen einen souveränen Staat
teilnehmen zu lassen, brachte sie 2001 die Teilprivatisierung der
Gesetzlichen Rentenversicherung zugunsten von Banken und
Finanzdienstleistern über die Bühne. Bei diesem Coup trat das
politische Markenzeichen des koalitionären Juniorpartners, Bündnis
90/Die Grünen, noch erfreulich ungeschminkt zutage: rabiater
Opportunismus gepaart mit fachlicher Inkompetenz. Beispielhaft dafür
predigte die grüne Welt-Ökonomin und Beinahe-Theologin Katrin
Göring-Eckardt während der Beratung des Gesetzentwurfes der
Regierungskoalition im Bundestag, dass sich ihre Fraktion durchaus
hätte "mehr vorstellen können als das, was jetzt in diesem
Gesetzentwurf steht: ein Mehr an Zukunftsfähigkeit, zum Beispiel durch
noch geringere Beiträge, damit den Leuten noch mehr im Portemonnaie
verbleibt, vielleicht auch ein noch geringeres Rentenniveau, um die
Notwendigkeit einer privaten Zusatzvorsorge deutlicher zu
unterstreichen". Grüne Politik 2001 hieß also: noch stärkere Kürzung
der individuellen Renten durch geringere Beiträge bei noch tieferem
Rentenniveau, um die Opfer dieser Kürzungen in die Arme von Allianz &
Co zu treiben. Joachim Rohloff stellte 2004 zu Recht fest: "Es fällt
schwer zu entscheiden, ob Katrin Göring-Eckardt bloß frech und zynisch
ist oder frech, zynisch und dumm."

Dass mit Privatisierung keine solide Rente erreicht werden kann, fiel
einige Zeit später Hans-Ulrich Sekerl auf, dem parlamentarischen
Geschäftsführer und stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der
baden-württembergischen Landtags-Grünen. Nachdem noch 2008 das
baden-württembergische Landesparlament die staatliche Pension für
Neu-Abgeordnete zugunsten eines Modells privater Altersvorsorge
abgeschafft hatte, sollte Anfang 2017 eben jene staatliche Pension für
alle Abgeordneten wieder eingeführt werden; anlässlich der Debatte
dieses Vorhabens konstatierte Göring-Eckardts Parteikollege: "Mit
privaten Vorsorgeverträgen werden Versicherungen gefüttert, aber keine
auskömmlichen Altersversorgungen hergestellt." Göring-Eckardt
jedenfalls verkündete wenige Monate später, sich künftig vor allem um
das Wohlergehen von Bienen und Schmetterlingen zu kümmern - eine
erfreuliche Botschaft für Deutschlands Rentner.

Statt Göring-Eckardt haben nun Robert Habeck und Sven Giegold das
rentenpolitische Ruder bei Bündnis 90/Die Grünen übernommen. In ihrem
Grundsatzpapier mit dem Titel "Ein Bürgerfonds für die Altersvorsorge"
konstatieren sie zu Beginn, dass es eine wahre "Herkulesaufgabe" sei,
ein langfristig stabiles, den Lebensstandard der Senioren wahrendes
Rentensystem zu erhalten. Eilig wird abgehandelt, dass die Gesetzliche
Rentenversicherung (GRV) für diesen Zweck ebenso zentral wie
unverzichtbar ist, aber zu einer Bürgerversicherung, die Beamten,
Selbständigen und Freiberuflern offensteht, erweitert werden muss; auf
den Anteil der Grünen an der planvollen Destabilisierung der GRV
(siehe oben) gehen die beiden Herkulesse selbstredend nicht ein.

Im Mittelpunkt ihres rentenpolitischen Interesses steht etwas anderes
- die V2 der rot-grünen Rentenreform, die sich kaum überraschend als
Rohrkrepierer entpuppte: die Riester-Rente. Und wie gedenken sie
dieser Malaise Herr zu werden? "Um diese Probleme zu lösen, schlagen
wir die Errichtung eines Bürgerfonds vor: ein Bürgerfonds für die
Altersvorsorge. Er soll die private, kapitalgedeckte Altersvorsorge
auf eine neue Grundlage stellen." Von der Umetikettierung auf
Bürgerfonds abgesehen: Wie soll die "neue Grundlage" aussehen? Der
"Bürgerfonds" soll das eingesammelte Kapital "in Aktien, Immobilien
oder anderen rentablen Werten" anlegen - eine innovative Idee par
excellence, auf die noch nie zuvor ein Mensch gekommen ist;
orientieren soll sich der grüne "Bürgerfonds" dabei - ebenso
"risikoarm" wie "preiswert" - an den skandinavischen Staatsfonds, "so
dass auch Menschen mit wenig Geld ohne großes Risiko an
renditeträchtigen Anlageformen partizipieren können".

Wie kamen die durch renditeträchtige Anlageformen erzielten
"Wohlstandsgewinne" (auch) der Staatsfonds in den vergangenen Jahren
zustande? Durch technische Innovationen und Produktivitätssprünge in
Industrie und Dienstleistungen? Weit gefehlt: Die großen Zentralbanken
senkten im Gefolge der großen Finanz- und Wirtschaftskrise nicht nur
ihre Leitzinsen auf (nahezu) Null, sondern reichten - oft gegen
Wertpapiere mindestens zweifelhaften Wertes - riesige Summen frisch
geschaffenen Geldes an Geschäftsbanken und große Unternehmen aus, die
damit via Aktienrückkäufen, Fusionen, Übernahmen und
Immobilienspekulationen die großen Aktienindizes, Grundstücks- und
Immobilienpreise sowie Mieten zu neuen Höchstständen trieben. Die 2007
geplatzte gigantische Kreditblase wurde neu aufgepumpt, und unsere
grünen Welt-Ökonomen möchten das deutsche Rentensystem an diese
Blasenökonomie noch fester ankoppeln - sicherlich ein Ausweis des
berühmten grünen Gedankens der Nachhaltigkeit. Bereits geringfügige
Zinserhöhungen führten im vergangenen Jahr übrigens dazu, dass das
Aktiensoufflé in sich zusammenfiel und beispielsweise der Wert des
norwegischen Staatsfonds um stattliche 6,1 Prozent schrumpfte.

Ein Ass zaubern die grünen Renten-Rastellis noch aus dem Ärmel: "Aber
auch die Wirtschaft wird von diesem Fonds profitieren, denn es tritt
ein gewünschter Nebeneffekt ein: Es wird viel Kapital für
Zukunftsinvestitionen mobilisiert, was gerade in Zeiten des
wirtschaftlichen Abschwungs von zentraler Bedeutung ist." Als ob der
chronische Niedergang der Infrastruktur und die ausgeprägte
Investitionsschwäche eine Folge von Kapitalmangel sei; bevor sie
dieses Märchen niederschrieben, hätten Habeck & Giegold besser
jemanden konsultiert, der etwas von der Materie versteht, etwa den
(meist zurecht) zornigen Keynesianer Heiner Flassbeck: "Dass
vermehrtes Sparen den volkswirtschaftlichen Kapitalstock erhöht, ist
hundertmal empirisch wie theoretisch widerlegt, und es wird nicht
besser, wenn einer es noch einmal vollkommen naiv hinschreibt. Das
genaue Gegenteil ist der Fall: Sparen behindert das Investieren und
damit die Zukunftsvorsorge. In einer Welt, in der die Zinsen gegen
null tendieren (was für einen Marktwirtschaftler ja nur heißen kann,
dass es zu viel Sparen und zu wenig Investieren gibt), so zu tun, als
ob man nur noch mehr sparen müsse und alles werde gut, ist
Volksverdummung."

Sehr apart ist überdies, dass die Grünen es sich - aller
vordergründigen Kritik an der bisherigen privaten Altersvorsorge zum
Trotz - mit den privaten Banken und Versicherungen, den
Hauptprofiteuren der Riester-Rente, nicht verderben wollen: "Die
Altersvorsorge wird weiterhin gefördert. Die staatliche Förderung
steht für die Anlage im Bürgerfonds ebenso zur Verfügung wie für die
Konkurrenzangebote privater Banken und Versicherungen."

Das unausgegorene Renten-Papier der beiden Grünen zeigt, dass
Rentenpolitik für Bündnis 90/Die Grünen nebensächlich ist und die
eingenommenen Positionen bei ersehnten Koalitionsverhandlungen
möglichen Ministersesseln und Dienstwagen nicht im Wege stehen werden.
Dass Rentenpolitik im grünen Paralleluniversum nachrangig ist, rührt
nicht zuletzt aus der Klassenlage ihres treuesten Mitglieder- und
Wählerklientels, einer postmaterialistischen Alimentationsbourgeoisie,
für welche die Gesetzliche Rentenversicherung nur ein aus der schönen
postmodernen Zeit gefallenes Relikt ist; und das Gros der Bündnis
90/Die Grünen in jüngster Zeit zuströmenden jungen, urbanen,
prospektiven Funktionseliten ist ohnehin ökonomisch illiterat.

Bei grüner Rentenpolitik kommt einem unweigerlich ein schönes
amerikanisches Sprichwort in den Sinn: "You can put lipstick on a pig,
but it is still a pig."
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Das Recht ist mit uns"

Mare Jonio setzt Seenotrettung gegen die italienische Regierung durch

von Judith Gleitze



Der Rettungseinsatz der Mare Jonio, die 50 Menschen nach Lampedusa
bringt, ist kein Akt der Humanität, sondern ein Ausdruck der
Verteidigung unserer Rechte.


Palermo, 18.4.2019. "Wir segeln auf dem Meer in dem Bewusstsein,
dass wir dort sind, wo wir nicht sein wollen, denn es sollte keine
Menschen geben, die gezwungen sind, zu Schiffbrüchigen oder zu
RetterInnen zu werden." So wurde am 4. Oktober 2018 die neue Mission
"Mediterranea" in Rom vorgestellt. Es handelt sich um ein Schiff, das
von Einzelpersonen, PolitikerInnen, KünstlerInnen,
SchriftstellerInnen, diversen Organisationen und vielen Einzelpersonen
unterstützt und betrieben wird. Beobachten, Dokumentieren und Anklagen
der dramatischen Situation im Mittelmeer, in dem keine Rettungen mehr
stattfinden und in dem die italienische Regierung schweigend zum
Komplizen dieser Situation wird, sind die Ziele.


Mare Jonio - Die Rettung vom 18. März

Am 16. März 2019 verließ die Mare Jonio Palermo und rettete zwei Tage
später 50 Geflüchtete, die sich 42 Seemeilen in internationalen
Gewässern vor der libyschen Küste befanden. Das Boot wurde von der
"Moonbird", dem Flugzeug, welches gemeinsam von der NGO Sea Watch und
der Schweizer humanitären Piloteninitiative (HPI) betrieben wird,
gemeldet. Die Mare Jonio fuhr an die angegebene Stelle, informierte
die Seenotrettungsleitstelle in Italien, rettete die Geflüchteten und
hat sich keinerlei Fehler im vorgeschriebenen Ablauf vorzuwerfen.

Als die Mare Jonio aufgrund massiver Wetterverschlechterung mit den
Geretteten Richtung Lampedusa aufbrach, versuchte die Guardia di
Finanza, die italienische Zollpolizei, eine Einfahrt in territoriale
italienische Gewässer zu verhindern. Kapitän Pietro Marrone
widersetzte sich: "Wir haben Menschen an Bord, die wir in Sicherheit
bringen müssen!", und fuhr weiter, um Schutz in der Nähe der Insel zu
suchen.

Noch in der Nacht vom 18. auf den 19. März reagierte der italienische
Innenminister Salvini mit einer Verordnung, in der er die Behörden
aufforderte, keine Schiffe in die italienischen Gewässer und Häfen zu
lassen, wenn sie in internationalen Gewässern gerettet haben. Nur wenn
die Seenotrettungsleitstelle Rom die Rettung angewiesen habe, könne
man die MigrantInnen auch nach Italien bringen. Dieser Runderlass
spielt mit der Zweideutigkeit der Bedeutung der libyschen
Seenotrettungszone: Einerseits haben die EU-Staaten anerkannt, dass
die sog. libysche Küstenwache in "ihrer" Zone retten soll,
andererseits sprechen alle großen Organisationen, auch die der
Vereinten Nationen, wie UNHCR, von Libyen als nicht sicherem Hafen
- also darf nach gültigen Seerechtskonventionen niemand dorthin
zurückgebracht werden. Die Staatsanwaltschaft Agrigento leitete eine
Untersuchung wegen Beihilfe zur illegalen Einreise ein, ein
Automatismus in solchen Fällen. Die Guardia di Finanza legte das
Schiff vorläufig fest.

Diverse Organisationen, unter ihnen Ärzte der Welt, Ärzte ohne
Grenzen, Amnesty International Italien und Oxfam, erklärten in einer
Mitteilung, warum es für eine rechtliche Verfolgung der Mannschaft
keine Grundlagen gibt: "Gemäß Artikel 10 des Einwanderungsgesetzes
wird 'eine Ausländerin, die beim unregelmäßigen Überschreiten einer
Binnen- oder Außengrenze aufgefunden wurde oder die durch
Seerettungseinsätze in Italien angekommen ist, in einen Erstauffangort
für Rettung und Erste Hilfe gebracht'. Da das Schiff Mare Jonio die
italienische Flagge führt, befinden sich die Schiffbrüchigen also
bereits auf dem italienischen Staatsgebiet. Daher ist Italien
verpflichtet - so das Gesetz -, gerettete Menschen aufzunehmen, denn
würde es ihnen verweigert werden, handelte es sich um eine kollektive,
unrechtmäßige Zurückweisung."

Zudem, so die Organisationen, sei die Rettung gemäß der italienischen
Schifffahrtsverordnung durchgeführt worden, es sei also keinerlei
Recht gebrochen worden. Auch die Inspektion der Zollpolizei hat zu
keinem weiteren Ergebnis geführt, denn man habe nichts gefunden. So
verfügte der stellvertretende Staatsanwalt von Agrigento, Salvatore
Vella, die vorläufige Beschlagnahmung aufzuheben und das Schiff am
27. März frei zu geben. Ein Schlag ins Gesicht Salvinis und seines
Kollegen, des zweiten Vizepremiers Luigi di Maio von der
Fünf-Sterne-Bewegung, die lauthals verkündet hatten, man müsse dieses
Schiff der "linken Zecken" aus dem Verkehr ziehen. Doch politische
Ideologien sollten nicht vor der Einhaltung des Rechts schützen: Die
Mare Jonio fuhr Richtung Sizilien und nimmt einen Crewtausch in
Marsala vor, um am 14. April erneut für eine Beobachtungsmission in
See zu stechen.


Falschmeldungen

Inzwischen ist die Situation in Libyen eskaliert, Dutzende von Toten
sind im Großraum Tripolis durch den Vormarsch des ostlibyschen
Generals Haftar auf die Hauptstadt des von Al-Serraj geführten
Tripolitaniens zu beklagen. Al-Serraj ruft auf, Haftar nicht mit
Waffen aus Europa zu unterstützen und führt an, dass das auch Folgen
für die EU-Staaten hätte, da Abertausende Menschen, MigrantInnen und
LibyerInnen, nach Europa flüchten würden, wenn sich keine
diplomatische Lösung finde. Das ist ein gefundenes Fressen für Salvini
und seine rechten MitstreiterInnen, um eine Panikkampagne anzustoßen.
Kaum ist die Mare Jonio auf See, erlässt das Innenministerium die
dritte Version der Verordnung, die die Einfahrt in territoriale
Gewässer und italienische Häfen verhindern soll. Neu: Das gelte nun
auch für Schiffe unter italienischer Flagge. Da der MRCC* Rom seit
Monaten keine Rettungen vor Libyen mehr koordiniert, würde das also
immer greifen.

Am 17. April veröffentlichte die Tageszeitung La Repubblica
jedoch eine unglaubliche Information: Das Dokument, in dem vermerkt
wurde, dass die sog. libysche Küstenwache die Rettung übernehme, wurde
von Italienern auf dem in der Mission NAURAS in Tripolis stationierten
italienischen Kriegsschiff Capri ausgefüllt. Der von der Mare Jonio
angerufene Mitarbeiter der sog. libyschen Küstenwache sprach kein
Englisch und tauchte auch nie auf der Capri auf, wo er erwartet wurde.
Letztendlich ist von den italienischen Offizieren der Capri zu
vernehmen: "Wir schicken euch [MRCC Rom] ein Fax, sie [Tripolis] haben
die Verantwortung für die Rettung übernommen, da ist keine
Einsatznummer, aber ich habe das Datum 18.3.2019 eingetragen ... Ich
spreche im Namen der libyschen Behörden." Es ist also nicht wahr, dass
die italienische Küstenwache nicht mehr in die Seenotrettungsfälle
involviert ist! Das komplette Audio findet sich auf der Homepage des
italienischen Hilfsbündnisses Mediterranea.

Der Runderlass entfacht heftige Auseinandersetzungen über
Amtsmissbrauch und Kompetenzüberschreitung innerhalb der Regierung,
denn als Innenminister darf Salvini nicht über die Marine oder andere
Einheiten verfügen.


Die Reaktion der Mediterranea

"Diese Richtlinie hat keine Rechtsgrundlage", so Beppe Caccia von
Mediterranea, weder im italienischen noch im internationalen Recht.
"Nicht nur das: Sie steht im Gegensatz zum Hamburger Übereinkommen von
1979, zu den Richtlinien der IMO [der Agentur der Internationalen
Seeschifffahrtsorganisation der Vereinten Nationen] und den
italienischen Vorschriften für die Rettung von Schiffbrüchigen. Wenn
jemand denkt, dass er uns so aufhalten kann, liegt er falsch." In
einer Presseerklärung legt Mediterranea dar:

"In der Richtlinie heißt es, dass unsere Präsenz auf See ein Anreiz
für diejenigen wäre, die Libyen verlassen wollen. Wir sollten das
Innenministerium daran erinnern, dass es in Libyen einen Krieg gibt,
und dass dieses Land definitiv nie ein sicherer Hafen war.

In der Richtlinie steht, dass wir Gefahr laufen, die Einreise
gefährlicher Terroristen zu erleichtern - Terroristen reisen in der
Regel nicht auf Booten ein, von denen jedes dritte sinkt, sondern sie
verfügen über deutlich andere Transportmittel.

In der Richtlinie heißt es, dass wir die Koordinierung der
Seenotrettung durch ausländische Behörden, die rechtmäßig
verantwortlich sind, abgelehnt hätten. Erinnern wir uns, dass bei
unserer Rettung am 18. März keine Behörde irgendetwas befohlen hat,
außer dass wir acht Meilen von einem Punkt entfernt zu bleiben hatten,
von dem wir die ganze Zeit weiter entfernt waren. Wir hoffen, dass
sich die Direktive nicht auf die libyschen Behörden bezieht, denn in
diesem Falle wäre dies [aufgrund des Abschiebeverbots nach Libyen und
eines nicht vorhandenen sicheren Hafens] eine Aufforderung zu einer
Straftat.

Schließlich wirft uns die Richtlinie vor, dass wir die gleichen
Tätigkeiten wieder ausüben wollen - das bestätigen wir. Dabei werden
wir uns, wie es die Richtlinie vorschreibt, an die bestehenden
nationalen und internationalen Regeln halten. Das macht es also
unmöglich, auf Libyen Bezug zu nehmen. Auch sind wir sicher, dass die
Illegitimität der libyschen SAR-Zone [Seenotrettungszone] bald
endgültig anerkannt wird."


Alles eine politische Frage

Die vielfach gestellte Frage, ob es also nur die italienische Flagge
ist, die es der Mare Jonio ermöglicht hat, im März mit den Geretteten
in Lampedusa einzulaufen, führt in die falsche Richtung. Es muss egal
sein, welche Flagge ein rettendes Schiff führt. Kein Schiff kann davon
abgehalten werden, die Geretteten in einen sicheren Hafen zu bringen.
Die italienischen Häfen sind nicht geschlossen. Das geht aus der
Antwort des Generalkommandos der Hafenbehörden beim Infrastruktur- und
Transportministerium hervor. Auf Antrag von Rechtsanwältin Alessandra
Ballerini sollte überprüft werden, ob ein eventuelles Anlegen der Mare
Jonio in einem italienischen Hafen verboten ist. Ein Verbot, dass es
also laut Ministerium nicht gibt. Für eine Schließung muss nämlich
nach Artikel 83 der italienischen Seefahrtverordnung eine Anordnung
vom Infrastruktur- und Transportministerium erlassen werden - dies ist
nie geschehen.

Wir haben ein Recht auf die Einhaltung unserer Rechte. Wir haben ein
Recht auf die Wahrheit. Bei den von Repubblica veröffentlichten
Informationen ist auch die Aufzeichnung eines Gesprächs zwischen der
Küstenwache in Rom und der in Lampedusa. Letztere weiß nicht, ob sie
die Mare Jonio einfahren lassen darf. "Gibt es denn in solchen Fällen
keine Verfahrensweise? Nein, das ist alles ganz klar eine politische
Frage, wir warten auf Anweisungen." Egal, welches Schiff demnächst
Menschen aus Seenot rettet, es darf sich nicht mehr zum tagelangen
Spielball politischer Entscheidungen an europäischen Regierungstischen
machen lassen.

Die Autorin ist Leiterin des Büros Süditalien von Borderline
Europe.

(*) Das MRCC (Maritime Rescue Coordination Center) Rom ist die
Seenotrettungsleitstelle für die Seegebiete um Italien.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5, 34. Jg., Mai 2019, S. 3
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INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





SPORT/779: BR - FC Bayern München vor dem Pokalfinale, 24.-26.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Plus: Programm zum Pokalfinale

Titelfeier des FC Bayern München live im BR



Am Sonntag 26. Mai 2019, präsentiert der FC Bayern München zum siebten
Mal in Folge die Meisterschale auf dem Münchner Rathausbalkon - im
Fall des Pokalsiegs gegen RB Leipzig könnte daraus sogar eine
rauschende Doublefeier werden. Für große Emotionen dürfte zudem der
Abschied der Publikumslieblinge Ribéry, Robben und Rafinha sorgen. Ab
13.45 Uhr ist der BR bei der Sause auf dem Marienplatz live dabei - im
Fernsehen, per Livestream auf BRsport.de und bei Facebook sowie im
Radio. Bereits ab Freitag, 24. Mai 2019, schnürt der BR zudem ein
umfassendes Programmpaket rund ums DFB-Pokalfinale.

Los geht es am Freitag, 24. Mai 2019, 16.00 Uhr, mit der
Live-Übertragung der Pressekonferenz des FC Bayern München vor dem
Pokalfinale auf BRsport.de.

Am Samstag, 25. Mai 2019, gibt es zunächst ab 14.15 Uhr auf BRsport.de
das Finale des bayerischen Toto-Pokals zwischen Viktoria Aschaffenburg
und den Würzburger Kickers mit Reporter Lukas Schönmüller. "Blickpunkt
Sport" startet um 17.15 Uhr im BR Fernsehen den Countdown zum
DFB-Pokalfinale RB Leipzig - Bayern München. Moderator Dominik Vischer
meldet sich live aus Berlin mit den neuesten Informationen und
Vorberichten. Das Inforadio B5aktuell überträgt ab 20.00 Uhr das
DFB-Pokalfinale als Radio-Vollreportage mit den Reportern Edgar
Endress und Thomas Kunze.

Am Sonntag, 26. Mai 2019, zeigt das BR Fernsehen ab 13.45 Uhr live die
große Titelfeier des FC Bayern München vom Münchner Marienplatz mit
Moderator Markus Othmer und Reporter Bernd Schmelzer. Auch auf
BRsport.de sowie der Facebookseite von BRsport können Fans per
Livestream dabei sein. Im Radio gibt es während der Feier
Live-Einblendungen auf B5 aktuell und punktuell auch auf BAYERN 1 und
BAYERN 3.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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SPORT/778: BR - Top-Damentennis aus Nürnberg live im BR, 24.+25.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Mai 2019
BRsport

Top-Damentennis aus Nürnberg live im BR

Freitag, 24. Mai 2019, 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr (Halbfinale)

Samstag, 25. Mai 2019, 13.30 Uhr bis 15.25 Uhr (Finale)



Gleich drei deutsche Tennis-Damen wollen den Heimsieg beim Top-Turnier
auf der Anlage des 1. FC Nürnberg: Die besten Aussichten hat die an
Nr. 1 gesetzte Regensburgerin Julia Görges, aber auch Andrea Petkovic
und Mona Barthel rechnen sich Chancen aus. Der BR ist beim fränkischen
Tennis-Hit live dabei und berichtet aktuell auf allen Kanälen. Ab dem
ersten Turniertag am Montag, 20. Mai 2019, gibt es täglich ein
Top-Spiel im Livestream unter BRsport.de. Das Halbfinale und das
Endspiel am 24. und 25. Mai 2019 sind live im BR Fernsehen zu sehen.

Das deutsche Trio trifft bei dem Turnier, das als ideale Vorbereitung
auf die French Open gilt, auf namhafte internationale Konkurrenz:
Zugesagt haben unter anderem die schwedische Vorjahressiegerin Johanna
Larsson, ihre damalige Finalgegnerin Alison Riske (USA) sowie
Fanliebling Kirsten Flipkens aus Belgien.

Neben hochklassigem Sport erhält das Turnier seinen besonderen Charme
durch die familiäre Atmosphäre auf der Anlage des 1. FC Nürnberg, wo
sich Zuschauer und Athletinnen hautnah begegnen.


Livestreams ab Montag, 20. Mai, aktuelle Berichterstattung
auf allen Kanälen

Der Bayerische Rundfunk berichtet auf allen Kanälen umfangreich über
das Nürnberger Damenturnier: Im Netz gibt es unter BRsport.de ab dem
ersten Turniertag, 20. Mai 2019, täglich das Top-Spiel im Livestream.
Das Inforadio B5 aktuell schaltet während der Spiele stündlich live
auf die Anlage. Auf den Social-Media-Kanälen der BR-Sportredaktion bei
Facebook, Twitter und Instragram stehen das sportliche Geschehen sowie
die Geschichten neben dem Centre Court im Fokus.


Halbfinale und Finale live im BR Fernsehen

Live im BR Fernsehen sind das Halbfinale und das Finale zu sehen.
Moderiert werden die Übertragungen von Julia Büchler, Reporter ist
Philipp Eger.

Freitag, 24. Mai 2019, 13.30 Uhr bis 15.30 Uhr (Halbfinale)

Samstag, 25. Mai 2019, 13.30 Uhr bis 15.25 Uhr (Finale)

Außerdem gibt es während der gesamten Turnierwoche Kurzberichte in
Regelsendungen wie der "Rundschau", der "Frankenschau aktuell" oder
"Blickpunkt Sport".

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de
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INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MELDUNG/1895: Deutschlandfunk - Europa, Straßburg, Paris. Phänomen Entfremdung, 25.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Europa, Straßburg, Paris

Phänomen Entfremdung

Von Tonia Koch

Gesichter Europas

Samstag, 25. Mai 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Der Glaspalast des Europaparlaments steht in Straßburg. Die Stadt
profitiert vom zweiten Standbein des Europaparlaments, so wie das
erste Standbein, Brüssel. Aber die Stadt im Elsass steht für den Osten
Frankreichs. Und damit für die Sorgen einer Region, wie es sie viele
gibt in Europa. Straßburg ist Hauptstadt der Region Grand Est, dem
noch recht jungen Zusammenschluss der Regionen Elsass, Lothringen und
Champagne-Ardenne. Viele Straßburger fühlen sich weit entfernt vom
Politbetrieb des Europaparlaments und fühlen sich zudem verlassen von
der nationalen Politik. Zugleich leidet die Stadt unter
gesellschaftspolitischen Rissen, wie sie in ganz Frankreich zu
besichtigen sind: Gewalt in den Vorstädten, soziale Brüche, Aufstieg
der Populisten. Am Sitz des Europaparlaments gibt es all die
Phänomene, die dem Kontinent zu schaffen machen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2898: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Joseph Haydn, 25.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Meine Sprache versteht die ganze Welt

Eine Lange Nacht über Joseph Haydn

Von Nikolaus Scholz

Lange Nacht

Samstag, 25. Mai 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Joseph Haydn (1732-1809), Begründer der klassischen Symphonie und
Komponist der österreichischen Kaiserhymne und späteren deutschen
Nationalhymne, lebte in einer schillernden, revolutionären Ära und
läutete zusammen mit Mozart und Beethoven eine neue musikalische
Epoche ein, die der Wiener Klassik. Seine 77 Lebensjahre waren erfüllt
von schöpferischer Vitalität und der Lust am musikalischen Experiment.
Die "Lange Nacht" über den am 1. April 1732 im niederösterreichischen
Rohrau geborenen Komponisten Joseph Haydn präsentiert nicht nur sein
überaus reiches musikalisches Oeuvre im Dienste der ungarischen
Fürsten Esterházy, sondern wirft insbesondere ein Schlaglicht auf das
musikfanatische Wien des 18. Jahrhunderts zwischen Karl VI. und Maria
Theresia.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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INFOPOOL / MEDIEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1908: Hanau - Erste Schritte im Internet für Senioren vom 18.6. bis 9.7.2019


Stadt Hanau

Erste Schritte im Internet für Senioren

Kursangebot des Seniorenbüros ab 18. Juni



Das Seniorenbüro Hanau bietet vom 18.06. bis 09.07.2019 - jeweils
dienstags von 10 -12 Uhr - einen Kurs zum Thema "Internet" auf Basis
der Software Mozilla Firefox an. Kursleiter Jürgen Schroeder macht mit
Recherchetechniken im Internet vertraut. Er behandelt das Thema
Sicherheit im Internet (Viren, Datenschutz) und zeigt die Nutzung von
Lesezeichen sowie die Möglichkeit in privaten Fenstern zu surfen.

Voraussetzung sind Grundkenntnisse in Windows und die Teilnehmenden
sollten über eine genutzte E-Mail-Adresse verfügen. Eigene Laptops mit
Windows, können gerne im Unterricht genutzt werden. Die
Teilnahmegebühr beträgt 20 Euro.

Der Kurs findet im Seniorenbüro, Raum 106 - 1. OG -, Steinheimer Str.
1, 63450 Hanau, statt. Anmeldung telefonisch bei Inge Gach, Telefon
06181- 66 820 - 41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 22. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





ONKOLOGIE/1989: Allogene Stammzelltransplantation bei Non-Hodgkin-Lymphomen - Nutzen bleibt unklar (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 21.05.2019

Allogene Stammzelltransplantation bei Non-Hodgkin-Lymphomen: Nutzen bleibt unklar

- Für bestimmte Patientengruppen fehlen aussagekräftige Studien 

- Indikationsspezifische Register könnten Datenlücke schließen



Ob Patientinnen und Patienten, die an einem Non-Hodgkin-Lymphom erkrankt
sind, (bessere) Heilungschancen haben, wenn ihnen Stammzellen eines
anderen Menschen transplantiert werden, hat das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) untersucht. In seinem jetzt
vorgelegten Abschlussbericht kommt das Institut zu dem Ergebnis, dass
Aussagen zum Nutzen dieser risikoreichen Therapie nicht möglich sind. Für
die häufig sehr kleinen Patientengruppen fehlen aussagekräftige Studien.
Die Datenlücke ließe sich für manche Fragestellungen mithilfe von
indikationsbezogenen Registern schließen.

Erkrankung ist selten und vielfältig

Das Non-Hodgkin-Lymphom (NHL) ist eine Form von Lymphdrüsenkrebs, also
eine Erkrankung des blutbildenden Systems. Reichen Chemo- und
Strahlentherapie nicht aus, kommt eine Stammzelltransplantation infrage.
Wenn die dabei übertragenen Stammzellen vom Patienten selbst stammen,
spricht man von einer autologen Transplantation. Da keine unerwünschte
Immunreaktion auftritt, ist diese Variante in der Regel vorzuziehen. Es
gibt jedoch auch Patientinnen und Patienten, bei denen die allogene
Variante angewendet wird. Dabei werden Stammzellen eines anderen Menschen
übertragen.

Auch Kohortenstudien und Fallserien einbezogen

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des IQWiG haben eine ganze
Reihe von therapeutischen Situationen untersucht. Teils verglichen sie die
allogene Stammzelltransplantation mit der autologen, teils mit einer
Behandlung, die nicht mehr auf Heilung abzielt (palliativ).

Für jene Patientengruppe, für die alle auf Heilung zielenden Therapien
bereits ausgeschöpft waren, schloss das IQWiG auch Fallserien ein.
Allerdings lässt sich aus diesen nur dann ein Nutzen ableiten, wenn sehr
deutliche Effekte beobachtet werden.

Fallzahlen in Untergruppen oft klein

Die Bewertung der allogenen Stammzelltherapie wird dadurch erschwert, dass
die verschiedenen Formen der Erkrankung selten sind. Selbst wenn man alle
Non-Hodgkin-Lymphome gemeinsam betrachtet, gibt es derzeit pro Jahr in
Deutschland nur ca. 250 Patientinnen und Patienten, die eine allogene
Stammzelltransplantation erhalten. Diese verteilen sich zudem auf viele
Untergruppen. Bei einzelnen dieser extrem seltenen Lymphome hat das IQWiG
daher sogar internationale Sammelstatistiken von Einzelfallberichten
ausgewertet. Im Stellungnahmeverfahren, das sich an die Veröffentlichung
des Vorberichts anschloss, erhielt das IQWiG zusätzliche Informationen zu
einzelnen Studien.

Aussagen zu Lebensqualität nicht möglich

Insgesamt konnte das Institut 43 Studien in den Abschlussbericht
einbeziehen. Davon untersuchten 11 Studien Patientinnen und Patienten, bei
denen die Behandlung nicht mehr auf eine Heilung zielte.

Die Studien untersuchten vor allem, wie lange die Patientinnen und
Patienten überlebten. Sofern es überhaupt verwertbare Daten gab, zeigten
sie beim sogenannten Gesamtüberleben aber keinen klaren Vorteil der
allogenen Stammzelltransplantation gegenüber den Vergleichstherapien.
Studien, die eine Aussage über die Lebensqualität der Betroffenen erlauben
würden, gibt es keine.

Insgesamt kommt das IQWiG deshalb zu dem Ergebnis, dass der Nutzen der
allogenen Stammzelltransplantation unklar ist. Gleichzeitig weist das
Institut auf das Risiko einer Abwehrreaktion der neu gebildeten
Immunzellen gegen die Patientin oder den Patienten hin
(Graft-versus-Host-Disease), das bei einem fremden Spender immer besteht. Das IQWiG sieht
hier einen Anhaltspunkt für einen Schaden.

Wissenschaftliche Überprüfung ist unverzichtbar

Im Stellungnahmeverfahren wurde auf Diskrepanzen zwischen der
Nutzenbewertung und der klinischen Erfahrung hingewiesen. Dabei ging es
insbesondere um jene Patientinnen und Patienten, für die alle gängigen
Therapien bereits ausgeschöpft waren. Nach Darstellung der
stellungnehmenden Klinikerinnen und Kliniker sind im Durchschnitt rund 30
Prozent dieser Transplantierten fünf Jahre nach dem Eingriff noch am
Leben, während fast alle ohne diese Therapie bereits im ersten Jahr
versterben. Diese Diskrepanz zwischen klinischer Erfahrung und
Studienergebnissen hat das Institut auch nach erneuter Prüfung der Daten
nicht auflösen können.

Bei einer speziellen Form der Erkrankung, dem hepatosplenischen Lymphom,
hat das IQWiG individuelle Patientendaten ausgewertet. Rechnet man
Unterschiede wie etwa die Schwere der Erkrankung heraus, fällt der
Überlebensvorteil derjenigen, die eine allogene Stammzelltransplantation
erhalten haben, deutlich kleiner aus. Solange dem Institut keine
vergleichenden Daten vorliegen, mindestens aus einem indikationsbezogenen
Register, besteht die Gefahr, durch indirekte Vergleiche in die Irre
geführt zu werden. Denn man kann nicht wissen, ob ein beobachteter
Unterschied tatsächlich allein dieser Therapie und nicht dem insgesamt
besseren Gesundheitszustand geschuldet ist, wenn die allogen
Transplantierten nach fünf Jahren noch leben, die meisten anderen
Patientinnen und Patienten aber längst verstorben sind.

Für den Vergleich der allogenen und der autologen Stammzelltransplantation
bei therapienaivem T-NHL steht die Veröffentlichung der Endergebnisse
einer abgebrochenen randomisierten Studie noch aus (AATT-Studie). Eine
Autorenanfrage ergab, dass die Endauswertung der Daten durch die
Studiengruppe noch dieses Jahr präsentiert und zeitgleich veröffentlicht
werden soll.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ORTHOPÄDIE/392: Massagerollen - Hype oder gesundheitsfördernd? (GOTS)


Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin - 22. Mai 2019

Foam Rolling - Hype oder gesundheitsfördernd?



Jena - Faszienrollen oder auch Foam-Rollen / Massagerollen haben einen
regelrechten Siegeszug angetreten und werden von einer breiten Masse
der Bevölkerung genutzt. Doch welche Belastungen auf die
Körperstrukturen treten dabei auf und welche Effekte gibt es
eigentlich? Dr. Christian Baumgart und seine Kollegen gingen diesen
Fragen in einer Studie nach. Die Ergebnisse stellen sie auf dem
Kongress der Orthopädisch-Traumatologischen Gesellschaft für
Sportmedizin im Juni in Salzburg vor. Erstes Fazit: Es gibt viel Hype
um die Rollen, jedoch wenig wissenschaftliche Evidenz!

Baumgart ist Wissenschaftler an der Bergischen Universität Wuppertal
und untersucht die biomechanischen Effekte des Foam Rolling. Er
verweist darauf, dass Wirkung und Risiken nicht ausreichend untersucht
sind. In einer Studie nutzten Studenten unter fachkundiger Anleitung
die Massagerollen je zweimal eine Minute pro Muskelgruppe an den
Beinen. Danach wurde zum einen die vertikale Sprunghöhe gemessen: es
tat sich nichts. Zusätzlich wurde mit einem Taststift die Spannung der
Muskulatur gemessen - auch hier gab es nur geringe Veränderungen.

Zum Vergleich: Nach einer 10minütigen Belastung auf dem Fahrradergometer sprangen die Studierenden höher.

Auch mit Effekten solcher Rollen auf das Bindegewebe sind die
Wissenschaftler vorsichtig. Baumgart: "Faszien sind sehr dünn, und die
Wirkung einer reinen Kompression ist fraglich. Im Gegenteil:
Langfristige Folgen und gesundheitliche Risiken könnten mitunter
größer sein, wenn das intensive Rollen zum Beispiel Schäden an den
Venenklappen verursacht." Auch ein negativer Effekt der Kompression
von Haut, Unterhaut, Muskeln, faszialen Arealen und Knochen sei
denkbar, aber bisher noch wenig untersucht.

Das Foam Rolling kann auch keine manuellen Techniken zur Lockerung der
Muskulatur ersetzen. "Ein Therapeut oder Masseur behandelt in der
richtigen physiologischen Zugrichtung. Er merkt ob und was da im
Inneren eventuell entgegen spannt", so Baumgart. Deshalb hinkt der
Übertrag von Effekten physiotherapeutischer Anwendungen auf die der
Rolle. Auch ist die Wirkung klassischer Dehnmethoden häufig
vergleichbar oder sogar besser - zum Beispiel für die (kurzfristige)
Steigerung der Beweglichkeit.

Verschiedene Rollentypen führen zu unterschiedlichen biomechanischen
Belastungen. Auf harten Noppen beispielsweise sind die Spitzendrücke
um ein Vielfaches höher. Auch das kann zum Beispiel einen Einfluss auf
die Veränderung der Schmerzdruckschwelle haben. Beim Rollen über die
Wade oder über den vorderen Oberschenkel haben die Forscher eine
Belastung von durchschnittlich 30 Prozent des Körpergewichtes
gemessen. Bei Menschen, die sich mit dem Rücken drauf legen und
rollen, liegt diese Belastung um ein Vielfaches höher.

 * 

Quelle:

Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin - 22. Mai 2019

Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Breite Straße 10, 07749 Jena

Telefon: 0177 / 600 5555

E-Mail: kongress-presse@gots.org

Internet: www.gots-kongress.org
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FORSCHUNG/4040: Chaperone halten das Tumorsuppressor-Protein p53 in Schach - Komplexer Regelkreis schützt vor Krebs (idw)


Technische Universität München - 21.05.2019

Chaperone halten das Tumorsuppressor-Protein p53 inSchach: Komplexer Regelkreis schützt vor Krebs



Über Leben und Tod einer Zelle entscheidet das Anti-Tumor-Protein p53:
Erkennt es Schäden im Erbgut, treibt es die Zelle in den Selbstmord. Eine
neue Forschungsarbeit an der Technischen Universität München (TUM) zeigt,
dass diese körpereigene Krebsabwehr nur funktioniert, wenn bestimmte
Proteine, die Chaperone, dies zulassen.

Eine Krebstherapie ohne Nebenwirkungen, die gezielt nur Tumorzellen
angreift - noch können Ärzte und Patienten davon nur träumen. Dabei hat
die Natur ein solches gezieltes Anti-Tumor-Programm längst erfunden. Jede
unserer Zellen ist damit ausgestattet: Werden gravierende Schäden im
Erbgut erkannt, zerstört sich die Zelle selbst und verhindert so das
Wachstum des Tumors. Ein Münchner Forschungsteam hat jetzt den komplexen
Regelungsmechanismus, an dem verschiedene Proteine beteiligt sind,
entschlüsselt.

"Dass es einen solchen Regelungsmechanismus gibt, und dass dabei das
Tumorsuppressor-Protein p53 eine Schlüsselrolle spielt, weiß man schon
lange. Nicht bekannt war bisher, welche Rolle molekulare Chaperone bei der
Regulation der zellulären Maschinerie spielen", erklärt Prof. Johannes
Buchner, Inhaber des Lehrstuhls für Biotechnologie an der TUM.

Blick in die molekulare Maschine

Diese Chaperone - der Name stammt aus dem Englischen und bedeutet
"Anstandsdame" - sind Proteine, die darüber wachen, dass sich andere
Proteine richtig falten und damit funktionstüchtig sind. Im Labor konnten
die Forscherinnen und Forscher zeigen, dass zwei Gruppen dieser
Chaperon-Proteine, Hsp70, Hsp40 und Hsp90, die Funktion des
Tumorsuppressor-Proteins p53 steuern, indem sie seine dreidimensionale Struktur
beeinflussen.

Im Reagenzglas beobachteten die Biochemiker was passiert, wenn sie zu
einer Lösung, die p53 enthält, die Chaperone Hsp40 und Hsp70 zugaben. p53
verlor dadurch seine Fähigkeit an DNA zu binden. Damit kam auch seine
biologische Aktivität zum Erliegen.

Ein Leuchten offenbart die Struktur

Doch was steckt dahinter? Um diese Frage beantworten zu können, markierten
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler p53 mit fluoreszierenden
Farbstoffen. Damit konnten sie die Struktur einzelner p53 Moleküle
vermessen. p53 alleine liegt gefaltet vor, unter dem Einfluss von Hsp40
und Hsp70 wird es unter Energieverbrauch vollständig entfaltet. Den
gegenteiligen Effekt hat die Zugabe des Chaperons Hsp90: Es überführt das
entfaltete p53 wieder in die aktive, gefaltete Form.

"Dieser enorme Einfluss der Chaperone hat uns überrascht", erinnert sich
Buchner. "Die Zelle verfügt hier über einen äußerst komplexen
Regelmechanismus, mit dem die Chaperone das Tumorsuppressor-Protein in
Schach halten." Solange die molekularen Anstandsdamen zur Verfügung
stehen, ist p53 entfaltet und biologisch inaktiv. Gerät die Zelle aber
unter Stress und die Chaperone müssen an anderen Orten für Ordnung sorgen,
faltet sich p53, heftet sich an die DNA und löst, wenn nötig, den
zellulären Selbstmord aus.

Laut Buchner, könnte das Verständnis dieses molekularen Zusammenspiels in
Zukunft mit dazu beitragen, die Rolle der Proteine besser zu verstehen und neue
Angriffspunkte für die Krebstherapie zu finden.

Mehr Informationen:

Die Struktur des p53 wurde mit Hilfe der Fluoreszenz Resonanz
Energietransfer-Methode, kurz FRET, untersucht. Das Verfahren basiert
darauf, dass an das Protein gebundene Farbstoffe mit Licht angeregt werden
andere Farbstoffmoleküle, die im Abstand von wenigen Nanometern liegen,
zum Leuchten bringen. Zusammen mit dem Team von Prof. Don Lamb an der
Ludwig-Maximilians-Universität München konnten die Forscher auf diese
Weise einzelne p53 Moleküle vermessen und beobachten, wie sich diese durch
den Einfluss der Hsp40 und Hsp70 oder auch Hsp90 verändern.

Die Forschung wurde durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (SFB 1035
und die Exzellenzcluster Nanosystems Initiative Munich (NIM) und Center
for Integrated Protein Science Munich (CiPSM)) unterstützt. Die
Erstautorin wurde durch ein Postdoktorandenstipendium der Alexander von
Humboldt-Stiftung gefördert.


Originalpublikation:

Vinay Dahiya, Ganesh Agam, Jannis Lawatscheck, Daniel Andreas Rutz, Don C.
Lamb, Johannes Buchner:

Coordinated conformational processing of the tumor suppressor protein p53
by the Hsp70 and Hsp90 chaperone machineries

Molecular Cell, April 23, 2019

DOI: 10.1016/j.molcel.2019.03.026

Link:

https://www.sciencedirect.com/science/article/abs/pii/S1097276519302308

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/article/35454/ Link zur Presseinformation
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FORSCHUNG/4039: Sichtbare Fresszellen (idw)


Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V. - 21.05.2019

Sichtbare Fresszellen

Visualisierung von Mikroglia im Hirngewebe durch Einschalten von
Fluoreszenz



Bestimmte Aufgaben des Immunsystems im Gehirn werden von Zellen des Typs
Mikroglia erfüllt. Mit einer eigens entwickelten Fluoreszenzsonde können
Forscher aus Korea und Singapur diese Art von Fresszellen nun direkt
markieren und durch Bildgebung sichtbar machen. Dies gelang in Zellkultur
und im Mausmodell. Wie die Forscher in der Zeitschrift Angewandte Chemie
ausführen, löst ein Mikroglia-spezifisches Genprodukt die Fluoreszenz aus
und lässt die Zellen unter dem Mikroskop leuchten.

Normalerweise werden die verschiedenen Zellsorten in lebendem Gewebe mit
Antikörpern markiert und dann durch bildgebende Verfahren nachgewiesen.
Hierfür müssen zunächst Antikörper entwickelt werden, die zellspezifische
Proteine erkennen und an sie binden. Fluoreszenzfarbstoffe färben dann
wiederum die Antikörper an. Könnten Fluoreszensonden direkt an die
gesuchten Zellen oder deren Komponenten binden, ließe sich die teure
Antikörperproduktion vermeiden. Young-Tae Chang von der Pohang University
of Science and Technology in Korea und Kollegen haben nun eine fluorogene
Mikroglia-selektive Sonde entwickelt. Da ihre Fluoreszenz von der
Genexpression abhängt, könnte sie sich besonders für das Studium von
neuronalen Erkrankungen eignen.

Um eine geeignete Fluoreszenzsonde zu identifizieren, durchkämmten die
Forscher eine Bibliothek von vielversprechenden Kandidatenmolekülen. Am
deutlichsten zeigte ein fluorogenes Molekül, das die Wissenschaftler CDr20
für 8222;Designation red 20" nannten, Mikroglia im Hirngewebe an.

Die Forscher untersuchten dann die molekulare Grundlage dieser Erkennung.
Zentraler Baustein der Sonde ist eine Styroleinheit mit phenolischer
Gruppe. Andere Moleküle, die diese Gruppe nicht hatten, gaben
unspezifische oder gar keine Signale. Dann wollten die Forscher wissen,
welche Zellkomponente die Sonde genau erkennt. Genetische Studien wiesen
auf die enzymatische Aktivität eines Proteins namens Ugt1a7c als
Fluoreszenzauslöser hin.

Genauere Untersuchungen ergaben dann, dass dieses Ugt1a7c-Protein die
Kopplung von CDr20 mit einer Glucoronsäureeinheit katalysiert, und ohne
diesen gebundenen Rest fluoresziert CDr20 nicht. Ugt1a7c ist ein Enzym aus
der Ugt-Genfamilie. "Interessanterweise war von der Ugt-Genfamilie nur das
Ugt1a7c-Gen in Mikroglia angereichert", entdeckten die Autoren. Dies würde
die Spezifität erklären: Mikroglia exprimieren das Enzym Ugt1a7c. Dieses
Enzym fügt an die phenolische Einheit des CDr20 eine Glucuronosylgruppe an
und schaltet somit die Fluoreszenz ein.

Auch im lebenden Gehirn funktionierte die Mikroglia-Fluoreszenzmarkierung
mit anschließender Bildgebung. Die Forscher inkubierten einen ganzen
Mausembryo mit der Sonde und beobachteten zellspezifische Fluoreszenz im
Gehirn. Auch nach Injektion von CDr20 in eine Maus mit systemischer
Entzündung ließen sich die Mikroglia spezifisch nachweisen. Im Gehirn
übernehmen Mikroglia die Immunantwort auf Infektionen.

Neuronale Störungen wie Alzheimer und Schlaganfall gehen oft mit
entzündlichen Prozessen einher. Mit der neuen fluorogenen Sonde hätte man
jetzt einen neuen Ansatz, die Entwicklung von Mikroglia im Gehirn genauer
zu beobachten.

Autor: Young-Tae Chang, POSTECH (Rep. Korea)


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1002/ange.201903058
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FORSCHUNG/804: Wie Virusinfektionen zu Kachexie führen (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 20.05.2019

Wie Virusinfektionen zu Kachexie führen



Viele Patienten mit chronischen Krankheiten wie Krebs, AIDS oder
Autoimmunerkrankungen leiden an einer rätselhaften Zusatzerkrankung, der
Kachexie. Dabei handelt es sich um ein hochkomplexes und noch wenig
verstandenes Syndrom, das zu einem unkontrollierbaren Gewichtsverlust
führt. Schrumpfende Fettreserven und ein Abbau des Muskelgewebes führen
zur Schwächung. Kachexie gilt als einer der Faktoren, die zu einem
vorzeitigen Tod beitragen. Wissenschaftler/innen des CeMM
Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften beschreiben die molekularen Mechanismen der Kachexie bei
Virusinfektionen und identifizieren eine überraschende Rolle für
Immunzellen.

Kachexie ist ein von vielen Faktoren beeinflusstes Krankheitsbild, das bei
Patienten mit chronischen Infekten wie HIV, Tuberkulose und Malaria
auftritt. Zusätzlich sind 50% bis 80% der Krebspatienten von Kachexie
betroffen (Argiles JM et al. Nature Reviews Cancer 2014). Aufgrund
verringerter Nahrungsaufnahme und eines veränderten Stoffwechsels
verlieren Patienten ungewollt Körpergewicht und Kraft. Fettreserven und
Skelettmuskelmasse werden zunehmend aufgebraucht, was durch
Nahrungsmittelergänzung nicht rückgängig gemacht werden kann. Kachexie
beeinträchtigt die Lebensqualität des Patienten erheblich und
verschlechtert das Ergebnis laufender Therapien. Trotz des enormen
klinischen Bedarfs sind die Standards für Diagnose und Betreuung von
kachektischen Patienten nach wie vor unzureichend und wirksame
Behandlungsmöglichkeiten fehlen.

In den letzten Jahren haben Studien mit experimentellen Modellen von
Krebs-assoziierter Kachexie zu einem verbesserten Verständnis beigetragen,
wie Entzündungsprozesse und damit verbundene Veränderungen im Stoffwechsel
die Kachexie auslösen. Diese Studien zeigten, dass Entzündungsfaktoren
durch direkte oder indirekte Mechanismen sowohl den Appetit beeinflussen
als auch den Fett- und Muskelstoffwechsel verändern, was zum
Gewichtsverlust führen kann. Im Zusammenhang mit Infektionskrankheiten ist
über Kachexie jedoch deutlich weniger bekannt. So ist es auch ungeklärt,
ob dieselben molekularen Mechanismen der Kachexie bei Krebs auch bei
chronischen Infektionen vorliegen.

Die Forschungsgruppe von Andreas Bergthaler am CeMM hat in Zusammenarbeit
mit Wissenschaftler/innen der Universität Graz, der Medizinischen
Universität Wien sowie Partnern aus Deutschland, Schweiz und USA einen
Mechanismus erforscht, der erklärt, wie chronische Virusinfektionen zur
Kachexie führen können. Die Ergebnisse der Studie wurden in der aktuellen
Ausgabe von Nature Immunology veröffentlicht 

(DOI: 10.1038 / s41590-019-0397-y).

Die Forscher/innen konnten anhand von Tiermodellen zentrale molekulare
Akteure identifizieren, die bei chronischen Infektionen zur Kachexie
führen. Der durch die Virusinfektion ausgelöste Gewichtsverlust konnte -
ähnlich wie bei Kachexie im Zusammenhang mit Krebs - nur teilweise durch
verminderte Nahrungsaufnahme erklärt werden und war durch
Nahrungsergänzung nicht zu verhindern.

Die Untersuchungen zeigten darüber hinaus, dass die Virusinfektion zu
einer gravierenden Reorganisation der Architektur des Fettgewebes führte.
Dies war mit der Aktivierung der Lipolyse verbunden, einer molekularen
Kaskade von Prozessen, die der Körper zur Auflösung seiner Fettdepots
verwendet. "Überraschend war", so Hatoon Baazim, Erstautorin der Studie
und Doktorandin am CeMM, "dass keiner der Entzündungsmediatoren, von denen
bekannt ist, dass sie Kachexie bei Krebs auslösen, in unserer
Infektionsstudie eine Rolle spielen."

Bei der Untersuchung anderer möglicher Mechanismen stellten die
Wissenschaftler/innen fest, dass ein bestimmter Zelltyp des Immunsystems
für die Auslösung der Kachexie verantwortlich ist: CD8-T-Zellen. Diese
auch T-Killerzellen genannten Immunzellen erkennen normalerweise
virusinfizierte Zellen oder Krebszellen und töten sie ab. Die vorliegende
Studie konnte nun zum ersten Mal zeigen, dass CD8-T-Zellen für die
Auslösung der Kachexie bei Infektionen eine zentrale Rolle zukommt. Dabei
spielen zusätzliche Signale des antiviralen Zytokines Typ-I-Interferon,
einem körpereigenen Botenstoff des Immunsystems, sowie die Erkennung des
Virus durch die CD8 T Zellen eine wichtige Rolle.

Die vorliegende Studie von Baazim et al. gibt Aufschluss über die
komplexen Entzündungsprozesse und Stoffwechselveränderungen bei der
infektionsassoziierten Kachexie, und stellt für die internationale
Forschungsgemeinschaft ein wertvolles Modell bereit, um die molekularen
Mechanismen der Kachexie weiter zu erforschen. Dies kann zu einem besseren
Verständnis von Infektionen wie AIDS, Tuberkulose oder Malaria und anderen
parasitären Erkrankungen, die Kachexie verursachen, beitragen.
Studienleiter und CeMM Forschungsgruppenleiter Andreas Bergthaler:
"Darüber hinaus sind wir überzeugt, dass zukünftige Forschungsstudien, die
die Kachexie im Zusammenhang von Infektionen und Krebs vergleichend
untersuchen, ein Schlüssel dafür sein werden, um dringend notwendige
Fortschritte im Verständnis dieser noch immer sehr mysteriösen Krankheit
zu erzielen." Solche neuen Erkenntnisse aus der Grundlagenforschung
könnten die Entwicklung innovativer Therapiestrategien zur Linderung der
Kachexie und der damit verbundenen lebensbedrohlichen chronischen
Krankheiten anregen.

Die Studie "CD8+ T cells induce cachexia during chronic viral infection"
erschien in der Zeitschrift Nature Immunology am 20.5.2019. 

DOI: 10.1038 / s41590-019-0397-y


Legende zum graphischen Abstrakt:

Kachexie ist ein multifaktorielles Syndrom, welches in verschiedenen
chronischen Erkrankungen auftritt. Die ausgezerrte weibliche Figur
veranschaulicht die Auswirkungen von Kachexie auf den Körper und
insbesondere den unkontrollierten Verlust von Fett- und Muskelgewebe. Ihr
Blick ist auf eine rote CD8 T Zelle gerichtet. Diese Immunzellen nehmen
für die Auslösung von infektionsassozierter Kachexie in der Studie von
Baazim et al. eine zentrale Rolle ein. Diese Kachexie Studie konzentriert
sich insbesondere auf die Veränderungen im Fettgewebe, welches durch den
Hintergrund dargestellt.

Autoren:

Hatoon Baazim, Martina Schweiger*, Michael Moschinger*, Haifeng Xu, Thomas
Scherer, Alexandra Popa, Suchira Gallage, Adnan Ali, Kseniya Khamina,
Lindsay Kosack, Bojan Vilagos, Mark Smyth, Alexander Lercher, Joachim
Friske, Doron Merkler, Alan Aderem, Thomas H. Helbich, Mathias
Heikenwälder, Philipp A. Lang, Rudolf Zechner, Andreas Bergthaler

Förderung:

Diese Studie wurde gefördert vom European Research Council (ERC), der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften, dem Österreichischen
Wissenschaftsfonds (FWF), der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und
den US National Institutes of Health.


Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. 

www.cemm.at

Originalpublikation:

DOI: 10.1038 / s41590-019-0397-y

Weitere Informationen finden Sie unter

https://vimeo.com/337219589/07be941a41

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2100

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





RHEUMA/288: Erste wirksame Therapie bei Lungenfibrose durch Systemische Sklerose (idw)


Universitätsspital Zürich - 21.05.2019

Erste wirksame Therapie bei Lungenfibrose durch Systemische Sklerose



Ein grosser Teil der Patienten mit Systemischer Sklerose stirbt an dadurch
verursachten Gewebeveränderungen der Lunge. Eine internationale Studie
unter der Leitung von Prof. Dr. med. Oliver Distler, Direktor der Klinik
für Rheumatologie am USZ, zeigt nun erstmals eine Behandlungsmöglichkeit
auf.

Systemische Sklerose oder Sklerodermie gehört zu den seltenen Krankheiten.
Zwischen 1500 und 2000 Menschen in der Schweiz leiden an dieser
Autoimmunerkrankung. Sie führt zu einer fortschreitenden Verdickung des
Bindegewebes und Veränderungen an den Blutgefässen mit
Durchblutungsstörungen. Davon betroffen sind die Haut, aber auch die
Organe, und besonders häufig die Lunge: rund 70 Prozent der Patientinnen
und Patienten mit Systemischer Sklerose sterben an einer
Lungenbeteiligung, mehr als die Hälfte davon an einer Lungenfibrose, also
der verstärkten Bildung von Bindegewebe in der Lunge. Die Krankheit ist
nicht heilbar.

Signifikante Verlangsamung des Krankheitsverlaufs

In einer internationalen randomisierten Placebo-kontrollierten
Doppelblindstudie mit 576 Patientinnen und Patienten aus 32 Ländern
untersuchte ein Forscherteam unter der Leitung des Rheumatologen Prof. Dr.
med. Oliver Distler vom USZ, ob sich der Wirkstoff Nintedanib positiv auf
die Lungenfunktion von Patienten mit Systemischer Sklerose und auf den
Verlauf der Krankheit auswirkt. Präklinische Modelle liessen diese
Vermutung zu. Es handelt sich um die grösste jemals durchgeführte Studie
zu Sklerodermie. Publiziert wurde sie im New England Journal of Medicine.

Die Patienten nahmen während 52 Wochen zweimal täglich Nintedanib oder ein
Placebo ein, regelmässig wurde ihre Lungenfunktion überprüft. Gemessen
wurde dafür die forcierte exspiratorische Vitalkapazität (FVC) der
Patienten. Dieser FVC-Wert gibt Aufschluss über die Lungenleistung. Bei
der Auswertung der Patientendaten zeigte sich dabei über die gesamte
Studiendauer hinweg eine zunehmende Differenz zwischen der Placebo- und
der Nintedanib-Gruppe: Während sich die Lungenfunktion bei der
Placebo-Gruppe kontinuierlich verschlechterte, zeigte sich bei der
Nintedanib-Gruppe ein markant geringerer Abbau der Lungenfunktion und damit eine
deutliche Verlangsamung des Krankheitsverlaufs. Der Unterschied in der
Lungenfunktion lag nach 52 Wochen bei signifikanten -41 ml.

Erste Therapie überhaupt lässt Ärzte und Patienten hoffen

«Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass der Wirkstoff tatsächlich einen
positiven Effekt auf die Lungenfunktion und den Verlauf der Krankheit
hat», fasst Oliver Distler die Ergebnisse zusammen. Wie sich die Einnahme
von Nintedanib langfristig auswirkt und ob damit eine Verbesserung der
Lebensqualität der Patientinnen und Patienten insgesamt sowie eine
geringere Mortalität erreicht werden kann, steht noch nicht fest. «Bisher
standen zur gezielten Behandlung der Lunge bei Systemischer Sklerose
jedoch keinerlei nachgewiesenermassen wirksame Therapien zur Verfügung.
Das Ergebnis der Studie ist deshalb für die Forschung zur Systemischen
Sklerose ein Meilenstein und für betroffene Patientinnen und Patienten von
grosser Bedeutung.»


Originalpublikation:

Nintedanib for Systemic Sclerosis-Associated Interstitial Lung Disease 

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1903076

The New England Journal of Medicine. DOI: 10.1056/NEJMoa1903076
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MELDUNG/453: Datenbanken liefern neue Wirkstoff-Kandidaten (idw)


Philipps-Universität Marburg - 20.05.2019

Datenbanken liefern neue Wirkstoff-Kandidaten



Medikamente vom Spielplatz: Molekül-Bausteine in großen Datenbanken sind
eine gute Quelle für neue Wirkstoffe. Das zeigt eine Forschungsgruppe um
den Pharmazeutischen Chemiker Professor Dr. Peter Kolb in einer Studie,
die soeben in der Online-Ausgabe des Wissenschaftsmagazins PNAS erschienen
ist. Indem das Team eine Datenbank gezielt durchsuchte, fand es zahlreiche
neue Bindungspartner für ein wohlbekanntes Protein.

Eine Dezillion - so groß ist die Menge aller denkbaren Moleküle, die als
Medikamente in Frage kommen; eine Dezillion ist eine Zahl mit 60 Nullen.
"Ein riesiger Spielplatz" für Pharmazeuten sei das, befindet Peter Kolb,
der Leitautor des Aufsatzes. "Viele Ecken dieses Raumes sind gut
erforscht, während andere noch nicht untersucht sind oder bislang keine
biologisch aktive chemische Substanz geliefert haben", führt der
Wissenschaftler aus, der Pharmazeutische Chemie an der
Philipps-Universität lehrt.

Spezielle Datenbanken bilden leistungsstarke Werkzeuge, um den chemischen
Raum zu erfassen. Das Team nutzte die frei verfügbare Molekül-Bibliothek
"SCUBIDOOO", die Kolbs Arbeitsgruppe selbst aufgebaut hat. "Die Datenbank
enthält mehr als 20 Millionen hypothetische Verbindungen, die sich aus
jeweils zwei bereits vorhandenen Bausteinen zusammensetzen", sagt Kolbs
Mitarbeiter Dr. Florent Chevillard. Davon berücksichtigte die
Forschungsgruppe eine Teilmenge von 10.000 Verbindungen.

Taugen derartige Datenbanken, um neuartige und wirkungsvolle
Bindungspartner von Proteinen zu gewinnen? Solche Bindungspartner kommen
als Kandidaten für Wirkstoffe infrage, die das entsprechende Protein
blockieren oder aktivieren. Die Autorinnen und Autoren wählten für ihre
Studie ein Protein aus, für das bereits eine große Anzahl von
Bindungspartnern bekannt ist; die Identifizierung wirklich neuer Partner
ist daher umso anspruchsvoller.

Durch Computermodellierung fand die Marburger Arbeitsgruppe in enger
Zusammenarbeit mit dem medizinal-chemischen Unternehmen Taros 240
Moleküle, von denen anzunehmen war, dass sie an das ausgewählte Protein
binden können. "In nur zwei Wochen konnten wir 127 der selektierten
Verbindungen durch chemische Synthese in unseren Labors herstellen",
betont Mitverfasser Dr. Dimitrios Tzalis, Gesellschafter-Geschäftsführer
von Taros; anschließend prüfte die Arbeitsgruppe von Professor Dr. Jan
Steyaert an der Universität Brüssel, ob die Moleküle in die
Bindungstaschen des Proteins passen.

"Die Zeitspanne für Design und Kalkulation, Produktion und Test der ersten
Charge betrug alles in allem nur sechs Wochen", hebt Kolb hervor. Keine
der Verbindungen war jemals zuvor als Bindungspartner des gewählten
Proteins beschrieben, geschweige denn synthetisiert worden. "Dies wirft
ein helles Licht auf den leicht zugänglichen Raum neuartiger Wirkstoffe,
der sich direkt um die Ecke befindet", konstatiert Kolb.

Dr. Peter Kolb ist Heisenberg-Professor für Pharmazeutische Chemie an der
Philipps-Universität. Er forscht auch am mittelhessischen LOEWE-Zentrum
DRUID und gehört dem Marburger "LOEWE"-Zentrum für Synthetische
Mikrobiologie an. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft sowie das
COST-Programm der Europäischen Union unterstützten die zugrundeliegenden
Arbeiten finanziell.


Originalveröffentlichung: 

Florent Chevillard, Silvia Stotani & al.:

Interrogating dense ligand chemical space with a forward-synthetic
library, PNAS 2019

Taros Chemicals im Internet:

https://www.taros.de
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MELDUNG/100: Neue US-Leitlinien zu Tic-Störungen unter Mitwirkung Dresdner Wissenschaftler entwickelt (idw)


Technische Universität Dresden - 20.05.2019

Neue US-Leitlinien zu Tic-Störungen unter Mitwirkung Dresdner Wissenschaftler entwickelt



Gerade sind die US-Leitlinien zu Tic-Störungen und dem Tourette Syndrom
veröffentlicht worden. Prof. Dr. Veit Roessner, Direktor der Klinik für
Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie (KJP) des Uniklinikums
Carl Gustav Carus an der TU Dresden hat an der Erarbeitung der Leitlinien
mitgewirkt. Besonderer Schwerpunkt der Leitlinien liegt dabei auf der
verständlichen Erklärung (Psychoedukation) des natürlichen Verlaufs von
Tic-Störungen und dem Tourette Syndrom

Tic-Störungen beginnen oftmals im Kindesalter. Etwa 15 Prozent der Kinder
zwischen 6 und 10 Jahren sind von einer meist milden Tic-Störung, wie
bspw. Blinzeln oder Räuspern betroffen. "Seit dem Kindergarten und der
frühen Schulzeit ist mir bewusst, dass ich bestimmte Dinge habe", sagt
Thomas, der heute beruflich aktiv ist und es gut schafft, seine spontanen
Bewegungen zu verbergen. "Das Augenzwinkern war eigentlich das Erste, was
da war", erinnert er sich. "Gerade als Kind, da hat man immer gesagt, der
ist nervös. Und meine Mutter hat dann noch bemerkt, ja wenn das nicht
besser wird, dann müssen wir mal zum Arzt. Das macht natürlich Angst."

Großes Problem der Patienten ist das fehlende Verständnis "In der
Gesellschaft ist ja immer das akzeptiert, was vermeintlich normal ist, und
die Makel der anderen sind immer das Problem. Aber gerade Leute mit einer
Tic-Störung haben damit oftmals das geringere Problem, als das Umfeld. Und
deshalb denk ich, müsste man normaler damit umgehen".

Tic-Störungen sind nicht nur einfach eine Krankheit, welche die
Betroffenen im alltäglichen Leben negativ beeinflusst. Die
neuropsychiatrischen Auffälligkeiten sorgen wahrscheinlich auch für
positive Effekte, denn es liegt nahe, dass Betroffene, unter bestimmten
Bedingungen, motorisch besser lernen. Bis heute ist jedoch in weiten
Teilen unklar, welche Mechanismen den Auffälligkeiten und Ausprägungen des
Störungsbildes zugrunde liegen.

Laut Leitlinie haben 60 Prozent der Betroffenen sechs Jahre nach der
ersten Diagnose nur noch minimale bis mittelstarke Tics, 18 Prozent sind
ticfrei. Eine frühzeitige Vorstellung, beispielsweise in der
Spezialsprechstunde für Tic-Störungen der KJP, ist daher durchaus
sinnvoll. Ziel dieser Spezialsprechstunde ist es, Kindern, Jugendlichen
und deren Eltern eine gründliche und fachkundige Beratung, Diagnostik- und
Behandlungsmöglichkeit zu bieten, gerne auch in enger Zusammenarbeit mit
deren jeweiligem Therapeuten vor Ort.

Die Leitlinien wurden erstmals auf dem vom 04.05.-10.05.2019
stattgefundenen American Academy of Neurology Annual Meeting in
Philadelphia vorgestellt, unterstützt durch die Child Neurology Society
sowie die European Academy of Neurology.


Die Leitlinien finden Sie hier:

https://www.aan.com/Guidelines/Home/GuidelineDetail/958

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden - 20.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/815: Schloss Kaltenberg - PULS Open Air 2019 so barrierefrei wie noch nie, 30.5.-1.6.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk

Bayerischer Rundfunk

PULS Open Air 2019 so barrierefrei wie noch nie

30. Mai - 1. Juni 2019

Schloss Kaltenberg

Entfernungen: München 55 km, Augsburg 37 km, Landsberg 16 km



Nur noch eine Woche, dann geht es endlich los mit dem PULS Open Air
2019! Zum vierten Mal feiert PULS, das junge Angebot des Bayerischen
Rundfunks, auf Schloss Kaltenberg vom 30. Mai bis zum 1. Juni mit
einer handverlesenen Mischung von rund 65 Bands und DJs. Mehr denn je
ist diesmal auch das Thema Barrierefreiheit im Fokus. In diesem
Bereich ist das Angebot beim PULS Open Air 2019 größer als in den
Jahren zuvor - von Konzerten mit Übersetzung in Gebärdensprache über
rollstuhlgerechte Anlagen bis hin zu einer Service-Hotline.

Nachdem das Thema Barrierefreiheit und Inklusion bereits im vergangen
Jahr ein wichtiger Bestandteil bei der Planung war, ist der
Maßnahmenkatalog in diesem Jahr noch einmal deutlich erweitert worden.
Dafür hat sich das PULS-Team für das PULS Open Air 2019 professionelle
Unterstützung geholt, um das musikalische Sommerereignis für alle
Besucherinnen und Besucher zu einem besonderen Erlebnis zu machen.
Dazu gehört vor Ort ein spezielles Service-Team für Gäste mit
Behinderung, das rund um die Uhr für jegliche Fragen und
Hilfestellungen unter der Servicehotline +49 1573 879 5555 zur
Verfügung steht, außerdem ein durchgängig rollstuhlgerechtes
Festival- und Campinggelände, rund 20 Konzerte mit
Gebärdensprachübersetzung, ein barrierefreier Shuttle-Service vom
nächstgelegenen Bahnhof Geltendorf und vieles mehr.

"Ich freue mich sehr, das PULS Open Air auf dem Weg zum
 barrierefreisten Festival Bayerns begleiten zu können. Das PULS
 Open Air nimmt hier eine Vorreiterrolle ein: Mit der
 rollstuhlgerechten Infrastruktur, fast 20 Konzerten mit
 Gebärdensprachübersetzung, einem Service-Team für Gäste mit
 Behinderung und - allem voran - dem Bekenntnis für eine inklusive
 Gesellschaft."

 Elnaz Amiraslani, selbst inklusive Kulturschaffende, berät das PULS
 Open Air bei der barrierefreien Veranstaltungsplanung



Alle barrierefreien Angebote auf dem PULS Open Air 2019 finden Sie
unter: https://pulsopenair.de/info


Line-Up fürs PULS Open Air 2019 komplett

Erstmals über 50 Prozent der Acts mit weiblicher
Beteiligung


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. April 2019

Vom 30. Mai bis 1. Juni geht das PULS Open Air in die vierte Runde.
PULS, das junge Programm des Bayerischen Rundfunks, bringt eine
sorgfältig ausgewählte Mischung von Bands und Künstlern nach Schloss
Kaltenberg. Nun ist das Line-Up final und wartet erstmals mit einem
ausgeglichenen Geschlechterverhältnis auf: Der Anteil an Musik-Acts
mit weiblicher Beteiligung liegt in diesem Jahr zum ersten Mal bei
über 50 Prozent.

Frauen sind in der Musikbranche und speziell auch auf Festivals immer
noch deutlich unterrepräsentiert. PULS beschäftigt sich seit Jahren
mit dieser auffallenden Schieflage im Musikgeschäft und hat dazu
bereits auf dem PULS Festival 2017 eine Podiumsdiskussion mit
wichtigen Playerinnen aus der Branche veranstaltet. 2018 organisierte
PULS in Zusammenarbeit mit dem Bayerischen Musiknetzwerk
"musicBYwomen" auf dem PULS Open Air einen Workshop für interessierte
BesucherInnen, um weibliche Vorbilder zu schaffen und eine bessere
Vernetzung unter Frauen in der Musikbranche zu fördern. Und auch
dieses Jahr wird es einen Workshop geben, in dem Salwa Houmsi und
Hoe__mies den Status von Frauen im Hip-Hop thematisieren. In
Zusammenarbeit mit Landstreicher Booking arbeitet die PULS
Musikredaktion seit dem ersten PULS Open Air im Sommer 2016 an einem
ausgeglichenen Line-Up. Letztes Jahr lag der Frauenanteil bereits bei
40 Prozent.

"Viele Menschen sind sich dessen nicht einmal bewusst, dass auf den
Festivalbühnen fast nur Männer zu sehen sind. Uns ist es wichtig, dem
Thema Aufmerksamkeit zu schenken und damit ein gemeinsames Umdenken
anzustoßen," so Nadine Ulrich, PULS-Redaktionsleiterin.

"Dieses Jahr freuen wir uns besonders darüber, dass wir erstmalig ein
ausgeglichenes Geschlechterverhältnis beim Booking realisieren
konnten. Über 50 Prozent der auftretenden Acts sind weiblich bzw.
haben weibliche Beteiligung. Bei PULS berichten wir seit langem von
einem Ungleichgewicht in der Musikbranche, deshalb liegt es uns sehr
am Herzen, dass Künstlerinnen ebenso stark auf den Bühnen des PULS
Open Airs vertreten sind, wie ihre männlichen Kollegen," freut sich
Andy Barsekow, BR-Projektleiter PULS Open Air.

Tickets für das PULS Open Air 2019 gibt es unter pulsopenair.de:

Ab 91 Euro ohne Camping inklusive Gebühren, zzgl. Versand

Ab 106 Euro mit Camping inklusive Gebühren und Müllpfand, zzgl.
Versand

Das Kontingent der Campingtickets ist fast ausgeschöpft!


Das PULS Open Air im Netz

https://www.instagram.com/pulsopenair/

https://www.facebook.com/pulsopenair/

https://www.br.de/puls/puls-homepage100.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 23. Mai + 5. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9074: Aus aller Welt - 23.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hindu-Nationalisten gewinnen Parlamentswahlen in Indien

Anderthalb Monate nach der Parlamentswahl in Indien hat die
Wahlkommission die ersten Zahlen veröffentlicht. Demnach liegt die
hindu-nationalistische Bharatiya Janata Party (BJP) von
Premierminister Narendra Modi in rund 300 Wahlkreisen in Führung. Die
oppositionelle Kongreßpartei von Parteichef Rahul Gandhi erkennt das
sich abzeichnende Ergebnis an. Nach Auszählung von rund der Hälfte
der 600 Millionen abgegebenen Stimmen kommt die BJP auf etwa 300 der
543 Parlamentssitze.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9074: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mann in Hamburg-Rahlstedt niedergeschossen

In einer Grünanlage im Hamburger Stadtteil Rahlstedt ist in der Nacht
zu Donnerstag ein 36 Jahre alter Mann angeschossen und schwer
verletzt worden. Nach bisherigen Erkenntnissen war der 36-Jährige
zusammen mit einer Frau durch den Park spaziert, als ihnen eine
männliche Person entgegenkam. Er sprach das spätere Opfer an und
forderte die Frau kurz darauf auf, sich auf den Boden zu legen und
das Gesicht abzuwenden. Daraufhin fiel ein Schuß, der den 36-Jährigen
in die Schulter traf. Anschließend flüchtete der Angreifer. Über die
Hintergründe des versuchten Tötungsdelikts ist noch nichts bekannt.
Eine Mordkommission übernahm die Ermittlungen.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9071: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



US-Kriegsschiffe durchfahren Straße von Taiwan

Zwei US-Kriegsschiffe haben die geostrategisch wichtige Taiwanstraße
passiert, die das Ostchinesische Meer im Norden und das
Südchinesische Meer im Süden verbindet. Der Lenkwaffenzerstörer "USS
Preble" und der Öltankter "USNS Walter S. Diehl" seien am Mittwoch
durch die 180 Kilometer breite Meerenge gefahren, teilte ein Sprecher
der Siebten Flotte der US-Navy mit. Der Transit der Schiffe durch die
Taiwanstraße verdeutliche das Bekenntnis der Vereinigten Staaten zu
einem freien und offenen indopazifischen Ozean, heißt es in der
Mitteilung. Seit Anfang dieses Jahres sind US-Kriegsschiffe
mindestens einmal im Monat zwischen der Insel Taiwan und dem
chinesischen Festland durchgefahren. Die USA fungieren als
Schutzmacht von Taiwan, und die Durchfahrt der Schiffe dürfte von der
chinesischen Führung als Symbol der Unterstützung Taiwans
interpretiert werden.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9073: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Grundrente: CDA-Vize Bäumler schlägt Einkommensprüfung vor

In der anhaltenden Debatte über das SPD-Konzept zur Grundrente
forderte der Bundesvize des CDU-Arbeitnehmerflügels, Christian
Bäumler, die Union zu Zugeständnissen auf. Das Beharren auf einer
Bedürftigkeitsprüfung sei der falsche Ansatz, sagte Bäumler in einem
Gespräch mit dem Handelsblatt. Anstelle der von der CDU geforderten
Bedürftigkeitsprüfung sollte es nach Ansicht des stellvertretenden
Vorsitzenden der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft (CDA)
nur eine Einkommensprüfung geben, die Sparbücher, Wohnungen und
Fahrzeuge außen vorläßt.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9072: Tragisches und Kurioses - 23.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Explosion und Feuer in Wohltorf

Im schleswig-holsteinischen Wohltorf in der Nähe von Hamburg hat es
am frühen Donnerstagmorgen aus noch unbekannten Gründen eine
Explosion in einem Einfamilienhaus gegeben. Ein großer Teil des
Hauses stürzte dabei ein. Anschließend breitete sich ein Feuer aus.
Ein 58jähriger Bewohner wird noch vermißt.

23. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8157: Aus Forschung und Technik - 23.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Planetenforscher vermuten flüssigen Ozean auf Pluto

Ein internationales Forscherteam geht davon aus, daß unter dem
Eispanzer des Zwergplaneten Pluto ein flüssiger Ozean existiert. Auf
Nahaufnahmen der NASA-Raumsonde New Horizons entdeckten Astronomen
einen großen hellen Fleck auf der Planetenoberfläche, den sie
"Sputnik Planitia" nannten. Aufgrund der Lage und der Topographie von
"Sputnik Planitia" schließen die Wissenschaftler, daß es dort einen
unterirdischen Ozean geben muß. Dieser könnte trotz der
Oberflächentemperaturen von rund -220 Grad Celsius flüssig sein.
Sogenannte Gashydrate, die eine Art Isolierschicht zwischen dem Ozean
und dem Eisschild bilden, verhindern, daß das Wasser gefriert,
berichtet eine Forschergruppe um Shunichi Kamata von der Hokkaido
University im japanischen Sapporo im Fachjournal "Nature Geoscience".

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8170: Aus aller Welt - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



USA errichten Camps für Tausende von Migranten

An der Grenze zu Mexiko in Texas und Arizona läßt die
Heimatsicherheitsbehörde (DHS) der USA vom Militär Zeltlager für
mindestens 7500 erwachsene Migranten aufstellen. Die Camps werden
laut Pentagon von der DHS betrieben werden. Migranten aus
Zentralamerika werden im Süden der USA nach einem illegalen
Grenzübertritt zu Hunderttausenden festgenommen. Solange ihre
Asylanträge überprüft werden, können viele nicht in Gewahrsam
gehalten werden, weil Unterbringungsmöglichkeiten fehlen.

23. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8129: Medizin und Gesundheitswesen - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Nierensteine durch Antibiotika in der Jugend

Vor noch nicht einmal 100 Jahren galten sie als Wundermittel, doch
inzwischen häufen sich die Stimmen, die gegen ihren Einsatz sprechen.
So soll eine Auswertung des Health Improvement Network (HTN) durch
Gregory Tasian von der Kinderklinik in Philadelphia ergeben haben,
daß die häufige Verordnung von oralen Antibiotika in der Kindheit
bei der Entstehung von Nierensteinen eine Rolle spielt. Es zeigte
sich, daß es drei bis zwölf Monate nach der Verordnung von fünf
Antibiotikaklassen (orale Sulfonamide, Cephalosporine, Fluorchinolone
sowie Nitrofurantoin/Methenamin als Breitspektrumpenicilline)
deutlich häufiger zu Nierensteinen kam.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8158: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



EuG weist Klagen gegen EZB wegen Schuldenschnitts zurück

Mehrere Privatanleger, die bei der Umschuldung griechischer
Staatsanleihen Geld verloren haben, sind mit ihrer Schadenersatzklage
gegen die Europäische Zentralbank beim Gericht der Europäischen Union
(EuG) gescheitert. Die Gerichtsentscheidung wurde am Mittwoch
veröffentlicht. Die griechische Regierung hatte im Februar 2012
zusammen mit der EZB und den nationalen Notenbanken des Euroraums
einen Zwangsumtausch von griechischen Anleihen beschlossen.
Privatanleger mußten einen Schuldenschnitt von 53,5 Prozent
hinnehmen. Nicht alle Gläubiger waren damit einverstanden. Rund 200
Anleger meist aus Italien hatten dagegen erstinstanzlich in Luxemburg
geklagt. Sie forderten von der EZB Schadenersatz in Höhe von
insgesamt zwölf Millionen Euro. Dem Gericht zufolge wurden jedoch
Eigentumsrechte nicht in unverhältnismäßigem Umfang verletzt.
Derartige Risiken gehen private Käufer von Staatsanleihen regelmäßig
ein. Bei Anlageentscheidungen kann sich niemand auf Vertrauensschutz
und Rechtssicherheit berufen. Die EZB hatte sich damals gegen eine
Umschuldung Griechenlands ausgesprochen und sich schließlich daran
auch nicht beteiligt. Dem EuG zufolge waren derartige Erklärungen
nicht von den zuständigen Stellen herausgegeben worden. Deswegen
können sich die Kläger darauf auch nicht berufen. Anders als die an
Renditen orientierten Privatanleger läßt sich die EZB ausschließlich
von im öffentliche Interesse liegenden Zielen leiten. Deshalb gilt
auch nicht der Grundsatz der Gleichbehandlung. Die Kläger können sich
im vorliegenden Fall an den Europäischen Gerichtshof wenden.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8081: Sprache, Kunst und Medium - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Das Theater Duisburg nimmt den Betrieb schrittweise wieder auf

Nach einem verheerenden Wasserschaden Anfang April findet am
Duisburger Theater Pfingstmontag wieder die erste Vorstellung statt.
Wegen der großen Verwüstungen überall im Haus kann der frühere
Spielplan aber nicht im vollen Umfang eingehalten werden. Das gab die
Stadt laut WDR1 bekannt.

Das Haus, das auch die Deutsche Oper am Rhein beherbergt, war bei
Arbeiten an der Sprinkleranlage versehentlich von rund 80.000 Litern
Wasser geflutet worden.

An Pfingstmontag präsentiert die Oper als erste Vorstellung nach der
Reparatur- und Sanierungsphase Mozarts Zauberflöte. Nach weiteren
Reparaturen sollen bis Ende der Saison neun von insgesamt 16 geplanten
Vorstellungen der Oper und des Schauspiels stattfinden können.

23. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8148: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Kriegsschiffe provozieren in der Taiwanstraße

Die US-Marine hat ihren Zerstörer Preble und ihren Öltanker Walter S.
Diehl die Taiwanstraße passieren lassen. Mit dem Transit der
Kriegsschiffe demonstrierten die USA ihr Engagement für einen freien
und offenen Indopazifik, sagte dazu ein Marinesprecher. Die 180
Kilometer breite Seestraße trennt die Insel Taiwan von Festlandchina.
Taiwan agiert wie ein souveräner Staat. Juristisch handelt es sich
immer noch um eine Provinz der Volksrepublik. Peking hat die
Abtrennung von 1949 nie anerkannt, während die Regierung in Taipeh
nach formaler Unabhängigkeit strebt. Die USA unterhalten keine
diplomatischen Beziehungen zu Taiwan. Sie beliefern Taipeh jedoch mit
Waffen.

23. Mai 2019
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POLITIK/8162: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Verfassungsschutzchef Voß stellt Trennungsgebot in Frage

Der Leiter des Hamburger Verfassungsschutzes, Torsten Voß, hat bei
einem Symposium zum 70. Jahrestag der Verabschiedung des
Grundgesetzes am Donnerstag für eine teilweise Aufhebung des strikten
Trennungsgebots für Polizei und Verfassungsschutz geworben. Demnach
soll der Verfassungsschutz seine mit nachrichtendienstlichen Mitteln
erlangten Informationen an Polizei und Behörden weitergeben dürfen.
Das strikte Trennungsgebot gilt derzeit nur in wenigen Fälle wie etwa
Terrorismus und gewaltbereitem Extremismus nicht. Es wurde
aufgrund der Erfahrungen mit der Gestapo der Nationalsozialisten in
der BRD eingeführt.

23. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8131: Tragisches und Kurioses - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Qualvoller Tod für Millionen Lachse in Norwegen

In Norwegen, dem größten Lachsproduzenten der Welt, sind in
zahlreichen Meereszuchtanlagen Millionen Tiere nach einem starken
Algenbefall erstickt. Wie die Fischereibehörde in Oslo mitteilte,
verendeten vorwiegend in den nördlichen Gewässern Lachse mit einem
Gesamtgewicht von mehr als 10.000 Tonnen. Verantwortlich dafür sei
dort ein Phytoplankton der Gattung Chrysochromulina, das sich
ungewöhnlich stark ausbreiten konnte, wie die französische
Presseagentur AFP mitteilte.

Norwegen ist mit einer jährlichen Produktion von etwa 1,3 Million
Tonnen Zuchtlachs im vergangenen Jahr weltweit führend. Bereits 1991
hatten Giftalgen für einen starken Einbruch gesorgt.

Infolge des geringeren Angebots sollen die Preise für den Edelfisch
stark gestiegen sein.

23. Mai 2019
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SOZIALES/8159: Arbeit, Soziales und Familie - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Großes Interesse in der EU an Umzug nach Deutschland

In Deutschland leben rund 4,8 Millionen Menschen mit
Staatsangehörigkeit eines anderen EU-Landes. Vor gut zehn Jahren
waren es noch etwa halb so viele. Das teilte das Bundesinstitut für
Bevölkerungsforschung in Wiesbaden mit. Demnach kommen zahlreiche
Arbeitskräfte vor allem aus südlichen und östlichen Ländern der EU
nach Deutschland wegen der hiesigen guten wirtschaftlichen Situation.
Die Hauptgruppe der Zugewanderten mit EU-Paß stellen die Polen,
gefolgt von den Rumänen, Italienern, Kroaten und Griechen.

23. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8140: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Feinstaub-Problem wird allzuoft unterschätzt

Forscher, Ärzte und Umweltschützer mahnen dringend die Einhaltung der
Feinstaub-Grenzwerte sowie die für Stickoxide an. Dennoch -
allein in Nordrhein-Westfalen wurden letztes Jahr die
EU-Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) an fast jeder zweiten
Meßstelle überschritten. Zudem zeigen Studien einen klaren
Zusammenhang zwischen der Feinstaubabsorption und dem
Lungenkrankheitsrisiko von Kindern.

23. Mai 2019
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WIRTSCHAFT/8147: Märkte und Finanzen - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bosch akzeptiert Bußgeld von 90 Millionen

Der Autozulieferer Bosch hat sich mit einer Strafzahlung von 90
Millionen Euro im Zusammenhang mit dem Dieselskandal bei deutschen
Automobilherstellern einverstanden erklärt. Der Staatsanwaltschaft
Stuttgart zufolge hat Bosch nach 2008 bei der Lieferung von rund 17
Millionen Motorbauteilen an mehrere Hersteller fahrlässig seine
Aufsichtspflicht verletzt. Die Software von Motor- und
Dosiersteuergeräten war teilweise manipuliert und lieferte
unzutreffende Stickoxidwerte im Abgas. Laut Staatsanwaltschaft ging
die Initiative zum Einsatz der Software von den Autoherstellern aus.
Diese mußten zusammen Bußgelder von mehr als zwei Milliarden Euro
zahlen. Unabhängig von dem gegen Bosch verhängten Bußgeld laufen
Strafermittlungen gegen Beschäftigte des Unternehmens.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8163: Aus Forschung und Technik - 23.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Smartphones bald ohne Akku

Es ist nur eine Frage der Zeit, bis Handys keine Akkuprobleme mehr
haben. US-Forscher der University of Washington haben ein Telefon
entwickelt, das seine Energie aus Funkwellen und dem Umgebungslicht
zieht. Dabei kommt eine winzige Solarzelle zur Anwendung, die nicht
größer als ein Reiskorn ist. Außerdem werden die Vibrationen des
Mikrofons in Modulationen der zurückgeworfenen Strahlen
verwandelt. Zur Zeit muß der Nutzer zwischen einem Sende- und
Empfangsmodus umschalten. Und auch die Reichweite mit 15,20 Metern
wirkt mehr als bescheiden. Trotzdem haben die Forscher bewiesen, daß
ihr Handy ohne Akku sehr wohl funktioniert.
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INSTRUMENTE/453: Röntgenaugen für den Sternenhimmel (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 21.05.2019

Röntgenaugen für den Sternenhimmel



Mit Röntgenaugen tief ins heiße Universum schauen: Das soll die
sogenannte Röntgenintegralfeldeinheit (X-IFU) an Bord von ATHENA, einem
Weltraumobservatorium der ESA, einmal möglich machen. Das Projekt hat eine
wichtige Hürde genommen: Die Machbarkeit des Instruments ist von der ESA
und der französischen Weltraumorganisation (CNES) betätigt worden. Die
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) ist ebenfalls Teil
dieses Forschungskonsortiums, das aus den Institutionen elf europäischer
Länder sowie der USA und Japans besteht, und unterstützt mit einer
besonderen Software für mathematische Modelle das Projekt. Das Teleskop
soll ab den 2030er Jahren den Weltraum untersuchen.


Mathematische Modelle aus der FAU

Der Astrophysiker Prof. Dr. Wilms und sein Team von der Remeis-Sternwarte
der FAU und dem Erlangen Centre for Astroparticle Physics (ECAP) steuern
für das ATHENA-Weltraumobservatorium ein wichtiges Element bei. Das Team
hat eine Software entwickelt, die den gesamten geplanten Detektionsprozess
in Geräten wiedergeben und mit der sich simulieren lässt, welche Daten von
Instrumenten wie X-IFU erfasst werden. "Wir können damit mathematische
Modelle bauen, die so ausgereift sind, dass die simulierten Daten den
Messdaten aus den Geräten gleichen", erklärt Prof. Wilms. "Das brauchen
wir, um die Leistung der Geräte optimieren zu können." Mit dieser
einzigartigen Simulationssoftware sind die FAU-Forscher sehr gefragt: Sie
lässt sich auf alle möglichen Missionen anpassen und ermöglicht
spezifische Leistungsstudien. Doch an der Softwareanpassung für die
ATHENA-Mission arbeiten die Erlanger Wissenschaftler nicht alleine.
Einzelne Module werden von den Partnern im Konsortium geliefert. Die
Koordinationsarbeit übernehmen die FAU-Astronomen, die wiederum die
Wissenschaftler in den anderen Forschungsinstitutionen unterstützen, die
Software bei unterschiedlichen Studien einzusetzen.

Galaxienhaufen und Schwarze Löcher

X-IFU stellt zusammen mit dem vom Garchinger Max Planck Institut für
extraterrestrische Physik (MPE) koordinierten Wide Field Imager (WFI) die
wissenschaftliche Nutzlast des Weltraumteleskops ATHENA (Advanced
Telescope for High Energy Astrophysics) . Beide Instrumente werden mit dem
Röntgenteleskop einen Energiebereich des Lichtes beobachten, der nur vom
Weltraum aus zugänglich ist, nämlich das heiße und energetische Universum,
also die Welt von Galaxienhaufen, Schwarzen Löchern oder explodierenden
Sternen. Diese Objekte enthalten die Schlüssel zum Verständnis der
Entstehung und Entwicklung des Universums. X-IFU wird den Forschern
ermöglichen, wichtige Informationen über die Bildung und Entwicklung der
im Universum beobachteten, großen Materiestrukturen zu erlangen. Zudem
sollen so Daten über die Entstehung von Schwarzen Löchern und ihre
Wechselwirkung mit den Galaxien, in denen sie sind, gesammelt werden.
WFI, an dem die FAU ebenfalls beteiligt ist, wird hierfür besonders die
weiträumigen Strukturen abbilden und Strahlung aus der Nähe der schwarzen
Löcher vermessen. Das ATHENA-Weltraumteleskop wird in den frühen 2030er
Jahren starten.

Das X-IFU-Konsortium versammelt Ingenieure und Forscher aus 50 Laboren,
verteilt auf elf ESA-Mitgliedstaaten, Japan und die Vereinigten Staaten.
Die Arbeiten in der Arbeitsgruppe von Prof. Wilms wurden vom Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) bislang mit 621.000 Euro gefördert,
bis 2021 sind weitere 684.000 Euro bewilligt worden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KOMET/150: Drei Exokometen um den Stern Beta Pictoris entdeckt (idw)


Universität Innsbruck - 22.05.2019

Drei Exokometen um den Stern Beta Pictoris entdeckt



An der Universität Innsbruck wurde durch die Auswertung von Daten aus der
aktuellen NASA-Mission TESS eine sensationelle Entdeckung gemacht:
Sebastian Zieba und Konstanze Zwintz vom Institut für Astro- und
Teilchenphysik detektierten gemeinsam mit Kollegen aus Leiden
(Niederlande) und Warwick (UK) erstmals mithilfe der TESS-Daten drei
Kometen um den 63 Lichtjahre entfernten Stern Beta Pictoris außerhalb
unseres Sonnensystems.




[image: Bild: © Michaela Pink]

Kometen außerhalb unseres Sonnensystems: Illustration der Exokometen
rund um Beta Pictoris.

Bild: © Michaela Pink



Nur etwa ein Jahr nach dem Start der NASA-Mission TESS wurde in den Daten
des Weltraumteleskops die ersten drei Kometen im Orbit des nahen Sterns
Beta Pictoris außerhalb unseres Sonnensystems entdeckt. Das Hauptziel von
TESS ist es, nach Exoplaneten - also Planeten, die um andere Sterne
kreisen - zu suchen. Die Erkennung der Signale der im Vergleich zu
Planeten viel kleineren Exokometen erfordert die Analyse einer präzisen
Lichtkurve, die nun dank der technischen Ausgereiftheit des neuen
Weltraumteleskops erfasst werden kann. Sebastian Zieba, Masterstudent im
Team von Konstanze Zwintz am Institut für Astro- und Teilchenphysik der
Universität Innsbruck, entdeckte das Signal der Exokometen, als er im März
dieses Jahres die TESS-Lichtkurve von Beta Pictoris untersuchte. "Die
Daten zeigten einen deutlichen Abfall der Intensität des Sternenlichts.
Diese Schwankungen aufgrund der Verdunkelung durch ein Objekt im Orbit des
Sterns können eindeutig auf einen Kometen zurückgeführt werden", freuen
sich Sebastian Zieba und Konstanze Zwintz über die sensationelle
Entdeckung. In Zusammenarbeit mit Matthew Kenworthy von der Universität
Leiden (Niederlande) und Grant Kennedy von der Universität Warwick (UK)
analysierten und interpretierten sie die Signale der Exokometen. Die
Ergebnisse werden nun in der internationalen Fachzeitschrift "Astronomy
and Astrophysics" veröffentlicht. Drei ähnliche Exokometen-Systeme wurden
kürzlich bereits im Zuge von Datenanalysen der NASA-Mission Kepler um drei
andere Sterne gefunden. Die Forscherinnen und Forscher gehen davon aus,
dass Exokometen prinzipiell eher rund um noch junge Sterne gefunden
werden. "Das Weltraumteleskop Kepler konzentrierte sich auf ältere Sterne
ähnlich der Sonne in einem relativ kleinen Bereich am Himmel. TESS
hingegen beobachtet Sterne am ganzen Himmel, darunter auch junge Sterne.
Wir gehen daher von weiteren Entdeckungen dieser Art in Zukunft aus",
erklärt Konstanze Zwintz. Die Forscherin beschäftigt sich vor allem mit
jungen Sternen und gilt als international führende Expertin auf dem Gebiet
der Asteroseismologie.

Berühmter Stern

Der junge und sehr helle Stern Beta Pictoris ist unter Astronominnen und
Astronomen aus vielen Gründen eine "Berühmtheit": "Bereits in den 1980er
Jahren lieferten Untersuchungen von Beta Pictoris überzeugende Beweise für
Planetensysteme um andere Sterne als unsere Sonne - ein Jahrzehnt, bevor
Exoplaneten überhaupt zum ersten Mal entdeckt wurden. Außerdem gab es
bereits damals indirekte Belege für Kometen aufgrund von Beobachtungen
einer speziellen Form des Verdampfens von Gas, das für Kometen
charakteristisch ist", erklärt Konstanze Zwintz. Beta Pictoris ist mit
einem Alter von etwa 23 Millionen Jahren ein relativ junger Stern, "ein
junger, erwachsener Stern im Vergleich zum menschlichen Alter", so die
Astronomin. Die Entdeckung von Exokometen um Beta Pictoris wurde bereits
1999 in einem Beitrag der Astrophysiker Alain Lecavelier des Etangs,
Alfred Vidal-Madjar und Roger Ferlet vorhergesagt. "Wir freuen uns
gemeinsam mit unseren Kollegen aus Leiden und Warwick, diese Theorie nun
endlich bestätigt zu haben", sagen Zieba und Zwintz. 




[image: Bild: © Sebastian Zieba / Konstanze Zwintz]

Blick in die Lichtkurve aus den Daten der NASA-Mission TESS: Die
Schwankungen lassen sich auf einen Abfall der Lichtintensität
zurückführen und sind somit Hinweise auf Kometen.

Bild: © Sebastian Zieba / Konstanze Zwintz



Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler erwarten, in diesem Bereich noch
zahlreiche weitere Kometen und Asteroiden zu entdecken, da es sich um
einen jungen Stern handelt. "Wir wollen künftig Antworten darauf finden,
wie häufig Exokometen vorkommen und ob ihre Anzahl mit zunehmendem Alter
eines Sterns wirklich weniger wird. Informationen darüber sind deshalb
wichtig, da wir durch die Analyse der Kometen rund um einen jungen Stern
auch Rückschlüsse auf die Geschichte unseres eigenen Sonnensystems ziehen
können. Denn wir wissen, dass unser Sonnensystem in 'jungen Jahren'
wesentlich mehr Kometen aufwies", verdeutlicht Konstanze Zwintz. Die
Forscherinnen und Forscher wollen künftig die Zusammensetzung der
Exokometen beispielsweise auf ihren Wassergehalt untersuchen. Die Kometen
selbst sind kleiner als Exoplaneten, haben aber sehr große Schweife, die
bis zu viele Millionen Kilometer lang sein können. "Was wir sehen, ist
nicht der Kometenkern selbst, sondern das Material, das vom Kometen
abgeht. Die TESS-Daten sagen uns daher nicht, wie groß die Kometen waren:
Das Ausmaß des Staubschweifes könnte sehr groß und nicht sehr dicht oder
aber weniger groß und dafür dichter sein. Beide Situationen würden die
gleiche Lichtkurve ergeben", so Zwintz abschließend.


Originalpublikation:

A transiting exocomet detected in broadband light by TESS in the β
Pictoris system.

Sebastian Zieba, Konstanze Zwintz, Matthew A. Kenworthy,
Grant M. Kennedy.

arXiv:1903.11071v1 [astro-ph.SR]

https://arxiv.org/abs/1903.11071v1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345
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PLANET/679: 18 erdgroße Exoplaneten entdeckt (idw)


Max-Planck-Institut für Sonnensystemforschung - 22.05.2019

18 erdgroße Exoplaneten entdeckt

Deutsche Wissenschaftler finden mit einer neuen Methode kleine
Exoplaneten, die bisherige Suchkampagnen übersehen haben.



18 erdgroße Exoplaneten haben Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts
für Sonnensystemforschung (MPS), der Georg-August-Universität Göttingen und
der Sternwarte Sonneberg entdeckt. All diese Welten haben eine
Gemeinsamkeit: Sie sind so klein, dass bisherige Suchkampagnen sie
übersehen hatten. Einer der neuen Exoplaneten zählt zu den kleinsten
bisher bekannten, ein weiterer könnte lebensfreundliche Bedingungen
aufweisen. Die Forscher werteten einen Teil der Daten des
NASA-Weltraumteleskops Kepler mit einer von ihnen entwickelten,
empfindlicheren Methode erneut aus. Im gesamten Datenschatz der
Kepler-Mission müssten sich auf diese Weise noch mehr als 100 zusätzliche
Exoplaneten ausfindig machen lassen, rechnen die Wissenschaftler hoch. Von
ihren Ergebnissen berichten sie in der Fachzeitschrift Astronomy &
Astrophysics.




[image: Bild: © NASA/JPL (Neptun), NASA/NOAA/GSFC/Suomi NPP/VIIRS/Norman Kuring (Erde), MPS/René Heller]

Alle 18 neu entdeckten Planeten (hier orange und grün) sind deutlich
kleiner als Neptun.

Bild: © NASA/JPL (Neptun), NASA/NOAA/GSFC/Suomi
NPP/VIIRS/Norman Kuring (Erde), MPS/René Heller



Etwas mehr als 4000 Planeten, die um Sterne außerhalb unseres
Sonnensystems kreisen, sind bisher bekannt. Von diesen so genannten
Exoplaneten sind etwa 96 Prozent deutlich größer als unsere Erde, die
meisten davon eher vergleichbar mit den Abmessungen der Gasriesen Neptun
oder Jupiter. Allerdings dürfte dieser Prozentsatz nicht die wirklichen
Verhältnisse im Weltall widerspiegeln, denn große Planeten lassen sich
deutlich leichter aufspüren als kleine. Doch gerade die kleinen Welten
faszinieren, wecken sie doch die Hoffnung, irgendwo im All erdähnliche
Planeten zu finden.

Auch die 18 neu entdeckten Welten fallen in die Kategorie erdgroßer
Planeten. Der Radius der kleinsten misst nur 69 Prozent des Erdradius; die
größte überragt die Erde um kaum mehr als das Zweifache. Und es gibt eine
weitere Gemeinsamkeit: Alle 18 Planeten ließen sich bisher in den Daten
des Weltraumteleskops Kepler nicht ausfindig machen. Gängige
Suchalgorithmen waren dafür nicht empfindlich genug.

Üblicherweise nutzen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in ihrer
Suche nach fernen Welten die so genannte Transit-Methode, mit der sie
Sterne gezielt nach periodisch wiederkehrenden Helligkeitsabfällen
durchforsten. Jedes Mal, wenn ein Exoplanet auf seiner Umlaufbahn von der
Erde aus gesehen vor seinem Stern vorüberzieht, verdunkelt er ihn leicht.
Der Stern erscheint dem Betrachter in dieser Zeit, typischerweise für ein
paar Stunden, weniger hell.

"Bisherige Such-Algorithmen versuchen, sprunghafte Helligkeitsabfälle zu
identifizieren", erklärt Dr. René Heller vom MPS, Erstautor der aktuellen
Studien. "In Wirklichkeit erscheinen Sterne am Rand etwas dunkler als in
der Mitte. Wenn ein Planet vor einem Stern entlang zieht, blockiert er
anfangs weniger Sternlicht. Erst zur Mitte des Transits erscheint der
Stern am dunkelsten. Danach wird er wieder graduell heller", ergänzt er.

Große Planeten verdunkeln ihren Stern so stark, dass dieser feine
Unterschied bei ihrer Entdeckung kaum eine Rolle spielt. Kleine Planeten
jedoch stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler vor immense
Herausforderungen. Der Helligkeitsabfall ist oftmals so gering, dass er in
den natürlichen Helligkeitsschwankungen des Sterns und im Rauschen des
Messinstrumentes kaum auffällt. Das deutsche Team um René Heller konnte
nun zeigen, dass sich die Empfindlichkeit der Transit-Methode entscheidend
verbessern lässt, wenn ein realistischerer Helligkeitsverlauf angenommen
wird.

Als Prüfstein dienten den Forschern Daten des NASA-Weltraumteleskops
Kepler. In der ersten Missionsphase von 2009 bis 2013 zeichnete das
Teleskop den Helligkeitsverlauf von mehr als 100.000 Sternen auf. Mehr als
2300 Planeten wurden so entdeckt. Nach einem technischen Defekt ließ sich
das Teleskop nur noch eingeschränkt nutzen, richtete seinen Blick dennoch
bis zum Missionsende 2018 auf mehr als 100.000 weitere Sterne.
Um das Potential ihres neuen Algorithmus zu testen, wandten sich die
Forscher in einem ersten Schritt den überschaubareren Daten der zweiten
Missionsphase zu. Speziell untersuchten sie alle 517 Sterne erneut, von
denen bereits bekannt war, dass sie mindestens einen planetaren Begleiter
aufweisen.

Neben den bereits dokumentierten Planeten stießen die Forscher auf 18
weitere, die bisher übersehen worden waren. "In den meisten der von uns
untersuchten Planetensystemen sind die jetzt gefundenen Planeten die
kleinsten", beschreibt Co-Autor Kai Rodenbeck von der Universität
Göttingen und vom MPS die Ergebnisse. Zudem kreisen sie fast immer weiter
innen um ihren Stern als ihre schon länger bekannten Weggefährten. Auf den
Oberflächen fast aller dieser neuen Planeten herrschen deshalb
Temperaturen von weit über 100 Grad Celsius; bei einigen sind es sogar bis
zu 1000 Grad Celsius. Nur einer der Körper bildet eine Ausnahme: Er kreist
innerhalb der so genannten habitablen Zone um einen roten Zwergstern. In
diesem günstigen Abstand zu seinem Stern bietet dieser Planet eventuell
Bedingungen, unter denen flüssiges Wasser auf seiner Oberfläche vorkommen
könnte - eine der Grundbedingungen für Leben.

"Unser neuer Algorithmus trägt dazu bei, ein realistischeres Bild von der
Exoplaneten-Population im Weltall zu gewinnen", bilanziert Michael Hippke
von der Sternwarte Sonneberg. "Vor allem für die Suche nach erdähnlichen
Planeten bedeutet unsere neue Methode einen maßgeblichen Fortschritt."




[image: Bild: © NASA/SDO (Sonne), MPS/René Heller]

Der neue Algorithmus von Heller, Rodenbeck und Hippke sucht nicht wie
frühere Standardalgorithmen nach abrupten Helligkeitsabfällen,
sondern nach der charakteristischen, graduellen Verdunklung.

Bild: © NASA/SDO (Sonne), MPS/René Heller



Natürlich können die Forscher nicht ausschließen, dass auch ihre Methode
für einzelne Planeten blind ist. Besonders problematisch sind
beispielsweise kleine Planeten, die in beträchtlichem Abstand um ihren
Stern kreisen. Sie benötigen für einen Umlauf um ihren Stern länger als
solche Planeten, die ihren Stern eng umrunden - und verdunkeln ihn somit
in größeren Zeitabständen. Ihr ohnehin schwaches Signal ist so noch
schwieriger auszumachen.

Die neue Methode von Heller und seinen Kollegen eröffnet faszinierende
Möglichkeiten, denn neben den 517 jetzt nachuntersuchten Sternen bietet
die Kepler-Mission noch Datensätze von hunderttausenden weiteren Sternen.
Die Forscher gehen davon aus, dass sie mit ihrer Methode in den
Kepler-Daten mehr als 100 weitere erdgroße Welten finden können. "Auch
für die künftige PLATO-Mission der ESA ist diese neue Methode wertvoll",
so Prof. Dr. Laurent Gizon, Geschäftsführender Direktor des MPS. PLATO
soll 2026 ins All starten und dann zahlreiche Exoplaneten-Systeme um
sonnenähnliche Sterne finden und näher charakterisieren.


Originalpublikationen:

René Heller, Michael Hippke, Kai Rodenbeck:

Transit least-squares survey. II. Discovery and validation of 17 new
sub- to super-Earth-sized planets in multi-planet systems from K2,

Astronomy & Astrophysics, 2019, in press

doi: 10.1051/0004-6361/201935600

René Heller, Kai Rodenbeck, Michael Hippke:

Transit least-squares survey. I. Discovery and validation of an
Earth-sized planet in the four-planet system K2-32 near the 1:2:5:7
resonance,

Astronomy & Astrophysics, 625, A31

doi: 10.1051/0004-6361/201935276

Weitere Informationen unter:

https://www.mps.mpg.de/6035239/news_publication_13502471_transferred

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution51
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FORSCHUNG/485: Plankton statt Sonne? - Ein neuer Blick auf den Klimawandel in der Erdgeschichte (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 22.05.2019

Plankton statt Sonne? - Ein neuer Blick auf den Klimawandel in der
Erdgeschichte



Schwankungen der Erdbahnparameter gelten als Auslöser für langzeitliche
Klimaschwankungen wie zum Beispiel Eiszeiten. Dazu zählt die Variation des
Neigungswinkels der Erdachse mit einem Zyklus von etwas 40.000 Jahren.
Kieler Meeresforscher unter der Leitung des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel haben mit Hilfe einer neuartigen Modellstudie gezeigt,
dass auch biogeochemische Wechselwirkungen zwischen Ozean und Atmosphäre
für Klimaschwankungen auf dieser Zeitskala verantwortlich sein könnten.
Die Studie ist in der renommierten Fachzeitschrift Nature Geoscience
erschienen.
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Planktonische Lebensgemeinschaft.

Bild: © A. Stuhr, GEOMAR



Die Klimageschichte der Erde ist geprägt von periodischen Veränderungen,
die in der Regel auf Schwankungen in der Sonneneinstrahlung, die die
Erdoberfläche erreicht, zurückgeführt werden. Diese Sonneneinstrahlung ist
auf geologischen Zeitskalen nicht konstant, sondern wird durch zyklische
Änderungen der Erdbahnparameter moduliert. Einer der wichtigsten
Parameter, die sich auf die Sonneneinstrahlung und damit auch auf das
Klima auswirken, ist die Neigung der Erdrotationsachse (Ekliptikschiefe),
die sich mit einer Periodizität von etwa 40.000 Jahren ändert. Chemische
und isotopische Signaturen in Sedimenten, die während der Kreidezeit
(145-66 Mio. Jahre vor heute) und in anderen Perioden der Erdgeschichte
abgelagert wurden, dokumentieren regelmäßige Änderungen der Temperatur und
des Kohlenstoffkreislaufs auf dieser Zeitskala. Es wird angenommen, dass
die 40.000-Jahre-Zyklen, die in den geologischen Klimaarchiven gefunden
wurden, das Ergebnis der durch die Erdachsenneigung verursachten
Einstrahlungsänderungen ist, die die Oberflächentemperatur, die
Zirkulation von Ozean und Atmosphäre, den Wasserkreislauf, die Biosphäre,
und letztendlich den Kohlenstoffkreislauf beeinflussen. Eines der Probleme
dieser Standardtheorie ist, dass die Änderungen der globalen
Sonneneinstrahlung sehr gering sind und durch bisher schlecht verstandene
positive Rückkopplungsmechanismen verstärkt werden müssen, um das globale
Klima hinreichend zu beeinflussen.

Eine ganz andere Perspektive ergibt sich aus Untersuchungen, die Kieler
Wissenschaftler unter der Leitung des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel mit einem neuen numerischen Modell der marinen
Biosphäre durchgeführt haben. Es simuliert den Umsatz der Planktonbiomasse
im Ozean und die damit verbundenen mikrobiellen Oxidations- und
Reduktionsreaktionen, die die Gehalte an gelöstem Sauerstoff, Sulfid,
Nährstoffen und Plankton im Ozean steuern. Überraschenderweise fanden die
Forscher bei ihren Experimenten eine von der Einstrahlung unabhängige
Schwankung auf der Zeitskala von 40.000 Jahren, der stark genug wäre
globale Klimaschwankungen auszulösen, berichten sie in der Fachzeitschrift
Nature Geoscience.

"In unserem Modell wird der Kohlenstoffkreislauf weitgehend durch das im
Oberflächenozean lebende Plankton gesteuert", erklärt Prof. Dr. Klaus
Wallmann vom GEOMAR, Hauptautor der Studie. Das Plankton verbraucht über
die Photosynthese atmosphärisches Kohlendioxid (CO2), während
Mikroorganismen, die die Planktonbiomasse abbauen, CO2 zurück in die
Atmosphäre abgeben. Da Kohlendioxid ein starkes Treibhausgas ist,
beeinflusst der biologische CO2-Umsatz die Oberflächentemperaturen und das
globale Klima. Das Wachstum von Plankton wird durch Nährstoffe gesteuert,
die an einer Reihe von mikrobiellen Oxidations- und Reduktionsreaktionen
beteiligt sind.

"Wir haben dieses neue biogeochemische Modell in ein Zirkulationsmodell
des Kreideozeans integriert, und es erzeugt ohne weitere Antriebe, einen
unabhängigen 40.000-Jahre-Klimazyklus", so Dr. Sascha Flögel, Ko-Autor der
Studie vom GEOMAR. "Unserer Ansicht nach wird der Zyklus durch ein Netz
positiver und negativer Rückkopplungen ausgelöst, die auf dem
sauerstoffabhängigen Umsatz von Stickstoff, Phosphor, Eisen und Schwefel
im Ozean beruhen. Daten die aus chemischen und Isotopenanalysen aus
Sedimentproben des Kreideozeans gewonnen wurden, zeigen periodische
Schwankungen, die mit unseren Modellergebnissen übereinstimmen", so Flögel
weiter.
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Kreidezeitliche Ablagerungen in Tarfaya, Marokko. Diese dokumentieren
eines der ozeanischen anoxischen Ereignisse vor gut 90 Mio. Jahren.

Bild: © W. Kuhnt, CAU



Daraus ergibt sich für die Kieler Forscher eine neue Sichtweise des
Klimawandels, die sich in Hinblick auf Ursachen und Auswirkungen radikal
von der Standardorbitaltheorie unterscheidet. Die marine Biosphäre
bestimmt das Tempo und die Amplitude, indem sie den CO2-Gehalt in der
Atmosphäre reguliert. "Unsere neue Theorie wird durch Beobachtungen
gestützt und steht im Einklang mit unserem Verständnis der
biogeochemischen Zyklen im Ozean", sagt Prof. Wallmann.

"Die Neigung der Erdachse und andere Erdbahnparameter können sich jedoch
auch auf den globalen Klimawandel auswirken, wenn ihre empfindlichen
Auswirkungen auf die Sonneneinstrahlung durch positive
Rückkopplungsmechanismen verstärkt werden. Daher können die in
geologischen Proben gefundenen periodischen Klimaschwankungen sowohl den
Atem der Biosphäre als auch die Reaktion des Erdsystems auf Änderungen der
Bahnparameter und die Sonneneinstrahlung widerspiegeln", so der an der
Studie beteiligte Prof. Dr. Wolfgang Kuhnt von der Kieler
Christian-Albrechts-Universität.


Hinweise:

Diese Studie wurde von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im Rahmen des
Sonderforschungsbereiches 754 (Klima-Biogeochemische Wechselwirkungen im
Tropischen Ozean) und durch das Emmy Noether Programm (Nachwuchsgruppe
ICONOX) unterstützt.

Die Modellierungsexperimente wurden ferner von der Helmholtz-Gemeinschaft
im Rahmen des ESM Projektes gefördert.

Originalpublikation:

Wallmann, K., S. Flögel, F. Scholz, A. W. Dale, T. P. Kemena, S. Steinig
and W. Kuhnt, 2019:

Periodic changes in the Cretaceous ocean and climate caused by marine
redox see-saw.

Nature Geoscience,

doi: https://doi.org/10.1038/s41561-019-0359-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818
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STANDPUNKT/005: Nicht zu viel Drive bei Gene Drives (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nicht zu viel Drive bei Gene Drives

Internationale Wissenschaftler mahnen in neuer Studie zur Vorsicht im
Umgang mit der gentechnischen Methode zur beschleunigten Genvererbung

Pressemitteilung von Gene Drives, 21. Mai 2019



Gene Drives müssen mit grösster Vorsicht behandelt werden. Zu diesem
Schluss kommen internationale Wissenschaftler in einer neuen und
umfassenden Studie, die am 24. Mai in Bern auf dem Gene Drive
Symposium von drei unabhängigen Wissenschaftsorganisationen, den
Critical Scientists Switzerland (CSS), dem Europäischen Netzwerk von
Wissenschaftlern für soziale und ökologische Verantwortung (ENSSER)
und der Vereinigung Deutscher Wissenschaftler (VDW), veröffentlicht
und erstmals vorgestellt wird. Die Studie zeigt, dass derzeit
erhebliche Wissenslücken und wissenschaftliche Unsicherheiten bestehen
und viele Erwartungen bezüglich Gene Drives unrealistisch sind. Daher
ist die Technologie noch nicht einsatzfähig.

Mit der Entwicklung der "Genschere" CRISPR/Cas ist es möglich
geworden, die Idee einer sogenannten "genetischen Kettenreaktion" zu
verwirklichen. Hierbei sollen Gene Drive Organismen (GDOs)
gentechnisch veränderte Gene schnell in Wildpopulationen ausbreiten,
indem sie die klassische Vererbungsregeln außer Kraft setzen. Die
Wirkung von GDOs auf Ökosysteme ist allerdings noch völlig unbekannt
und ihre Effekte potenziell irreversibel. Zudem überschreiten sie mit
hoher Wahrscheinlichkeit nationale Grenzen. "Die bestehenden
Biosicherheitsregeln sind unzureichend und nicht darauf ausgelegt, den
weitreichenden Risiken von Gene Drives gerecht zu werden", sagt Lim Li
Ching, Expertin für internationale Regulierung und eine der Autorinnen
der Studie. Solange es keine wirksame, rechtsverbindliche
internationale Regelung und keine aufrichtige Einbindung der
Öffentlichkeit gebe, sollten keine Gene Drive Organismen freigesetzt
werden, empfiehlt die Studie.

Derzeitige Aussagen, dass Gene Drives Probleme wie die Bekämpfung von
(landwirtschaftlichen) Schädlingen oder die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten wie Malaria lösen könnten, seien verfrüht.
"Obwohl die Technologie bislang nur im Labor existiert, werden in den
Medien und in wissenschaftlichen Publikationen bereits große
Versprechungen gemacht, was Gene Drives erreichen könnten. Dadurch
werden sowohl in der Öffentlichkeit als auch bei den Geldgebern zu
hohe Erwartungen geweckt", sagt Tamara Lebrecht, Projektkoordinatorin
und ebenfalls Autorin der Studie. Die Studie empfiehlt, dass
alternative Lösungsansätze in die Überlegungen zur Lösung der
genannten Probleme miteinbezogen werden. Die Öffentlichkeit soll von
Anfang an eingebunden werden, wenn Lösungsansätze und
Forschungsprioritäten gesetzt werden, ohne dass Gene Drives bereits im
Vorfeld als Lösung favorisiert werden. Laut der Studie sollte das
öffentliche Interesse - nicht private Interessen - für die Entwicklung
von Gene Drives entscheidend sein. Insbesondere die mögliche
Verwendung von Gene Drives für militärische Zwecke erfordert dringend
eine öffentliche Auseinandersetzung.




Die Studie ist verfügbar unter:

https://genedrives.ch/report

Die Anmeldung für das Symposium ist noch möglich, Informationen
hierzu: 

https://genedrives.ch/symposium/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com
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ENERGIE/1632: Energieversorgung in der Antarktis - Ist solarer Wasserstoff eine Alternative zu Erdöl? (idw)


Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie GmbH - 22.05.2019

Energieversorgung in der Antarktis: Ist solarer Wasserstoff eine
Alternative zu Erdöl?

Volkswagenstiftung fördert Machbarkeitsstudie durch HZB-Experten für
künstliche Photosynthese



Auch am Südpol scheint die Sonne - im Sommer sogar fast rund um die Uhr.
Forschungsstationen könnten im Sommer mit Sonnenlicht "solaren
Wasserstoff" produzieren und so auf Erdöl weitgehend verzichten.
Wasserstoff besitzt eine hohe Energiedichte, lässt sich gut speichern und
bei Bedarf als Brennstoff nutzen, ohne die Umwelt zu belasten. Matthias
May, HZB, und Kira Rehfeld, Uni Heidelberg, wollen nun überprüfen, ob die
solare Brennstofferzeugung in der Antarktis realisierbar ist. Das Projekt
wird von der Volkswagenstiftung gefördert.

Neben Pinguinen leben vor allem Forscherinnen und Forscher in der
Antarktis: Sie sammeln Neutrinos, analysieren Gletscher und Eisbohrkerne
oder untersuchen, wie Organismen die lebensfeindlichen Bedingungen
überstehen. Die Forschungsstationen werden ganzjährig betrieben und
benötigen Wärme und Strom, die zu einem großen Teil mit Erdöl erzeugt
werden.

Wie aufwendig der Transport von Erdöl in diese Region der Erde jedoch ist,
merkte die Umweltphysikerin Dr. Kira Rehfeld, Universität Heidelberg, als
sie selbst an einer Antarktis-Expedition teilnahm. Selbst kleinste
Leckagen sind für das empfindliche Ökosystem ein enormes Problem, daher
müssen beim Transport strenge Auflagen beachtet werden.

Gleichzeitig scheint während der Sommermonate die Sonne in der Antarktis
rund um die Uhr und sehr intensiv. Wäre es nicht möglich, diese
Sonnenenergie in eine Energieform umzuwandeln, die sich gut speichern
lässt? Diese Idee spielte Kira Rehfeld nach ihrer Heimkehr zusammen mit
dem HZB-Experten Dr. Matthias May durch. May forscht an komplexen
Materialsystemen, die mit Sonnenlicht Wasser in Sauerstoff und Wasserstoff
aufspalten. Wasserstoff speichert die Energie des Lichts als chemische
Energie. Bei Bedarf kann diese chemische Energie wiederum in elektrische
Energie (Strom) oder Wärme umgewandelt werden, wobei nur Wasser entsteht
und keine schädlichen Emissionen.

Und ein zentraler Punkt: Wasserstoff-Gas lässt sich sehr gut in
Druckflaschen speichern, sodass Wasserstoff auch für die Winterzeit zur
Verfügung steht. Rehfeld und May wollen nun in einer Machbarkeitsstudie
prüfen, inwieweit die Technologie auch unter den extremen Bedingungen der
Antarktis funktioniert. Das Projekt wird von der Volkswagenstiftung für 18
Monate mit 120.000 Euro gefördert.

Dabei müssen sie Lösungsansätze für eine Reihe von Problemen entwickeln:
Denn für die solare Wasserspaltung müssen photovoltaische Schichten mit
den elektrochemischen Reaktionen kombiniert werden. Während die
Photovoltaik recht gut bei Temperaturen unter Null Grad funktioniert,
laufen chemische Reaktionen nur sehr langsam ab, wenn es kalt ist.
Außerdem müssen Module für die Erzeugung von Wasserstoff mit Sonnenlicht
weitgehend wartungsfrei und autonom laufen.

Besonders preisgünstig müssen die ersten Lösungsansätze dagegen nicht
unbedingt sein. "Der Siegeszug der Photovoltaik hat auch mit Solarzellen
begonnen, die zunächst sehr teuer waren und nur in Satelliten eingesetzt
werden konnten", argumentiert May. "Auch die Versorgung der antarktischen
Stationen mit Erdöl ist extrem aufwendig und zudem mit hohen Risiken für
die Umwelt verbunden. Es ist auf jeden Fall lohnend, über Alternativen
nachzudenken", betont Kira Rehfeld.



Zur Förderinitiative "Experiment!" der Volkswagenstiftung: "Experiment!"
richtet sich an Forscherinnen und Forscher, die eine radikal neue und
riskante Forschungsidee austesten möchten. Sie erhalten die Möglichkeit,
während einer explorativen Phase erste Anhaltspunkte für die Tragfähigkeit
ihres Konzeptes zu gewinnen. Die Förderung beträgt maximal 120.000 Euro
und ist auf maximal 18 Monate begrenzt.

volkswagenstiftung-experiment.


Weitere Informationen unter:

https://www.volkswagenstiftung.de/unsere-foerderung/unser-foerderangebot-im-ueberblick/experiment

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution111
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/852: Verkündung des Grundgesetzes vor 70 Jahren


Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 23. Mai 2019

Verkündung des Grundgesetzes heute vor 70 Jahren



Zur Verkündung des Grundgesetzes heute vor 70 Jahren erklären die
Bundesvorsitzenden von BÜNDNIS 90/Die Grünen, Annalena Baerbock und
Robert Habeck:

"Das Grundgesetz stand am Anfang dieser Republik. Mit ihm wurde der
Grundstein für unsere parlamentarische Demokratie gelegt, die
unantastbare und einklagbare Grundrechte garantiert und der
staatlichen Gewalt klare verfassungsmäßige Schranken auferlegt.

Das können wir nicht hoch genug schätzen, gerade jetzt. 70 Jahre nach
Verkündung sind Demokratie und die offene Gesellschaft zunehmend unter
Druck geraten. Daher kommt allen Demokratinnen und Demokraten heute
eine große Aufgabe zu: die Verfassung mit ihren Menschen- und
Grundrechten gegen Angriffe egal von welcher Seite zu verteidigen.

Die Grundpfeiler unseres Grundgesetzes sind die unveränderlichen
Verfassungsprinzipien. Das Haus, das auf ihnen errichtet ist, können
wir ausbauen und so der veränderten Wirklichkeit gerecht werden. In
Zeiten, in denen die Klimakrise die Menschheit vor existenzielle
Herausforderungen stellt, sollten wir den Klimaschutz ins Grundgesetz
aufnehmen. An ihm müssen sich staatliche Entscheidungen messen lassen.
Genauso gehören soziale Grundrechte, etwa ein Recht auf Wohnen, in die
Verfassung.

Wenige Tage vor einer entscheidenden Europawahl rückt auch etwas sehr
Besonders in den Blick: Aus den furchtbarsten Zeiten ist Land, dank
seiner europäischen Nachbarn, als geeintes Land neu erwachsen. Es hat
sich in der Verfassung dazu verpflichtet, auf die Entwicklung Europas
hinzuwirken, und zwar auf eine Europäischen Union, die demokratischen,
rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem
Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist. Entsprechend wollen wir
Europa erneuern, um es zu bewahren. Europa ist Garant für den Frieden
und unsere Zukunft - nichts weniger."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 23. Mai 2019

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 284 42 130, Fax: 030 / 284 42 234
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FINANZEN/1557: Deutsche Bank - Bad Banks aus Frankfurt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. Mai 2019

Deutsche Bank: Bad Banks aus Frankfurt



"Die Deutsche Bank braucht nicht nur einen Führungswechsel, sondern
ein anderes Geschäftsmodell. Aufsichtsratschef Achleitner sollte den
Hut nehmen, und die Deutsche Bank muss aufgespalten werden, um das
Investmentbanking kontrolliert abzuwickeln", kommentiert der
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi,
die heutige Hauptversammlung der Deutschen Bank. De Masi weiter:

"Ein Berg toxischer Papiere, defekte IT-Systeme, der niedrigste
Kurswert aller Zeiten und unzählige Geldwäscheskandale: Die Deutsche
Bank ist ein Sicherheitsrisiko wie ein Elefant aus dem Frankfurter
Zoo, der in der City Amok läuft. Es war fatal, dass Finanzminister
Olaf Scholz Deutsche Bank und Commerzbank in eine Fusion quatschen
wollte. Dadurch wurde wertvolle Zeit verloren, und beide Institute
wurden beschädigt.

Universalbanken wie die Deutsche Bank genießen wegen ihrer
Systemrelevanz eine implizite Staatsgarantie und subventionieren
hierüber das Investmentbanking. Dabei ist es ein Märchen, es lasse
sich im klassischen Bankgeschäft kein Geld verdienen. Die Sparkassen
und Genossenschaftsbanken sind rentabler als die Deutsche Bank.

Black Rock, Cerberus, HNA und die Scheichs aus Katar müssen endlich
ihren Widerstand gegen eine Entlassung Achleitners aufgeben. Die
Stimmrechtsberater ISS und Glass Lewis sprechen sich bereits beide
gegen die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat aus. Jetzt muss nur
noch die Politik die richtigen Lehren ziehen und die Steuerzahler
durch ein echtes Trennbankengesetz vor der Deutschen Bank schützen."

 * 
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GESUNDHEIT/1105: Bundesregierung blockiert Resolution gegen drastisch überhöhte Medikamentenpreise


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 23. Mai 2019

Bundesregierung blockiert Resolution gegen drastisch überhöhte Medikamentenpreise



"Statt in öffentlichkeitswirksamer Pose ihren angeblichen Einsatz für
globale Gesundheit zu feiern, sollte die Bundesregierung sich endlich
für bezahlbare Medikamente für alle einsetzen", erklärt Eva-Maria
Schreiber, Obfrau der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, zu den laufenden
Verhandlungen der Delegationen der Mitgliedsstaaten der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Vorfeld der
Weltgesundheitsversammlung vom in Genf. Schreiber weiter:

"Ausgerechnet die Bundesregierung blockiert einen Resolutionsentwurf,
der für mehr Transparenz bei den Forschungskosten und Preisen für
Medikamente und Impfstoffen sorgen soll. Länder wie Italien, Spanien,
Portugal, Griechenland und Südafrika hingegen unterstützen eine
wegweisende Resolution, die für sinkende Preise bei vielen
Medizinprodukten weltweit sorgen könnte. Drastisch überhöhte
Medikamentenpreise, beispielsweise zur Behandlung von Krebs, sind
mittlerweile nicht mehr nur für ärmere Länder ein großes Problem,
sondern bringen auch die Gesundheitssysteme in Europa an die Grenzen
ihrer Belastbarkeit.

Nur wenn die Entwicklungskosten eines Medikaments transparent sind,
können Regierungen mit der Pharmaindustrie über faire Preise für diese
lebenswichtigen Produkte verhandeln. Zahlreiche NGOs haben in einem
offenen Brief an Gesundheitsminister Spahn appelliert, die
Blockadehaltung aufzugeben. Ich fordere die Bundesregierung ebenfalls
auf, sich bei der WHA dem Vorstoß Italiens anzuschließen und somit
einen effektiven Einsatz für Transparenz zu zeigen, damit alle
Menschen weltweit Zugang zu bezahlbaren Medikamenten erhalten."

 * 
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BUNDESTAG/8465: Heute im Bundestag Nr. 608 - 23.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 608

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 23. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.31 Uhr

1. Flexible Großraum- und Schwertransporte

2. Nichteröffnung des BER thematisiert

3. FDP erfragt Planungsdauer bei Brücken

4. Baurecht durch Maßnahmengesetze

5. Einflussnahme auf Hochschulrahmengesetz

6. Datenzugang zu Social-Media-Plattformen

7. Kaufkraftparität beim BAföG-Satz



1. Flexible Großraum- und Schwertransporte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der geplante Erlass einer
Straßenverkehr-Transportbegleitungsverordnung soll laut
Bundesregierung die Polizei von der Aufgabe der Begleitung von
Großraum- und Schwertransporten entlasten, indem diese Aufgabe künftig
auf Private übertragen werden kann. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/9889) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/9608) hervor. Dies werde für mehr Flexibilität bei
der Durchführung von Großraum- und Schwertransporten sorgen, heißt es
in der Antwort. Darüber hinaus würden weitere Änderungen an der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung 
(VwV-StVO), insbesondere zu Paragraf 29 Absatz 3 der 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO), sowie an den Richtlinien für Großraum- und
Schwertransporte (RGST) geprüft, um das Erlaubnis- beziehungsweise
Genehmigungsverfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen.

Was den aktuellen Stand bei der Weiterentwicklung des
Verfahrensmanagements für Großraum- und Schwertransporte (VEMAGS)
angeht, so schreibt die Regierung: "Das aus verschiedenen Modulen
bestehende elektronische Verfahrensmanagement für die Beantragung und
Bescheidung von Erlaubnissen für Großraum- und Schwertransporte VEMAGS
wird derzeit überarbeitet." VEMAGS bilde den Gesamtprozess von der
Antragstellung bis hin zu Stellungnahmen und zum Bescheid vollständig
ab und berücksichtige dabei auch rechtliche und fachliche Regelungen.
Das Verfahrensmodul werde bereits als Kommunikations- und
Arbeitsplattform genutzt. Das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) wirke aktiv auf eine zügige Entwicklung
und Fertigstellung von VEMAGS als Gesamtsystem hin, heißt es in der
Antwort.

 * 

2. Nichteröffnung des BER thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den volkswirtschaftlichen Auswirkungen der
verzögerten Eröffnung des Flughafens Berlin Brandenburg (BER)
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10004).
Die Abgeordneten wollen zudem von der Bundesregierung wissen, ob sie
einen Zusammenhang zwischen der Insolvenz der Fluggesellschaft Air
Berlin und der Nichteröffnung des BER sieht.

 * 

3. FDP erfragt Planungsdauer bei Brücken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Dauer von Planungs- und Genehmigungszeiträumen
bei Brückenbauwerken thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/10003). Die Bundesregierung soll unter anderem darüber
Auskunft geben, für welche Erhaltungs- und Sanierungsmaßnahmen an
Brückenbauwerken an Bundesfernstraßen seit dem 1. Januar 2010 eine
Plangenehmigung im Rahmen von Plangenehmigungen von Teilprojekten oder
als Plangenehmigung des Gesamtprojekts erteilt worden ist.

 * 

4. Baurecht durch Maßnahmengesetze

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach den im Koalitionsvertrag von Union und SPD
angesprochenen fünf Pilotprojekten, bei denen "Baurecht durch
Maßnahmengesetze" erprobt werden soll, erkundigt sich die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/9965). Im europäischen Ausland würden
bereits heute Infrastrukturprojekte mithilfe von Maßnahmengesetzen
umgesetzt, schreiben die Liberalen. In Dänemark entscheide das
Parlament final über wichtige Projekte. Danach könne mit dem Bau
begonnen werden. Bis dahin gebe es einen transparenten, schlanken und
direkten Prozess, den jeder Bürger verfolgen und in den er sich
einbringen könne, heißt es in der Vorlage. Das schaffe das nötige
Vertrauen für eine rasche Umsetzung des Projekts.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, welche Projekte des
Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP 2030) geeignet sind, durch
Maßnahmengesetze umgesetzt zu werden. Wissen wollen die Parlamentarier
auch, welche Kriterien dafür und welche dagegen sprechen, die
Abladeoptimierung Mittelrhein durch ein Maßnahmengesetz umzusetzen.

 * 

5. Einflussnahme auf Hochschulrahmengesetz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Bundesregierung ist bestrebt, Regierungshandeln
transparent und damit fürdie Bürger nachvollziehbar zu gestalten.
Daher hat sich die Bundesrepublik Deutschland im Dezember 2016 der
internationalen Initiative "Open Government Partnership"
angeschlossen, um die Transparenz des Regierungshandelns für die
Bürger weiter zu erhöhen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/10298) auf die Kleine Anfrage der Linken (19/9734).

Das Bundeskabinett habe am 15. November 2018 eine "Vereinbarung zur
Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren" getroffen.
Hierdurch soll die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den
von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen.

Die Linke hatte unterstrichen, dass die Einflussnahme von
Interessenvertretern auf den Inhalt eines Gesetzentwurfs nicht nur im
Deutschen Bundestag, sondern auch beim Verfassungsorgan
Bundesregierung, nämlich in den einzelnen Bundesministerien geschieht.
Die Linke betont: "Grundsätzlich ist der Austausch der Bundesregierung
mit externen Dritten und die Kenntnis, Abwägung und gegebenenfalls
Berücksichtigung der im Laufe der Erstellung von Gesetzentwürfen
geäußerten Stellungnahmen und enthaltenen alternativen Formulierungen
nicht falsch, sondern ganz im Gegenteil: Das ist sogar wichtig."
Allerdings wüssten die Mitglieder des Deutschen Bundestages nach
Auffassung der Linken wenig Konkretes über die Erkenntnisquellen des
Entwurfs eines Achten

Gesetzes zur Änderung des Hochschulrahmengesetzes
(Bundesratsdrucksache 155/19), die gegebenenfalls durch externe Dritte
während der Erstellung des Gesetzentwurfs eingearbeitet worden seien
und auf denen die konkreten Regelungsvorschläge möglicherweise
beruhen. Der Deutsche Bundestag habe jedoch ein gewichtiges Interesse
daran, die Übernahme beziehungsweise positive Berücksichtigung der
Vorschläge oder Stellungnahmen externer Dritter in dem Gesetzentwurf
zu kennen. Zu der Bewertung eines konkreten Regelungsvorschlages
gehöre schließlich auch die Kenntnis, welchen spezifischen Interessen
und Zielen er diene.

Die Bundesregierung betont, dass neben der Vereinbarung zur Erhöhung
der Transparenz, ebenfalls beschlossen worden sei zusätzlich die
Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung (§ 47 Absatz 3 GGO) zu
veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer zentralen Plattform werde
die Veröffentlichung über die Internetseiten der jeweiligen Ressorts
erfolgen, auf die auch vom zentralen Internetauftritt der
Bundesregierung aus verlinkt werde. Ferner weist die Bundesregierung
darauf hin, dass der weitere Verlauf des jeweiligen
Rechtsetzungsvorhabens auf der Internetseite des Gemeinsamen
Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag und Bundesrat
recherchiert werden kann. Öffentlich bereitgestellte Informationen
machten Regierungshandeln besser nachvollziehbar, unterstreicht die
Bundesregierung.

Die Mitglieder der Bundesregierung, die Parlamentarischen
Staatssekretäre beziehungsweise Staatsminister und Staatssekretäre
pflegten in jeder Wahlperiode im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung
Kontakte mit einer Vielzahl von Akteuren aller gesellschaftlichen
Gruppen. Dies schließe auch Kontakte ein, die aktuelle Gesetzentwürfe
zum Thema haben. Unter diesen ständigen Austausch würden Gespräche und
auch Kommunikation in anderen Formen (schriftlich, elektronisch,
telefonisch) fallen. Sie hätten jedoch nicht, wie die Linke
möglicherweise andeutet, typischerweise einen lobbyistisch geprägten
Hintergrund, betont die Bundesregierung. Es sei weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar, entsprechende Informationen und
Daten (zum Beispiel sämtliche Veranstaltungen, Sitzungen und Termine
nebst Teilnehmern) vollständig zu erfassen oder entsprechende
Dokumentationen darüber zu erstellen oder zu pflegen.

Parlamentarische Kontrolle von Regierung und Verwaltung verwirklicht
den Grundsatz der Gewaltenteilung. Die Gewaltenteilung stelle aber
nicht nur den Grund, sondern auch die Grenze der parlamentarischen
Kontrolle dar. Parlamentarische Kontrolle sei politische Kontrolle,
nicht administrative Überkontrolle. Parlamentarische Kontrolle kann
die Regierungsfunktion auch stören und bedarf daher der Begrenzung auf
ein funktionsverträgliches Maß.

 * 

6. Datenzugang zu Social-Media-Plattformen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Bewusste Desinformation, intransparente
Diskursverschiebungen mit Hilfe von Trollarmeen und Bots und die
Wirkung von Microtargeting, auch und gerade für politische Werbung im
Vorfeld von Wahlen und Referenden, sorgen weltweit für Schlagzeilen.
Das schreibt Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage
(19/10177). Auf bestimmte Zielgruppen zugeschnittene und für andere
Personengruppen nicht sichtbare Werbebotschaften, sogenannte 'Dark
Ads', böten den politischen Akteuren die Möglichkeit, sich in einer
geschützten Öffentlichkeit ohne Kenntnis oder Erwiderungsmöglichkeit
des politischen Gegners an eine Vielzahl von Personen zu richten. Die
veränderten Nutzungsgewohnheiten zeigten einen Anstieg in der Nutzung
von Messengerdiensten, die aufgrund der geschlossenen Öffentlichkeiten
auch als ,Dark Social' bezeichnet werden. Eine verbesserte Transparenz
und systematische Analyse der Rolle von Social Media für die
Demokratie und freiheitliche Gesellschaft, auch als Voraussetzung für
Regulierung, ist nach Ansicht der Grünen insgesamt dringend nötig.
Hier würden sowohl Unternehmen wie auch Gesetzgeber in der Pflicht
bleiben.

Aber auch Wissenschaft und Forschung könnten einen wichtigen Beitrag
dazu leisten. Der Zugang der Wissenschaft zu belastbaren und
vergleichbaren Zahlen und Datensätzen, um die genannten Phänomene zu
untersuchen, gestalte sich jedoch schwierig.

Bündnis 90/Die Grünen möchten gerne wissen, welche öffentliche Stellen
im In- und Ausland und andere Anbieter in ihren Evaluationen die
Kooperationen von Wissenschaft und privaten Anbietern Sozialer
Netzwerke zum Thema Datenzugang thematisieren.

 * 

7. Kaufkraftparität beim BAföG-Satz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Auf Grundlage von Kaufkraftparitäten können unter
anderem Einkommen, Lebenshaltungskosten und indirekte Steuern in einen
internationalen Vergleich gesetzt werden. Der Bundesgerichtshof
entschied 2014, dass die von Eurostat ermittelten vergleichenden
Preisniveaus bei der Bemessung des Unterhalts von im Ausland lebenden
Eltern berücksichtigt werden können. Darauf weist die FDP in ihrer
Kleinen Anfrage (19/10268) hin. Die Berechnung des
BAföG-Förderanspruches erfolge bisher unter Berücksichtigung des
elterlichen Einkommens - auch dann, wenn dieses im Ausland erzielt
wird. Innerhalb der Europäischen Union und darüber hinaus gibt es
unterschiedliche Preisniveaus. Die FDP möchte gerne wissen, inwiefern
der Beschluss des BGH nach Auffassung der Bundesregierung zur
Bemessung des Unterhaltsanspruches und des BAföG-Förderanspruches von
Kindern in einer Ausbildung relevant ist, deren Eltern im Ausland
leben.

 * 
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BUNDESTAG/8464: Heute im Bundestag Nr. 607 - 23.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 607

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 23. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.52 Uhr

1. Kriegsopferrenten in Belgien

2. Befristungen in Deutschland

3. Wettbewerb beim Bezahlen per Smartphone

4. Fragen zur digitalen Verwaltung

5. Rückkehrförderung für Ausländer

6. Modernisierung des Strafverfahrens



1. Kriegsopferrenten in Belgien

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Unter den 18 Leistungsbeziehern nach dem
Bundesversorgungsgesetz (BVG) in Belgien befindet sich ein ehemaligen
Mitglied der SS. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/10297) auf eine Kleine Anfrage (19/9715) der Fraktion Die Linke.
Die Bundesregierung verweist darauf, dass Medienmeldungen nicht
zuträfen, wonach der deutsche Botschafter in Brüssel gesagt habe, dass
es keine ehemaligen SS-Angehörigen unter den BVG-Leistungsbeziehern
gebe.

 * 

2. Befristungen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/10306) zur befristeten Beschäftigung in Deutschland gestellt.
Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der Zahl der
Beschäftigten, der Differenzierung nach Betriebsgrößen und
Altersgruppen der Beschäftigten.

 * 

3. Wettbewerb beim Bezahlen per Smartphone

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion verweist auf ungleiche
Wettbewerbsbedingungen bei Bezahlmöglichkeiten per Smartphone. Das
Apple-Konzern blockiere die Öffnung einer Schnittstelle, die den
Austausch zwischen Kassenterminals und Smartphone ermöglicht, erklären
die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage (19/10330). Damit könnten
Banken und Bezahldienstleistungsunternehmen ihre eigenen Bezahldienste
auf diesen Geräten nicht ihren Kunden anbieten; sie seien auf die
Kooperation mit Apple zur Nutzung des Apple Pay-Bezahldienstes
angewiesen. Nun möchten die Abgeordneten von der Bundesregierung
wissen, wie diese zu dem Fall steht und ob es Gespräche mit dem
Apple-Konzern gebe.

 * 

4. Fragen zur digitalen Verwaltung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/10181) nach "smarten Lösungen" für eine nutzerfreundliche
digitale Verwaltung. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
welches Sicherheitsniveau für bestimmte Verwaltungsdienstleistungen
erforderlich ist.

 * 

5. Rückkehrförderung für Ausländer

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Rückkehrförderprogramme für Ausländer mit
geringer Bleibeperspektive sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/10235)
der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, wie viele Personen durch solche Programme gefördert wurden und
was das gekostet hat.

 * 

6. Modernisierung des Strafverfahrens

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat eine Unterrichtung über
Eckpunkte zur Modernisierung des Strafverfahrens vorgelegt (19/10388).
Diese betreffen die Bündelung der Nebenklagevertretung (neu zu
schaffender Paragraf 397b Strafprozessordnung (StPO)), die Ausweitung
der Nebenklageberechtigung auf alle Vergewaltigungstatbestände
(Änderung des Paragrafen 397a Absatz 1 Nummer 1 StPO), die
Vereinfachung des Befangenheitsrechts (Neufassung des Paragrafen 29
StPO), die Vorabentscheidungsverfahren für Besetzungsrügen (Änderung
der Paragrafen 222b, 338 Absatz 1 StPO), die Harmonisierung der
Unterbrechungsfristen mit Mutterschutz und Elternzeit (Anpassung des
Paragrafen 229 StPO), die Erweiterung der DNA-Analyse (Änderung des
Paragrafen 81e Absatz 2 StPO), die Bekämpfung des Einbruchdiebstahls
(Änderung des Paragrafen 100a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe j StPO), die
Qualitätsstandards für Gerichtsdolmetscher (Änderung des Paragrafen
189 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) sowie Schaffung eines
Gerichtsdolmetschergesetzes), die Gesichtsverhüllung vor Gericht
(Änderung des Paragrafen 176 GVG, der Paragrafen 68 und 110b StPO und
des Paragrafen 10 des Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetzes), die
Informationsbefugnis für Bewährungshilfe/Führungsaufsicht (Ergänzung
des Paragrafen 481 Absatz 1 Satz 3 StPO um die
Führungsaufsichtsstellen und Streichung des Wortes "dringend" vor
"Gefahr") sowie die Bild-Ton-Aufzeichnung einer richterlichen
Vernehmung (Änderung des Paragrafen 58a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und
des Paragrafen 255a Absatz 2 StPO).

 * 
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BUNDESTAG/8463: Heute im Bundestag Nr. 606 - 23.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 606

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 23. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.13 Uhr

1. Schienengüterverkehr im Mittelrheintal

2. Linke fordert Schutz des Taxigewerbes

3. Wasserstraßen und Schifffahrtsverwaltung

4. Beschleunigung von Bedarfsplanprojekten

5. Bahninfrastruktur im Saarland

6. Nationale Plattform Zukunft der Mobilität



1. Schienengüterverkehr im Mittelrheintal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion spricht sich in einem Antrag
(19/9973) dafür aus, das Mittelrheintal zeitnah vom
Schienengüterverkehr zu entlasten und Alternativrouten "auf
europäischer Ebene" zu entwickeln. Die Bundesregierung wird daher
aufgefordert, die Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke von
Koblenz-Niederlahnstein nach Limburg (3710) erneut zu prüfen, um diese
als leistungsfähige Ausweichstrecke zu entwickeln. Außerdem müsse die
Trassenpreisfestsetzung für die durch das Mittelrheintal führenden
Strecken 2324 und 2630 des europäischen Korridors 1 dahingehend
überprüft werden, dass durch die Trassenbepreisung der Laufweg über
das Mittelrheintal nicht gegenüber dem Europäischen Frachtkorridor 2
(RFC 2) (Rotterdam/Antwerpen-Namur-Luxemburg-Metz-Basel) "unnötig
subventioniert wird" und in der Folge Güterverkehre zwischen
Nordseehäfen und den Mittelmeerstaaten "geradezu durch das
Mittelrheintal gelockt werden", anstatt den kürzeren Laufweg durch
Belgien, Luxemburg und die französische Region Grand Est zu
bevorzugen.

Auf europäischer Ebene soll die Bundesregierung nach Ansicht der
Abgeordneten zudem auf Initiativen drängen, damit im Rahmen der TEN-V
(Transeuropäische Verkehrsnetze) der RFC 2 als
Haupt-Schienengüterverkehrsstrecke von den niederländischen und
belgischen Seehäfen Rotterdam und Antwerpen über Namur - Bettembourg -
Metz linksrheinisch nach Basel "forciert ausgebaut wird".

Das Mittelrheintal leide besonders unter der Verkehrsentwicklung im
Schienengüterverkehr, schreibt die AfD-Fraktion in der Begründung
ihres Antrages. Für die in der Trassenführung bereits etwa 150 Jahre
alten Bahnstrecken rechts und links des Rheins sei dringend eine
Entlastung erforderlich, "wobei nicht auf die Fertigstellung einer
Neubaustrecke gewartet werden kann", heißt es in der Vorlage.

Die Bundesregierung müsse daher die nötigen Schritte zum
beschleunigten Ausbau des RFC 2 vorantreiben. Nur durch ein aktives
Zugehen auf die betroffenen europäischen Partnerländer werde die
Bundesregierung erfahren können, wie deren Kooperationsbereitschaft -
beispielsweise durch Entgegenkommen in anderen Fragen - gesteigert
werden könne. Unabhängig davon muss aus Sicht der Fraktion in der
Trassenbepreisung die besondere Empfindlichkeit der Kulturlandschaft
Mittelrheintal berücksichtigt werden und dadurch dafür gesorgt werden,
"dass diese in angemessener Weise in die Kalkulationen der
Speditionsunternehmen Eingang findet".

 * 

2. Linke fordert Schutz des Taxigewerbes

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Die Linksfraktion fordert von der Bundesregierung
Maßnahmen, um das Taxigewerbe zu schützen. In einem Antrag (19/10350)
schreiben die Abgeordneten, mit der durch das Verkehrsministerium
geplanten Liberalisierung bei den Mietwagendiensten, mit dem Wegfall
des Poolingverbotes (Sammeln von Fahrgästen mit ähnlichem Ziel) und
der Rückkehrpflicht (keine Aufnahme von Fahrgästen unterwegs) würden
absehbar "finanzstarke Töchter von Automobilkonzernen" in den
Taximarkt eindringen und das bereits jetzt unter Druck stehende
Taxigewerbe weiter schwächen. Ohne Auflagen bezüglich einer
Beförderungspflicht und festgesetzter Tarife würden Mietwagendienste
vorrangig profitable Strecken bedienen und Taxidienste mit
Dumpingpreisen aus dem Markt drängen können, warnt die Linksfraktion.

Das Taxigewerbe sei aber "unverzichtbarer Bestandteil des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV)". Es leiste in Ergänzung der Linienverkehre
des ÖPNV einen wichtigen Beitrag zur Abdeckung mit Mobilitätsangeboten
und unterliege der Beförderungspflicht und festen Preisen, heißt es in
dem Antrag. Dies ermögliche beispielsweise chronisch kranken oder
betagten Menschen in ländlichen Räumen eine gesicherte Mobilität "ohne
Ausnutzung ihrer Notsituation durch überhöhte Preise".

Die Bundesregierung wird daher von den Abgeordneten aufgefordert, am
Poolingverbot für Mietwagen und an der Rückkehrpflicht des
Mietwagengewerbes festzuhalten und eine effektive Kontrolle der
Einhaltung dieser Vorschriften sicherzustellen. Sie solle zudem auf
die Möglichkeit der Einführung bedarfsgesteuerter ÖPNV Ride
Pooling-Dienste (Sammeltaxis) für kommunale Verkehrsunternehmen als
Sonderform des Linienverkehrs hinwirken, die der Betriebs- und
Beförderungspflicht sowie den Vorschriften über die
Beförderungsentgelte und -bedingungen unterliegen.

Die Linksfraktion fordert darüber hinaus, soziale Standards im
Mietwagengewerbe festzusetzen, welche die stark verbreitete prekäre
Entlohnung und Nichteinhaltung arbeitsrechtlicher Vorschriften
zurückdrängen. Benötigt werde zudem eine höhere Kontrolldichte des
Zolls im Mietwagengewerbe, um Schwarzarbeit, Lohndumping und
Steuerhinterziehung wirksamer zu bekämpfen, heißt es in dem Antrag.

 * 

3. Wasserstraßen und Schifffahrtsverwaltung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Zahl der Mitarbeiter in der Wasserstraßen- und
Schifffahrtverwaltung (WSV) ist nach Angaben der Bundesregierung von
12.451 zu Beginn des Jahres 2010 auf 10.925 zu Beginn des Jahres 2019
zurückgegangen. Das geht aus der Antwort der Regierung (19/9888) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9558) hervor. Was die
unbesetzten Planstellen bei der WSV angeht, so wird auf eine frühere
Antwort verwiesen (19/9720), laut der im Jahr 2018 1.399 Planstellen
unbesetzt gewesen seien. Der weit überwiegende Teil - etwa 96,5
Prozent - der ausgewiesenen unbesetzten Stellen befinde sich im
laufenden Ausschreibungs- und Besetzungsverfahren, internen
Personalplanungen sowie "Reservierungen für Kompensationsleistungen".
Als unbesetzt im engeren Sinne könnten daher tatsächlich nur 3,5
Prozent gelten, heißt es in der Antwort.

Zur beschleunigten Besetzung der Stellen seien im Rahmen einer Analyse
des Besetzungsprozesses Optimierungspotentiale ausfindig gemacht und
umgesetzt worden, schreibt die Regierung. So seien Verfahrensschritte
zeitlich gestrafft, Besetzungsentscheidungen auf die Ämterebene
delegiert und eine IT-Anwendung "Demografische Entwicklung"
installiert worden, die eine vorausschauendere und gezieltere Stellen-
und Personalbewirtschaftung ermöglichten.

 * 

4. Beschleunigung von Bedarfsplanprojekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zur erwarteten Beschleunigungswirkung durch die
Bedarfsplanumsetzungsvereinbarung (BUV) äußert sich die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9885) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8998). Danach gehen Bund und DB
Netz AG davon aus, dass die BUV insbesondere an zwei Stellen Projekte
beschleunigen werde. So sehe Paragraf 15 BUV eine fortlaufende
Planungs- und Projektbegleitung durch das Eisenbahn-Bundesamt (EBA)
vor. "Dadurch sollen Verzögerungen insbesondere während des
Planfeststellungsverfahrens vermieden werden", schreibt die Regierung.

Außerdem soll die in Paragraf 5 BUV geregelte parlamentarische
Befassung sicherstellen, "dass die Entwurfs- und Genehmigungsplanung
eine Umsetzungsvariante zum Gegenstand hat, die politisch
zustimmungsfähig ist". Dadurch solle vermieden werden, dass ein
eigentlich bereits in der Genehmigungsphase (Leistungsphase 4)
befindliches Projekt aufgrund fehlender politischer Zustimmung (die
sich beispielsweise in entsprechenden Klagen niederschlagen kann) in
die Grundlagenermittlung oder Vorplanung (Leistungsphase 1/2)
zurückfällt und sich daher verzögert und verteuert.

Bedarfsplanprojekte hätten eine Planungs- und Realisierungszeit von
mehreren Jahren, heißt es in der Antwort. Mit dem Inkrafttreten der
BUV zwischen dem Bund und den Infrastrukturunternehmen des Bundes am
1. Januar 2018 seien eine Reihe laufender Projekte in die neue
Finanzierungsvereinbarung überführt worden. Diese Projekte würden nun
nach den Vereinbarungen der BUV weitergeführt und je nach Projektstand
unterschiedlich abgewickelt, schreibt die Regierung.

Soweit neue Vorhaben nach dem BUV-Regime begonnen wurden, befänden sie
sich noch in frühen Planungsphasen und könnten allenfalls in einigen
Jahren bewertet werden. Daneben würden die Kosten der beteiligten
Bundesbehörden einschließlich des EBA nicht getrennt nach einzelnen
Realisierungsphasen erfasst. Es erfolge weder eine zeitliche noch
kostenmäßige Erfassung nach einzelnen Planungsprozessen oder Planungs-
beziehungsweise Realisierungsschritten, heißt es in der Antwort auf
die Frage, welche Kosten zur Planungs- und Projektbegleitung seit
Inkrafttreten der BUV konkret eingespart werden konnten.

 * 

5. Bahninfrastruktur im Saarland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Basierend auf dem Infrastrukturkataster 2018 gibt es
im Saarland 24 Eisenbahnbrücken (acht Prozent), die in den kommenden
Jahren saniert werden sollen. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/9867) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9071) zum "Zustand der Bahninfrastruktur im Saarland". Außerdem
ist den Angaben zufolge geplant, bis 2023 49 km Gleise zu erneuern.
Dies entspräche acht Prozent der Gesamtgleislänge des Saarlandes.

Nach Angaben der DB Netz AG sind im Saarland 33 Stellwerke in
Betrieb - ein mechanisches Stellwerk, ein elektromechanisches
Stellwerk, 29 Drucktastenstellwerke und zwei elektronische Stellwerke.
Ein Ersatz des mechanischen und des elektromechanischen Stellwerkes
ist nach Angaben der DB Netz AG derzeit nicht geplant, heißt es in der
Antwort.

 * 

6. Nationale Plattform Zukunft der Mobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der aufgrund einer lange andauernden Beratung Ende
März 2019 vorgelegte Bericht der Arbeitsgruppe 1 (AG 1) der
"Nationalen Plattform Zukunft der Mobilität" (NPM) ist laut der
Antwort der Bundesregierung (19/9887) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9362) "eine gute Grundlage für die
kommenden Schritte, die auf Seiten der Bundesregierung vorgesehen
sind". Am 20. März 2019 habe das Bundeskabinett einen
Kabinettausschuss "Klimaschutz" eingerichtet, heißt es in der Antwort.
Dieser habe die Aufgabe, die rechtlich verbindliche Umsetzung der
Klimaschutzziele vorzubereiten. "2019 sollen die entsprechenden
gesetzlichen Regelungen verabschiedet werden", schreibt die Regierung.
Das Thema einer möglichen CO2-Bepreisung könne Gegenstand der
Beratungen des Kabinettausschusses "Klimaschutz" sein, heißt es in der
Vorlage.

 * 
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BUNDESTAG/8462: Heute im Bundestag Nr. 605 - 23.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 605

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 23. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.37 Uhr

1. Extremismus auch für Firmen gefährlich

2. Transparentes Handeln angestrebt

3. Cloud-Plattformen werden evaluiert

4. Deutscher half bei Ermittlungen in Island

5. Bekämpfung von Menschenhandel

6. Transparenz angestrebt



1. Extremismus auch für Firmen gefährlich

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der politische Extremismus kann nach Einschätzung der
Bundesregierung auch der Wirtschaft gefährlich werden. Unternehmen
könnten Ziel extremistisch motivierter Kampagnen sein. Dies könne dazu
führen, dass Firmen durch Schädigung der Reputation einen
Wettbewerbsnachteil erlitten oder schlimmstenfalls in ihrer Existenz
bedroht würden, heißt es in der Antwort (19/10215) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9557).

Daneben stelle der internationale Terrorismus die deutsche Wirtschaft
in Zeiten voranschreitender Globalisierung vor große
Herausforderungen. Mit Blick auf eine gemeinsame Veranstaltung des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) und der "Allianz für
Sicherheit der Wirtschaft" (ASW) im März 2019 heißt es weiter, der
präventive Wirtschaftsschutz sei Teil des Verfassungsschutzes durch
Aufklärung.

 * 

2. Transparentes Handeln angestrebt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln möglichst transparent und für die
Bürger nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/10213) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9518) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 

3. Cloud-Plattformen werden evaluiert

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
evaluiert derzeit unterschiedliche technologische Cloud-Plattformen
hinsichtlich ihrer Eignung für den Betrieb von Anwendungen. Es sei
bisher nicht festgelegt worden, welche Anwendungen auf der Cloud
laufen sollen, heißt es in der Antwort (19/10275) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9427). Die
Evaluierungen fänden auf Servern des Bamf statt.

 * 

4. Deutscher half bei Ermittlungen in Island

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Island hat in den 1970er Jahren die deutsche
Regierung um Hilfe bei einer Mordermittlung gebeten. Der damalige
Innen-Staatssekretär Siegfried Fröhlich habe daraufhin 1975 den kurz
zuvor pensionierten Beamten des Bundeskriminalamts (BKA), Karl Schütz,
ins Gespräch gebracht, der die isländische Polizei bei den
Ermittlungen beraten sollte, heißt es in der Antwort (19/10278) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9714) der Fraktion Die
Linke.

Fröhlich habe Schütz aus langjähriger Zusammenarbeit gekannt. Auf die
Anfrage von Fröhlich habe sich Schütz interessiert gezeigt und sei auf
Einladung der Isländer nach Reykjavik gefahren. Dort seien die
Modalitäten der Zusammenarbeit geklärt worden.

Es habe sich um ein Ermittlungsverfahren der isländischen Behörden in
eigener Zuständigkeit und Verantwortung gehandelt. Schütz sei als
Privatperson ohne offiziellen Ermittlungsauftrag des BKA tätig
gewesen.

 * 

5. Bekämpfung von Menschenhandel

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/10266) nach der Bekämpfung von Menschenhandel und
Ausbeutung. Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie viele
solche Straftaten 2018 polizeilich festgestellt worden sind und welche
Staatsangehörigkeiten die mutmaßlichen Täter sowie die Opfer hatten.

 * 

6. Transparenz angestrebt

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, das Regierungshandeln transparent und für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. So würden Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen seien, sowie die beschlossenen
Gesetzentwürfe der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, heißt es in der
Antwort (19/10276) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/9451) der Fraktion Die Linke.

Ferner sei vereinbart, zusätzlich die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Vorlagen über die Internetseiten der
jeweiligen Ressorts veröffentlicht.

Die Fragesteller hätten eine Vielzahl identischer Anfragen zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung gestellt, deren Auswahl als eher
zufällig erscheine. Die Grenze zur administrativen Überkontrolle sei
angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebung und
der Detailtiefe einzelner Fragen erreicht. Die Bundesregierung gehe
davon aus, dass dem Informationsbedürfnis der Fragesteller künftig
durch die Veröffentlichung der Entwürfe und Stellungnahmen auf den
Internetseiten der Ressorts Genüge getan sei.

 * 
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BUNDESTAG/8461: Heute im Bundestag Nr. 604 - 23.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 604

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 23. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.50 Uhr

1. Mitbestimmung in der Plattformökonomie

2. Entsendung von Beschäftigten ins Ausland

3. Prekäre Beschäftigung in Sachsen-Anhalt

4. Schutzimpfungen für Asylsuchende

5. Minderjährige Cannabis-Konsumenten

6. Lärmgrenzwerte für Motorräder



1. Mitbestimmung in der Plattformökonomie

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Faire Arbeitsbedingungen und ein angemessener
sozialer Schutz müssen auch in der Plattformökonomie gelten. Das
betont die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10095) auf eine Kleine
Anfrage (19/9688) der Fraktion Die Linke. Für Arbeitnehmer, die für
Plattformen tätig werden, biete das Betriebsverfassungsgesetz schon
heute die Möglichkeit, einen Betriebsrat zu wählen. Darüber hinaus
setze sich das Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit der
tatsächlichen und rechtlichen Verfasstheit von Vertragsverhältnissen
in der Plattformökonomie auseinander. Noch in diesem Jahr würden
mögliche Handlungsansätze erarbeitet, um zu prüfen, welche
Mitbestimmungsrechte es auch für Selbständige geben könnte, heißt es
in der Antwort.

 * 

2. Entsendung von Beschäftigten ins Ausland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung verteidigt die in der
Entsenderichtlinie geltenden Bestimmungen, die regeln, unter welchen
Bedingungen die Entsendung von Arbeitnehmern ins Europäische Ausland
ablaufen soll. Das geht aus der Antwort (19/10110) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/9649) der AfD-Fraktion hervor.

 * 

3. Prekäre Beschäftigung in Sachsen-Anhalt

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In Sachsen-Anhalt arbeiteten im Jahr 2017 rund 75
Prozent der Beschäftigten der Kerngruppe (15 bis 64 Jahre, nicht in
Ausbildung oder Freiwilligendienst) als Normalarbeitnehmer. 17 Prozent
waren in atypischen (Leiharbeit, Teilzeit, geringfügige oder
befristete Anstellung) Beschäftigungsverhältnissen angestellt. Das
geht aus der Antwort (19/10127) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/9708) der Fraktion Die Linke hervor.

 * 

4. Schutzimpfungen für Asylsuchende

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit Schutzimpfungen für Asylbewerber befasst sich die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/10316). Nach Einschätzung
des Robert-Koch-Instituts (RKI) bestehe ein Risiko für die
Einschleppung von Polioviren aus Syrien. Das RKI weise auch auf eine
auffällig hohe Masernfallzahl unter Asylsuchenden aus Tschetschenien
hin.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun unter anderem
wissen, ob der Impfstatus von Asylsuchenden in den
Erstaufnahmeeinrichtungen erhoben wird.

 * 

5. Minderjährige Cannabis-Konsumenten

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Behandlung von minderjährigen
Cannabis-Konsumenten ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/10264) der
FDP-Fraktion. Cannabis sei eine Droge, die Einfluss auf Kognition,
Emotion und Motivation der Konsumenten haben könne. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie hoch
schätzungsweise die Zahl der minderjährigen Konsumenten ist und wie
sich deren Zahl sei 2009 entwickelt hat.

 * 

6. Lärmgrenzwerte für Motorräder

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Wirksamkeit von Lärmgrenzwerten für
Motorräder erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/9128). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, ob sie die Arbeitsgruppe
Lärmschutz (GRB) der UN-Wirtschaftskommission für Europa in der
gegenwärtigen Besetzung für geeignet hält, bei der Entwicklung von
Grenzwerten und Testverfahren die Interessen der Lärmbetroffenen
angemessen gegenüber den Interessen der Fahrzeugindustrie zu
vertreten.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1861: Regierungspressekonferenz vom 22. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 22. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 22. Mai 2019

Themen: Besuch des Präsidenten des Europäischen Rates in Berlin,
Kabinettssitzung (Fortsetzung der deutschen Beteiligung an KFOR, Entwurf
eines Forschungszulagengesetzes, Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur
Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes, Eckpunkte zur Umsetzung der
strukturpolitischen Empfehlungen der Kommission "Wachstum, Strukturwandel
und Beschäftigung" für ein Strukturstärkungsgesetz, Entwurf eines
Nationalen Luftreinhalteprogramms der Bundesrepublik Deutschland),
Medienbericht über die angebliche Erteilung von Asyl für zwei Aktivisten
aus Hongkong in Deutschland, Ankündigung des Erwerbs eines russischen
Flugabwehrsystems durch die Türkei, Polizeieinsatz gegen eine irakische
Rockerbande in NRW, Entwurf eines Berichts der Bundesregierung über
Maßnahmen des Bundes zur Unterstützung von Ländern und Kommunen im Bereich
der Flüchtlings- und Integrationskosten und die Mittelverwendung durch die
Länder im Jahr 2018, geplante Reform der Grundsteuer/mögliche
EU-Finanztransaktionssteuer, Abschiebungen, Verordnung über die Teilnahme
von ElektroKleinstfahrzeugen am Straßenverkehr und zur Änderung weiterer
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, Grundrente, mögliche deutsche
Beteiligung im Falle eines Krieges zwischen den USA und dem Iran,
Ankündigung von US-Sanktionen gegen an Nord Stream 2 beteiligte europäische
Unternehmen, gemeinsames Telefonat der Bundeskanzlerin und des
französischen Präsidenten mit dem russischen Präsidenten


Sprecher: StS Seibert, Güttler (BMWi), Fichtner (BMU), Bürgelt
(BMEL), Breul (AA), Alter (BMI), Kolberg (BMF), Strater (BMVI), Haas (BMAS)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag auch von mir!

Bevor ich zum Kabinett komme, habe ich einen Termin nachzutragen: Morgen,
am Donnerstag, wird die Bundeskanzlerin den Präsidenten des Europäischen
Rates, Donald Tusk, zu einem Abendessen empfangen. Das Treffen und das
Gespräch dienen der Vorbereitung des informellen Europäischen Rates, der am
kommenden Dienstag in Brüssel stattfinden wird. Das ist, wie bei so etwas
üblich, nicht presseöffentlich.

Dann könnte ich jetzt kurz die Themen der Kabinettssitzung anreißen. Das
Kabinett hatte heute einen reichhaltigen Arbeitsplan.

Es geht mit einem Beschluss über die Fortsetzung der deutschen Beteiligung
an der internationalen Sicherheitspräsenz im Kosovo los. Das ist die 
Nato-geführte internationale Sicherheitspräsenz, kurz KFOR. Vorbehaltlich der
Zustimmung des Deutschen Bundestages hat die Bundesregierung also wie
gesagt heute die Fortsetzung beschlossen.

Bisher gilt eine Obergrenze von 800 Soldatinnen und Soldaten. Die wird in
dem neuen Mandat künftig auf bis zu 400 Soldatinnen und Soldaten halbiert,
wobei man sagen muss, dass die Zahl der jetzt in diesem Einsatz im Kosovo
befindlichen deutschen Soldaten und Soldatinnen deutlich niedriger, nämlich
zweistellig ist. Die Sicherheitslage im Kosovo ist überwiegend ruhig und
stabil, aber es gibt ein Konflikt- und Eskalationspotenzial, vor allem im
Norden des Landes. Diese abgesenkte Obergrenze gewährleistet aber doch
unverändert, dass die Bundeswehr im Falle einer unerwarteten
Verschlechterung schnell und flexibel reagieren könnte.

Zweites Thema: Nach jahrzehntelanger Diskussion wird es in Deutschland
erstmals steuerliche Forschungsförderung geben. Das Kabinett hat heute den
Entwurf eines Gesetzes, des sogenannten Forschungszulagengesetzes,
beschlossen. Es geht um die Einführung einer steuerfreien Forschungs- und
Entwicklungszulage mit Eckwerten; dazu werde ich gleich kommen.

Vielleicht noch ein bisschen zum Hintergrund: Deutschland gehört weltweit
zu den Ländern, die am meisten für Forschung und Entwicklung ausgeben,
sowohl staatlich als auch durch unsere Unternehmen. Das sichert die
Grundlagen unseres Wohlstandes. Um die weiter zu sichern, ist auch dieser
Beschluss gefasst worden.

Die Eckwerte der künftigen Zulage sind so, dass die Bemessungsgrundlage die
Personalkosten für Forschung und Entwicklung sind, maximal 2 Millionen Euro
pro Jahr. Der Fördersatz beträgt dann 25 Prozent dieser
Bemessungsgrundlage. Die Maximalzulage pro Jahr beträgt dann also 500 000
Euro. Besonders bei den Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der Kleinen
und mittleren Unternehmen besteht erhebliches Steigerungspotenzial.
Deswegen wird der Fokus auf diese Unternehmen gelegt, ohne größere
Unternehmen auszuschließen. Diese Förderung soll 2020 starten. Wir wollen
so auch dazu beitragen, den Anteil der Ausgaben für Forschung und
Entwicklung bis 2025 auf 3,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts zu steigern.
Das ist immer das, was staatlich und seitens der Unternehmen geschieht.

Das nächste ist der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Naturschutzgesetzes. Es wird in das Bundesnaturschutzgesetz ein Paragraf
45a eingeführt, der Regelungen für den Umgang mit dem Wolf enthält. Der
Wolf - das wissen Sie - hat sich in den vergangenen Jahren in Deutschland
in manchen Regionen wieder ausgebreitet. Das ergibt jetzt die
Notwendigkeit, zwischen den Anforderungen des Schutzes des Wolfs als streng
geschützter Tierart auf der einen Seite und den Sorgen der Bevölkerung und
den Interessen der Weidetierhalter auf der anderen Seite abzuwägen. Die
Bundesregierung reagiert auf diese Herausforderungen, die mit der
Ausbreitung des Wolfes verbunden sind. Wir wollen, indem wir die
berechtigten Sorgen zum Beispiel aufseiten der Weidetierhalter und der
Bevölkerung aufnehmen und angemessen darauf reagieren, auch dafür sorgen,
dass der Wolf als streng geschützte Tierart dann auch von noch mehr
Menschen akzeptiert wird.

Zur Weidetierhaltung ist zu sagen, dass sie einen ganz wichtigen Beitrag
für den Naturschutz leistet. Wir wollen, dass auch in Gegenden, in denen
sich der Wolf wieder angesiedelt hat, Weidetierhaltung möglich bleibt.
Dafür tun wir einiges. Bund und Länder fördern den Herdenschutz. Aber da,
wo diese Maßnahmen nicht ausreichen, muss eben schnell und rechtssicher
auch das, was das Gesetz "Entnahme" nennt, möglich sein. "Entnahme" kann
man mit "Abschuss von Wölfen" übersetzen. Deshalb soll insbesondere die
Rechtssicherheit für die Erteilung von Ausnahmen wirksam erhöht werden. Man
passt die Schadensschwelle an, ab der sozusagen eine Ausnahme zulässig ist,
also auch für Fälle, in denen unklar ist, welcher Wolf konkret aus einer
Rotte heraus Gefährdungen oder Schäden verursacht hat. Vorrang hat
selbstverständlich immer der Schutz des Menschen.

Der Entwurf regelt auch die Verpflichtung der zuständigen Behörden,
sogenannte Wolfshybride aus der Natur zu entnehmen beziehungsweise
abzuschießen. Das sind Mischlinge aus Hund und Wolf, die äußerst
problematisch für die Wildtierpopulation sind. Außerdem soll das Füttern
von Wölfen verboten werden, damit sich die Tiere nicht an den Umgang mit
den Menschen gewöhnen.

Das nächste Thema betrifft eine wichtige energiepolitische Maßnahme. Es
geht um Eckpunkte zur Umsetzung der Empfehlungen der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung". Das war die Kommission, die sich mit der
Zukunft der Kohle, dem Kohleabbau, dem Ausstieg aus dem Kohleabbau und der
Zukunft der davon betroffenen Regionen befasst hat. Es geht jetzt hierbei
um die strukturpolitischen Empfehlungen dieser Kommission. Die
energiepolitischen Empfehlungen, die die Kommission gemacht hat, werden
dann im zweiten Halbjahr dieses Jahres in einem separaten Gesetzentwurf
vorgelegt werden.

Das Bundeskabinett hat also ein "Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen"
beschlossen. Das soll Strukturbrüche in den betroffenen Regionen vermeiden.
Es soll Perspektiven für neue Wertschöpfung und neue Beschäftigung
entwickeln. Die Ansatzpunkte für diesen regionalen Strukturwandel sind
Innovation, Digitalisierung, konsequente und nachhaltige Weiterentwicklung
der industriellen Wertschöpfungsketten, die es schon gibt, sowie
Entwicklung der kulturellen Anziehungspunkte.

Das ist ein Mantelgesetz, das aus zwei Teilen besteht. Der erste Teil
regelt durch das neue "Investitionsgesetz Kohleregionen" Finanzhilfen für
die betroffenen Gebiete. Das soll über Artikel 104b des Grundgesetzes
bereitgestellt werden. Es geht um Investitionen mit einem Gesamtumfang von
bis zu 14 Milliarden Euro bis 2038. Dabei leisten die Länder den
Eigenanteil, der dafür durch das Grundgesetz vorgeschrieben ist.

Neben den direkten Finanzhilfen gibt es dann weitere Maßnahmen des Bundes,
die der Bund sozusagen in seiner eigenen Zuständigkeit fördert: Vorhaben
zum Ausbau der Infrastruktur des Schienen- und Straßenverkehr, die
Ansiedelung und Verstärkung von Forschungseinrichtungen, Maßnahmen zur
Planungsbeschleunigung, die umfassende Erweiterung von Förderprogrammen
sowie energiepolitische Unterstützungsaktivitäten. Dabei wird sich der Bund
an einem Finanzvolumen von bis zu 26 Milliarden Euro - wiederum bis 2038 -
orientieren.

Zum Schluss, letzter Punkt der Kabinettssitzung, ging es um den Entwurf
eines Nationalen Luftreinhalteprogramms der Bundesrepublik Deutschland. Es
geht dabei - logisch - um saubere Luft, was ja auch für die Bundesregierung
ein Thema mit sehr hohem Stellenwert ist. Alle EU-Mitgliedstaaten müssen
der Europäischen Kommission ihre nationalen Luftreinhalteprogramme
vorlegen. Das sieht die EU-Richtlinie über die Reduktion der nationalen
Emissionen von Luftschadstoffen vor. Darin müssen sie darlegen, wie sie die
Ziele dieser Richtlinie erreichen wollen. Es geht um Ziele ab 2020 und ab
2030 sowie um Zwischenziele ab 2025.

Wir alle wissen: Der Ausstoß von Schadstoffen muss gemindert werden, um die
Luftqualität national und europaweit zu verbessern. Dafür reichen nationale
Maßnahmen nicht aus, weil Schadstoffe an Grenzen nicht haltmachen. Sie
können über weite Entfernungen transportiert werden. Deswegen haben die EU
und die Parteien der Genfer Luftreinhaltekonvention eben nationale
Emissionsminderungen für verschiedene Stoffe festgelegt. Das sind
Schwefeldioxid, Stickstoffoxide, flüchtige organische Kohlenwasserstoffe
außer Methan, Ammoniak und primärer Feinstaub.

Die Nachricht für Deutschland ist, dass die Minderungen ab dem Jahr 2020 in
Deutschland - jedenfalls gemäß den Projektionen, die wir jetzt haben - ohne
weitere Maßnahmen eingehalten werden. Für das Jahr 2030 sind dann weitere
Maßnahmen in Betracht zu ziehen, um die Ziele zu erreichen. Dabei geht es
zum Beispiel - jetzt kommen wir wieder zu dem Thema des Kohleausstiegs
zurück - um folgende Maßnahmen: die schrittweise Reduzierung und Beendigung
der Kohleverstromung gemäß den Empfehlungen der Kommission, die das ja bis
2038 empfiehlt, Klimaschutzmaßnahmen des "Aktionsprogramms Klimaschutz
2020" oder auch des "Nationalen Aktionsplans Energieeffizienz" sowie das
ganze Maßnahmenpaket Straßenverkehr, also Umweltprämie und Software-Update
für Pkw, Hardware-Nachrüstung für Busse, Förderung Umweltverbund,
Fortschreibung der CO2-Grenzwerte für Pkw. - So viel aus dem Kabinett.

Frage : Es gab im Zusammenhang mit den Strukturhilfen für die Kohle - die
Frage geht an Herrn Seibert oder an das Wirtschaftsministerium - auch
Sorgen vonseiten südlicher Länder wie Bayern und Baden-Württemberg um die
Versorgungssicherheit. Mir ist jetzt noch nicht ganz klar, ob dieses Thema
heute auch im Kabinett mitberaten wurde beziehungsweise ob sich das sogar
in den Eckpunkten wiederfindet. Ich habe es darin nicht gefunden. Aber die
Frage ist zum Beispiel die nach Gaskraftwerken.

StS Seibert: Ich würde jetzt gerne auch dem zuständigen Ministerium den
Vortritt lassen. Ich will nur noch einmal darauf hinweisen, dass ich gesagt
habe: Der energiepolitische Teil der Empfehlungen der Kommission wird in
der zweiten Jahreshälfte Thema eines separaten Gesetzentwurfs werden, und
in den gehört vermutlich das hinein, was Sie sagen. Aber vielleicht
übernimmt das Bundeswirtschaftsministerium die weitere Beantwortung.

Güttler: Dem habe ich jetzt nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich hätte eine Frage an das Umweltministerium: Wie stehen Sie zu der
Idee, für den Klimaschutz auch CO2 im Boden zu speichern, also zu CCS?

Fichtner: Das hat keinen direkten Bezug zum Strukturwandelstärkungsgesetz.
Ich antworte gerne darauf, aber die Frage ist, wann.

Vorsitzende Wefers: Jetzt!

Fichtner: Die Ministerin hat sich am Samstag im RND-Interview dazu
geäußert. Das kann ich kurz zitieren. Darin ging es um die Frage, ob man
eine Debatte darüber brauche. Ihre Antwort war: Diese Debatte muss sein. Es
gab gegen die unterirdische Speicherung von Kohlendioxid lange Widerstand,
weil sie die längere Verstromung von Kohle ermöglichen sollte. Das war
damals. Mit dem Kohleausstieg hat sich dieser Einwand nun erledigt.

Wichtig ist aber, dass es hier nur um unvermeidbare Restemissionen in den
Jahren vor 2050 geht, also sozusagen auf der letzten Meile vor der
Klimaneutralität. Es geht nicht um Themen, die jetzt kurzfristig anstehen,
sondern tatsächlich um die späten 40er-Jahre. Das Grundprinzip ist: Vorrang
hat immer die Minderung. Es ist immer besser, CO2 erst gar nicht in die
Atmosphäre zu entlassen, als es aufwendig wieder herauszufiltern und im
Boden zu speichern.

Zusatzfrage: Aber grundsätzlich können Sie sich das vorstellen?

Fichtner: Ja, so, wie ich es gerade gesagt habe. Unter sehr, sehr strengen
Bedingungen gehört das zu einer ehrlichen Debatte dazu.

Frage: Ich verstehe es richtig, dass bis 2038 in der Summe 40 Milliarden
Euro bezahlt werden oder zur Verfügung stehen - einmal 14 Milliarden Euro,
einmal 26 Milliarden Euro - und die Länderanteile oder regionalen Anteile
kommen dann hinzu. Ist das richtig? Sind das in der Höhe dann etwa 10
Prozent, wie so häufig, oder gibt es da eine andere Marge?

Güttler: Die genannte Gesamtsumme bezieht sich auf die Mittel des Bundes.
Etwaige Kofinanzierungen durch die Länder würden sich hinzuaddieren.

Zusatzfrage : Hinsichtlich der Kofinanzierung - wie so häufig bei solchen
Programmen; wir wissen das ja aus der Bildungspolitik; da sind es 10
Prozent - durch die Länder: Ist das eine ähnliche Marge, oder muss das noch
ausgehandelt werden? Kann das variieren? Wie viel kommt also zu den 40
Milliarden Euro des Bundes hinzu?

Güttler: Die Kofinanzierung richtet sich ja - das hat Herr Seibert schon
gesagt - nach den Artikeln 104b und 104c des Grundgesetzes. Wir rechnen
aber ungefähr mit etwa 10 Prozent. Das hat der Minister heute auch schon so
gesagt.

Frage : Der Kohleausstieg muss ja eigentlich bis 2030 geschafft werden.
Angenommen, in den nächsten Jahren entscheidet die nächste Bundesregierung,
dass man früher aussteigen muss, würden die 40 Milliarden Euro in der Zeit,
in der der Kohleausstieg geschafft werden muss, dann trotzdem fließen, oder
ist das auf die Zeit bis 2038 ausgelegt, oder ist man flexibel, wenn die
nächste Bundesregierung sagt "Wir steigen schon 2029 aus", sodass bis 2029
die komplette Summe fließen wird?

Güttler: Die Eckpunkte, die heute verabschiedet wurden, gehen davon aus,
dass der Bund bis Ende 2038 40 Milliarden Euro zur Verfügung stellen wird.
Das sind ja bislang Eckpunkte. Es ist geplant, den Gesetzentwurf schnell
anzufügen. Der wird dann natürlich fix regeln, was passiert.

Zuruf : Beantwortet nicht meine Frage!

Güttler: Ich kann dem an dieser Stelle jetzt leider nichts Weiteres
hinzufügen.

Zusatzfrage : Dann würde ich gerne noch wissen, ob diese Mittel an
bestimmte Umweltschutzbedingungen geknüpft sind, sodass dieses Geld immer
in - keine Ahnung - erneuerbare Energie oder Klimaschutz gesteckt werden
muss, oder ob da - - -

Güttler: Für die Finanzierungshilfen des Bundes, die ja im Umfang von 40
Milliarden Euro geplant sind, wird es festgelegte Kriterien und Bedingungen
geben. Zum - - -

Zuruf : Welche sind das?

Güttler: Hinsichtlich des Weiteren kann ich Sie hier auf die Eckpunkte
verweisen. Alles, was noch nicht im Einzelnen in den Eckpunkten geregelt
ist, wird dann der folgende Gesetzentwurf regeln.

Fichtner: Die Bundesumweltministerin begrüßt diesen Gesetzentwurf sehr. Es
ist in der Tat ein wichtiger Punkt, dass das, was für den Strukturwandel
getan wird, natürlich auch der nachhaltigen Entwicklung dient. Um
vielleicht einige Beispiele zu nennen: Zu den Zulieferungen des BMU zu den
in den Eckpunkten enthaltenen Projekten gehört zum Beispiel ein
Kompetenzzentrum für die Dekarbonisierung energieintensiver Industrien, das
wir in Cottbus ansiedeln wollen. Dabei geht es also gerade darum, dass auch
die Industrie - das ist der Punkt, den wir eben hatten - klimaneutral
werden kann. Wir wollen, dass die Lausitz die Region wird, in der das
Wissen darüber, wie so etwas funktionieren kann, gebündelt wird. Das ist
ein Beispiel dafür, wie man Strukturwandel, neue Jobs, aber eben auch
nachhaltige Entwicklung zusammenbringen kann. Andere Beispiele sind eine
Teststrecke für elektrische Nutzfahrzeuge. Die kann man auch in der Lausitz
errichten. Wieder ein anderes Beispiel ist "Power-to-X", also wie man aus
Ökostrom, aus Strom aus Wind und Sonne, hinterher Treib- und Brennstoff
machen kann. So etwas könnte dort alles erforscht werden. Dazu gehören
diese und viele andere Projekt aus den Eckpunkten.

Zusatzfrage : Ich würde gerne wissen, ob dieses Geld nur für Projekte
gedacht ist, die nachhaltig sind oder für Klimaschutz sind, oder ob das
auch Projekte sind, die nachhaltig sind, weil das ja sonst
herausgeschmissenes Geld wäre.

Fichtner: Das kann ich jetzt nicht für alle Projekte beantworten, aber
unsere Beispiele habe ich genannt.

Zusatzfrage : Frau Güttler, können Sie das beantworten?

Vorsitzende Wefers: Das hatten Sie doch schon gefragt, oder? - Frau
Güttler, können Sie dazu noch etwas beitragen?

Güttler: Nein, ich könnte das nur noch einmal wiederholen.

Vorsitzende Wefers: Nein, das brauchen wir jetzt nicht; das kostet nur
Zeit.

Frage: Frau Klöckner hat sich ja zu dem Kompromiss geäußert, der heute
durch das Kabinett ging. Da stellt sich für mich ein bisschen die Frage,
wieso sie diesen Kompromiss zur Entnahme von Wölfen eigentlich wieder
infrage stellt. Dieser Eindruck drängt sich zumindest auf, wenn man diese
Pressemitteilung liest.

Bürgelt: Frau Klöckner stellt das nicht grundsätzlich infrage, sondern sie
hat sich im Gegenteil ja auch so geäußert, dass sie froh darüber ist, dass
man nun eine Einigung mit dem Bundesumweltministerium gefunden hat, die
eben zu mehr Rechtssicherheit hinsichtlich der Entnahme von Wölfen führt.
Sie hat dann heute im Kabinett als Ergänzung lediglich auch noch einmal
klargemacht, dass sie gerne darüber hinausgegangen wäre und dass sie es
eben als notwendig ansieht, die Möglichkeiten im Rahmen der FFH-Richtlinie
voll auszuschöpfen.

Zusatzfrage: Wird sie denn Anstrengungen unternehmen, um einen neuen
Kompromiss zu finden oder das Gesetz dann innerhalb absehbarer Zeit zu
verschärfen?

Bürgelt: Jetzt haben wir ja erst einmal den Beschluss von heute. Darüber,
wie gesagt, freut sie sich sehr. Sie hat ihre Position deutlich gemacht,
und die steht heute erst einmal.

Frage : Herr Seibert, Sie hatten von Sorgen der Bevölkerung gesprochen.
Können Sie uns die einmal nennen?

StS Seibert: Gehen Sie in die Regionen, in denen sich der Wolf wieder
angesiedelt hat, und Sie werden das in der öffentlichen Diskussion und in
den Medien dieser Region immer wieder vorfinden.

Zusatz : Ich komme ja auch aus solchen Regionen. Ich kenne diese Sorgen.

StS Seibert: Ich weiß nicht, woher Sie kommen, aber dann kennen Sie sie ja.
Dann ist es ja umso besser!

Zusatzfrage : Aber es müssen ja berechtigte Sorgen sein, die die
Bundesregierung angehen will. Welche Sorgen sind denn berechtigt? Es gibt
ja eine Menge unberechtigter Sorgen.

StS Seibert: Das sagen Sie! Es gibt zunächst einmal Sorgen in der - - -

Zuruf : Welche?

StS Seibert: Es gibt Sorgen um die Sicherheit in der Bevölkerung, es gibt
Sorgen um die Möglichkeit, Weidetierhaltung in Regionen zu betreiben, in
denen es Wölfe gibt, und es gibt den Punkt, dass der Wolf eine geschützte
Tierart ist. Das ist miteinander in einen Ausgleich zu bringen. So geht so
etwas in einer Demokratie. Dies ist der Versuch, genau diese Werte
miteinander in einen Ausgleich zu bringen. Wir haben entsprechende
Beschlüsse gefasst, von denen wir glauben, dass sie in der Lage sind,
Sorgen zu nehmen oder zu verringern und dennoch klarzumachen, dass wir die
Ansiedlung des Wolfes beziehungsweise die Neuansiedlung des Wolfes
insgesamt natürlich nicht infrage stellen wollen.

Zusatzfrage : Welchen Anteil an diesem Kompromiss hatte denn die Kanzlerin?

StS Seibert: Das ist ein Beschluss des Kabinetts. Die Bundeskanzlerin steht
der Bundesregierung vor. Das könnten Sie jetzt in Bezug auf jeden dieser
Punkte, die wir hier vortragen, fragen.

Frage: Ein inhaltlicher Punkt, der vor allem von Umweltverbänden kritisch
angemerkt wird, ist ja ein Prinzip, das im Gegensatz zu heutigen Situation
steht, in der sozusagen nur ein als Reißwolf identifizierter Wolf
geschossen werden darf. Sie haben jetzt vorgetragen, dass in Zukunft in
bestimmten Fällen eben auch ein Rudel so lange Stück für Stück dezimiert
werden darf, bis nichts gerissen werden kann, weil kein Wolf mehr da ist.
Das ist ja, würde ich einmal sagen, ein bisschen eine Umkehr des
Beweislastprinzips. Welches sind die Kriterien dafür, dass man sagt "Im
Zweifelsfall können wir jetzt auch so vorgehen, dass wir so lange einzelne
Tiere aus einem Rudel entnehmen, bis sichergestellt ist, dass kein Riss
mehr stattfindet"?

Fichtner: Das kann ich gerne beantworten. Wenn wir von Rudeln sprechen,
dann sprechen wir von irgendeiner Zahl zwischen drei und acht Wölfen. Das
weiß man nie so genau, weil die Sterblichkeit von Jungtieren sehr hoch ist.

Zu Ihrer Frage: Es geht um den wichtigen Interessenausgleich zwischen den
Weidetierhaltern, die sich berechtigte Sorgen machen - wir machen uns auch
berechtigte Sorgen um die Weidetierhaltung; die ist ganz wichtig -, und dem
Artenschutz auf der anderen Seite. Da muss man sich immer überlegen: Wie
viel kann man den Weidetierhaltern und den Schäfern zumuten? Wir muten
ihnen zum Beispiel zu, dass sie ihre Herden einzäunen. Es gibt 1,20 Meter
hohe Zäune. Das Grundprinzip ist: Abgeschossen werden darf überhaupt nur
dann, wenn ein Wolf diese Schutzzäune mehrfach überwunden hat. Wenn jetzt
ein Wolfsriss stattfindet - das ist dann für viele Schäfer tatsächlich auch
ein schwerer Schlag - und das zum wiederholten Male stattgefunden hat, dann
kann abgeschossen werden. Das ist die Regelung. Dann ist es in der Praxis
allerdings manchmal schwer, herauszufinden, ob man jetzt den richtigen Wolf
abgeschossen hat. Ist es dann dem Schäfer wirklich zuzumuten, dass es immer
weitere Risse gibt, ohne dass man einschreitet? - Da ist unsere Abwägung,
dass wir sagen: Im Zweifel ist es dann in Ordnung, dass auch andere Tiere
aus dem Rudel abgeschossen werden.

Bürgelt: Ich würde noch kurz ergänzen, dass es hierbei letzten Endes auch
um eine Rechtssicherheit der Jäger geht.

Was vor allem sehr wichtig und zu beachten ist: Um den Herdenschutz zu
gewährleisten, ist das nicht nur eine Frage dessen, ob der Wolf, der
gerissen hat, möglicherweise abgeschossen wird, sondern zur Vergrämung
eines Rudels kann es auch helfen, wenn überhaupt ein Wolf aus dem Rudel
abgeschossen wurde, weil der Wolf dann merkt - ich will es jetzt einmal
wirklich sehr einfach auszudrücken - "Wir sind hier unerwünscht, wir müssen
dieses Gebiet verlassen". Dabei kann dieser Abschuss ohne den DNA-Nachweis
schon helfen.

Zusatz: Diese Logik - ich spitze das jetzt zu - kann dann aber auch dazu
führen, dass man die Vergrämung am Ende dadurch sicherstellt, dass das
Rudel am Ende nicht mehr existiert, weil alle abgeschossen worden sind.

Bürgelt: Was ist jetzt die Frage?

Zusatzfrage: Das wäre ja durchaus gegen die Intention gerichtet, die Herr
Seibert ja auch als Teil des Kompromisses vorgetragen hat. Wie
gewährleisten Sie, dass es nicht zu dieser, könnte man sagen,
Logikumdrehung kommt?

Fichtner: Das Beste, das einem Revier und einem Weidetierhalter passieren
kann, ist ein Rudel, das keine Schafe frisst, sondern sich tatsächlich mit
den Wildschweinen und den Rehen begnügt. Das erreicht man dann, wenn der
Wolf die Erfahrung macht, dass er besser nicht an den elektrisch
aufgeladenen Zaun kommt und sich dann einfach von den Schafen fernhält. Ein
Problem gibt es, wenn da eine Instabilität hineinkommt. Wenn neue Wölfe in
das Revier kommen oder was auch immer passiert, dann gibt es eine
Instabilität. Ansonsten sind Wölfe sehr, sehr schlaue Tiere. Die können
sich auch gegenseitig im Rudel beibringen, wie man Herdenschutzzäune
überwindet. Auch das ist noch einmal ein Argument dafür, dass man dann im
Rahmen der Zumutbarkeit zur Not auch einmal ein ganzes Rudel abschießt,
allerdings auch dann immer nur mit Einzelgenehmigungen. Man braucht dann
also für jeden Abschuss eine neue Genehmigung der zuständigen
Landesbehörde.

Bürgelt: Genau das ist für mich - das möchte ich betonen - auch der Punkt,
nämlich dass es wirklich um eine sukzessive Entnahme beziehungsweise einen
Abschuss dieser Wölfe geht, also dass man jetzt nicht der Reihe nach
vorgeht und sagt "Ein Wolf, zwei Wolf, drei Wolf", sondern dass es wirklich
in jedem Fall eine Einzelentscheidung des Landes und der zuständigen
Behörden vor Ort ist, wann einzelne Wölfe entnommen werden können.

Frage : Mich würde einmal interessieren, was denn jetzt konkret für den
Herdenschutz beschlossen wurde. Es kommt ja immer auf beide Seiten an. Wenn
es darum geht, dass die Nutztiere auch geschützt werden, gibt es immer
wieder Mängel bei den Haltern. Können Sie uns das sagen?

Vom BMEL würde ich gerne wissen, warum Sie sich immer noch einer
Weideprämie verweigern. Die gibt es ja in den allermeisten EU-Staaten. Das
würde den Schäfern nach eigener Aussage am allermeisten helfen. Der Wolf
ist da ja das geringste Problem.

Fichtner: In der Tat sagen die Schäfer, dass der Wolf nicht ihr größtes
Problem ist, sondern tatsächlich eher die Finanzierung. Wir haben uns in
Brüssel dafür eingesetzt, dass man Kosten zu 100 Prozent erstatten kann.
Aber da gibt es jetzt eine Rechtslage. Ansonsten ist für Agrarförderung das
BMEL zuständig.

Bürgelt: Genau, auch hier werden die Maßnahmen zum Herdenschutz über die
Länder gefördert, beispielsweise Elektrozäune usw. usf.

Was die Weideschutzprämie angeht: Das müsste ich nachliefern.

Zusatzfrage : Herr Seibert, die Bundeswehr engagiert sich jetzt seit 20
Jahren im Kosovo. Gibt es mittlerweile ein Szenario dafür, wann dort Ruhe
im Sinne dessen herrschen wird, dass die Nato und damit die Bundeswehr
abzieht?

StS Seibert: Als die internationale Präsenz im Kosovo begonnen hat, waren
dort bis zu 50 000 Soldatinnen und Soldaten. Heute ist die Gesamtzahl, wenn
ich mich recht erinnere - der Kollege möge mich korrigieren -, auf 3500
gesunken. Wir haben unser Kontingent noch ein weiteres Mal auf bis zu 400
Soldaten und Soldatinnen reduziert. Das allein zeigt Ihnen doch schon, dass
auch durch die Anwesenheit der KFOR-Truppen eine erhebliche Stabilisierung
möglich geworden ist. Trotzdem lautet die Analyse, dass es noch ein
Eskalationspotenzial gibt und dass es noch ein Konfliktpotenzial gibt.
Deswegen ist diese reduzierte Präsenz, und zwar insgesamt reduziert -
sowohl international als auch, was den deutschen Anteil betrifft -, das
Richtige.

Zusatzfrage : Herr Breul, gibt es intern eine Aufarbeitung der
Kosovopolitik der letzten 20 Jahre, also dessen, was man vielleicht falsch
gemacht hat, sodass es heute immer noch, wie Herr Seibert sagt, zu
Konflikten kommen kann und kommt?

Breul: Sie können sicher sein, dass wir unsere Politik grundsätzlich immer
hinterfragen, überprüfen und an den Gegebenheiten ausrichten. Sie werden
auch dafür Verständnis haben, dass man natürlich mit den Gegebenheiten vor
Ort arbeiten muss. Es kommt vor allem auf die Akteure vor Ort an. Die
müssen Frieden wollen. Die müssen vor allem eine Normalisierung der
Verhältnisse haben wollen. Das ist nämlich genau das Schlüsselwort im
Normalisierungsdialog zwischen dem Kosovo und Serbien. Darauf, diesen
weiter voranzutreiben, kommt es an. Es kommt darauf an, dass am Ende ein
Abkommen zwischen beiden steht, das umfassend ist und in beiden Ländern
politisch tragfähig ist. Darauf arbeiten wir hin. Das ist unser Ziel. Daran
richten wir unsere Instrumente aus, wie Herr Seibert richtig gesagt hat.
Bis dahin und aktuell sind wir der Meinung, dass die deutsche
Truppenpräsenz nach wie vor einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung
leistet.

Frage : Herr Seibert, können Sie noch einmal erläutern, mit welcher
Erwartung die Kanzlerin jetzt eigentlich nach dem Gespräch mit Herrn Tusk
zu diesem Termin in Brüssel fahren wird und ob sie sich schon irgendwelche
Sprachregelungen dafür überlegt hat, wenn ihr wieder der Wunsch angetragen
werden sollte, dass sie doch bitte die Nachfolgerin von Herrn Tusk werden
möge?

StS Seibert: Zum zweiten Teil Ihrer Frage muss ich wirklich sagen: Dazu -
auch auf Ihre zuletzt gestellten Fragen hin - ist doch nun alles, aber auch
wirklich alles gesagt! Deswegen habe ich dem nun auch nichts mehr
hinzuzufügen.

Zum ersten Teil der Frage: Die Bundeskanzlerin wird morgen den Präsidenten
des Europäischen Rates treffen, um diesen informellen Europäischen Rat am
Dienstag vorzubereiten. Das Entscheidende ist, dass am Sonntag
beziehungsweise in manchen Ländern bis Sonntag die europäischen Bürger und
Bürgerinnen zur Wahl gegangen sein werden und wir dann ein Ergebnis haben
werden. Auf der Basis dieses Ergebnisses werden die Staats- und
Regierungschefs zusammenkommen, es auswerten und ihr Vorgehen hinsichtlich
dessen besprechen, wie sie ihre Rolle im Zusammenspiel der Institutionen,
die ja eine wichtige Rolle ist, hinsichtlich des Vorschlags eines
Kandidaten für die Präsidentschaft der Europäischen Kommission, der dann im
Europäischen Parlament gewählt werden muss, ausfüllen wollen.

Zusatz : Mir ist noch nicht ganz klar, was die Kanzlerin denn morgen
eigentlich mit Herrn Tusk besprechen kann, wenn das Wahlergebnis doch noch
gar nicht klar ist. Sie sagen, dann werde etwas auf Basis dieses
Ergebnisses besprochen werden.

StS Seibert: Richtig, genau!

Zusatz : Dann kann man doch vorher im Grunde genommen noch gar nichts
klären.

StS Seibert: Ich habe ja auch nicht gesagt, dass etwas geklärt wird. Es
wird etwas besprochen werden. Machen Sie sich gar keine Sorgen; ich glaube,
dass Arbeitsabendessen wird gefüllt sein.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesinnenministerium. Es gibt einen
Bericht der "Financial Times", wonach zwei Aktivisten aus Hongkong in
Deutschland Asyl erhalten haben. Können Sie das bestätigen? Können Sie auch
ein bisschen etwas zu den Gründen dieser Entscheidung erläutern?

An das Auswärtige Amt: Können Sie uns etwas zur Menschenrechtslage in
Hongkong und zu deren Entwicklung erzählen?

Alter: Ich kann Ihnen - dem Grundsatz folgend, dass wir in dieser
Regierungspressekonferenz über Einzelfälle aus der behördlichen Praxis
nicht sprechen - natürlich keine Informationen zu den individuellen Fällen
geben, die hier in diesem Medienbericht Erwähnung finden.

Ich kann Ihnen statistische Angaben zu Asylantragstellern aus China
einschließlich Hongkongs machen. Aber ich bitte um Verständnis dafür, dass
ich zu den Einzelfällen keine Auskünfte geben kann.

Zusatzfrage: Können Sie uns einfach nur die Angaben zu Hongkong machen? Ich
denke, das ist in dem Zusammenhang spannender.

Alter: Wir hatten in den drei Jahren 2017 bis 2019 beim Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge insgesamt drei Asylanträge von Asylsuchenden aus
Hongkong, zwei Fälle 2017 und einen Fall 2018.

Zusatzfrage: Wie wurden sie beschieden?

Alter: Im Jahr 2018 haben zwei Antragsteller aus Hongkong in Deutschland
Schutz nach 3 Abs. 1 Asylgesetz erhalten.

Breul: Es wird Sie nicht überraschen - ich glaube, wir hatten das auch in
dieser Runde schon einmal -, dass wir unterstrichen haben, dass uns die
Lage der Menschenrechte in China mit großer Sorge erfüllt. Seit Jahren
beobachten wir eine Verschlechterung in vielen Bereichen. Wir sehen zum
Beispiel mit Sorge, dass die individuellen Freiheitsrechte genauso wie die
Entfaltungsmöglichkeiten für die Zivilgesellschaft Stück für Stück
beschnitten werden. Ebenso macht uns die Situation von
Menschenrechtsaktivisten und Menschenrechtsanwälten große Sorge. In
Prozessen dort werden regelmäßig rechtsstaatliche Grundsätze und
einschlägige VN-Übereinkommen nicht adäquat beachtet.

Zusatz: Ich hatte zu Hongkong gefragt, nicht zu China insgesamt.

Breul: Dann habe ich Ihre Frage falsch verstanden. Eine Antwort müsste ich
Ihnen gegebenenfalls nachreichen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, Erdogan hat vor ein paar Tagen bestätigt, dass
er das Raketenabwehrsystem S-400 aus Russland kaufen will. Zugleich hat er
auch gesagt, man wolle gemeinsam mit Russland das Nachfolgesystem S-500
produzieren.

Die Türkei ist ein Nato-Partner. Damit kommt ein russisches System in die
Nato. Wie verhält sich die Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Die Bundesregierung verfolgt das sehr aufmerksam. Tatsächlich
ist die Absicht der türkischen Regierung, ein russisches Flugabwehrsystem
anzuschaffen, in der Allianz seit geraumer Zeit ein fortlaufendes und auch
kontrovers diskutiertes Thema. Für die Nato ist es sehr wichtig, dass ihre
Streitkräfte Interoperabilität aufweisen. Das ist von großer Bedeutung.
Deswegen stellen sich, wenn ein Partner ein russisches System anschafft,
schwierige Fragen, die in den zuständigen Nato-Gremien intensiv diskutiert
werden.

Hinzu kommt, dass wegen der US-Sanktionsgesetzgebung gegen Russland die
Einführung dieses Systems in der Türkei entsprechende Sanktionen der USA
auslösen könnte. Auch dies kann eigentlich weder im wohlverstandenen
Interesse der Türkei noch der Nato sein.

Vor diesem Hintergrund würde es die Bundesregierung begrüßen, wenn die
Türkei ihre Entscheidung mit Blick auf ihre Stellung im transatlantischen
Bündnis erneut überprüfen würde.

Frage: Heute Morgen gab es einen Einsatz gegen eine irakische Rockerbande
in Nordrhein-Westfalen. Ist das ein regionales Ereignis, oder ist darin zum
Beispiel auch das BKA oder sogar der BND involviert?

Alter: Nach meiner Kenntnis ist das BKA dort nicht einbezogen gewesen. Es
ist ein Einsatz der örtlichen zuständigen Polizei.

Frage: Wurde der Jahresbericht zu den Flüchtlingskosten heute im Kabinett
behandelt?

StS Seibert: Ich muss schauen, ob er unter den sogenannten TOP-1-Themen,
also denen, die ohne Aussprache behandelt werden, war. - Ja: Der Entwurf
eines Berichts der Bundesregierung über Maßnahmen des Bundes zur
Unterstützung von Ländern und Kommunen im Bereich der Flüchtlings- und
Integrationskosten und die Mittelverwendung durch die Länder im Jahr 2018
wurde vom Kabinett so gebilligt.

Zusatzfrage: Es wurde ja ein großer Anstieg der Kosten vermeldet, auch weil
vieles neu hineingerechnet wurde. Warum hat man die Statistik so verändert?
Das ist vielleicht eine Frage an das BMF.

Kolberg: Da wurde keine Statistik verändert. Dieser Bericht erfolgt
jährlich an den Bundestag. Der Bundestag hat im November 2015 darum
gebeten, dass jährlich eine Berichterstattung erfolgt. Dem kommt die
Bundesregierung mit dem Bericht, der heute im Kabinett war, nach.

In dem Bericht steht, dass der Bund die Länder und Kommunen im Jahr 2018
mit rund 7,5 Milliarden Euro im Bereich der Integrationskosten unterstützt
hat und dass der Bund im Jahr 2018 darüber hinaus weitere Ausgaben in Höhe
von rund 15,5 Milliarden Euro hatte, von denen 7,9 Milliarden Euro unter
anderem für die Bekämpfung von Fluchtursachen vorgesehen sind.

Zusatzfrage: In den Medienberichten ist es am Wochenende ja durchaus sehr
plakativ als Rekordanstieg bei Flüchtlingskosten formuliert worden, obwohl
es ja durchaus - Sie haben es gerade erwähnt - um Fluchtursachenbekämpfung
geht. Ist das zielführend?

Kolberg: Ich werde hier die Medienberichterstattung nicht kommentieren.

Der Bericht ist bei uns online verfügbar wie auch alle Vorberichte. Wir
gehen transparent mit diesen Ausgaben um. In dem Bericht wird auch
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass einige Ausgaben schwer zuzuordnen
sind. Zum Beispiel geht es auch um die Verbesserung der Kinderbetreuung.
Dabei geht es um 870 Millionen Euro im Jahr 2018 für Maßnahmen, die zum
Teil auch im Rahmen der Sitzungen und Treffen zum Thema der
Flüchtlingspolitik getroffen wurden. Diese werden dazugerechnet. Man kann
sich sicherlich darüber austauschen, inwiefern sie dazugerechnet oder nicht
dazugerechnet werden sollten. Das alles ist in dem Bericht ganz transparent
vermerkt, und die Kosten sind dort ganz penibel aufgeführt.

Frage: Das Thema der Grundsteuer war heute nicht im Kabinett. Können wir
damit rechnen, dass es nächste Woche im Kabinett sein wird, und wenn nicht,
wann dann?

Kolberg: Wir kündigen Kabinettstermine grundsätzlich nicht an, sondern Herr
Seibert trägt zu den Themen vor, wenn sie im Kabinett waren.

Die Gespräche zu diesem Thema laufen, und wir sind zuversichtlich, dass wir
zeitnah zu einem Abschluss kommen.

Frage: Mir geht es um den Abschiebeflug nach Kabul, der heute Nacht oder
schon gestern Abend stattgefunden hat. Es gibt unterschiedliche Meldungen,
dass es 26 Asylbewerber gewesen sein sollen. Aus Bayern heißt es, es seien
24. Können Sie uns die korrekte Zahl nennen? Waren das alles Männer? Waren
das alles Asylbewerber oder Asylbewerberinnen, die Straftaten begangen
haben, die strafauffällig wurden, die eine Verurteilung hatten, oder gab es
auch quasi strafunauffällige Asylbewerber, also Unschuldige?

Alter: Ich versuche Ihre Reihenfolge einzuhalten. - Es handelt sich um 24
erwachsene Männer, die abgeschoben worden sind. Zu den Einzelfällen haben
uns die Länder keine Informationen übermittelt. Wir wissen, dass bei 14
Personen Informationen darüber vorliegen, dass bei diesen Personen
rechtskräftige strafrechtliche Verurteilungen vorliegen, allerdings in
einem relativ breiten Spektrum, was die dahinterliegenden Straftaten
angeht. Einzelerkenntnisse dazu haben wir nicht.

Zusatzfrage : Was ist mit den anderen zehn?

Alter: Bei den anderen zehn haben wir keine Informationen darüber, ob
strafrechtliche Verurteilungen vorliegen.

Zusatzfrage : Warum werden sie dann abgeschoben?

Alter: Sie werden abgeschoben, weil sie ausreisepflichtig sind. Man muss
nicht zwangsläufig eine Straftat in Deutschland begehen, um vollziehbar
ausreisepflichtig zu werden.

Frage: Im vergangenen Jahr ist ein solcher Abschiebeflug einmal von einem
Gremium des Europarats begleitet worden, dem CPT. Ich glaube, das heißt
Ausschuss zur Verhütung von Folter und Misshandlung. Dieser Ausschuss hatte
bei dem Flug Missstände festgestellt.

Waren solche Beobachter auch dieses Mal wieder dabei?

Was wurde aus den Missständen, die im vergangenen Jahr festgestellt wurden?
Können Sie dazu etwas sagen?

Alter: Ja, gern. Nach den mir vorliegenden Informationen war auf diesem
Flug keine Beobachtung durch den CPT gegeben.

Zu dem Vorfall, den Sie angesprochen haben, kann ich Ihnen sagen: Diese
Informationen gehen aus dem Bericht des Ausschusses hervor, den wir
natürlich umgehend geprüft haben. Auch die Bundespolizei hat diese Vorgänge
intern nachbereitet. Wir kommen zu dem Ergebnis, dass die Schilderungen,
die aus dem Bericht hervorgehen, von uns nicht nachvollzogen werden können.

Zusatzfrage: Es gibt Kritik, dass zunehmend Begleitpersonal auf den Flügen
eingesetzt werde, das den besonderen Aufgaben, die dabei entstehen, nicht
hinreichend gewachsen sei, weil nicht ausgebildet. Sie kennen diese Kritik.
Akzeptieren Sie sie? Gibt es eine spezielle Schulung des Personals? Wie
gewährleisten Sie, dass sie ihren Aufgaben gewachsen sind?

Alter: Es gibt eine Zusatzqualifizierung für Polizeivollzugsbeamte, die
dann als sogenannter Personenbegleiter Luft eingesetzt werden. Alle
Mitarbeiter werden auf diese Weise qualifiziert, bevor sie auf
Abschiebungsflügen oder auf Rückführungsmaßnahmen auf dem Luftweg
unmittelbar mit Rückzuführenden zu tun haben. Das ist auch hier wieder der
Fall gewesen.

Man muss aber Folgendes unterscheiden: In einem solchen Flugzeug kann es
grundsätzlich auch Aufgaben geben, die nicht unmittelbar mit
Rückzuführenden zu tun haben, beispielsweise wenn es darum geht, eine
Cockpittür abzusichern. Dies kann im Einzelfall auch einmal dazu führen,
dass man sagt: Das kann ein voll ausgebildeter Polizeivollzugsbeamter
machen, der aber dann im Flugzeug selbst nicht unmittelbar mit dem
Rückzuführenden in Kontakt kommt.

Das heißt also, die Aussage ist klar: Wer Rückzuführende bei Abschiebungen
auf dem Luftweg betreut, verfügt über die entsprechende Qualifizierung.

Frage : Sie können also nicht nachvollziehen, dass der CPT von
Misshandlungen auf dem Abschiebeflug schreibt, wenn zum Beispiel Personen
von den Beamten die Genitalien gequetscht oder Techniken mit
atembehindernder Wirkung angewandt wurden. Ist das alles normal, oder
bestreiten Sie das, was dort beschrieben wird, oder ist das für Sie einfach
keine Misshandlung?

Alter: Es ist nicht normal, wenn Menschen in einer Weise behandelt werden,
dass sie nicht mehr atmen können. Auch wenn Genitalien bewusst und
zielgerichtet gequetscht werden, dann ist das aus Sicht des BMI eine Form
der Behandlung, die nicht zulässig ist und auch nicht den rechtsstaatlichen
Kriterien entspricht.

Man muss aber die Situation, die dem ganzen Sachverhalt zugrunde liegt
schon auch vor Augen haben. Bei dem Abschiebungsflug, der begleitet wurde,
hat es massivste Widerstandshandlungen des Betroffenen gegeben, die dazu
führten, dass die Person erst von sechs Personenbegleitern Luft in dem
Flugzeug sozusagen unter Kontrolle gebracht werden konnte. Wenn man in
einem beengten Raum die Situation beobachtet, kann es aus der Ferne auch zu
unterschiedlichen Wahrnehmungen kommen.

Wir haben diesen Vorfall zum Anlass genommen - ich wiederhole es -, den
Sachverhalt zu prüfen, weil ein solches Verhalten nicht akzeptabel gewesen
wäre, und kommen zu dem Ergebnis, dass es weder eine Behandlung gegeben
hat, die die Atmung eingeschränkt hätte - es war auch ein Arzt an Bord; die
betroffene Person wurde unmittelbar untersucht, und es konnten keine
Hinweise auf Atembehinderungen festgestellt werden -, noch eine Situation,
in der gezielt, bewusst oder beabsichtigt in der beschriebenen Weise
Genitalien gequetscht worden wären. Das ist kein zulässiges Zwangsmittel.

Frage: Ich habe eine Frage zu einem Thema im Kabinett, das Sie nicht
genannt haben, Herr Seibert, und zwar zur Verordnung zur Zulassung von
Elektrotretrollern. Sie ist offenbar heute im Kabinett durchgegangen.

Ab wann kann man diese Gefährte zulassen, und wovon hängt dieses Datum, das
ja vielleicht noch nicht ganz klar ist, ab?

StS Seibert: Das Inkrafttreten der Verordnung, die das Kabinett heute
beschlossen hat und die im Bundesgesetzblatt verkündet werden soll, ist für
den 15. Juni 2019 vorgesehen.

Vorsitzende Wefers: Möchte das Verkehrsministerium ergänzen?

Strater: Ich habe dazu nichts zu ergänzen. Wir müssen die Veröffentlichung
im Bundesgesetzblatt abwarten. Darin wird das genaue Datum genannt. Aber
wir haben auch immer gesagt, dass es im Juni kommen soll. Dieser Termin
wird jetzt angestrebt. Wenn er wirklich feststeht, kommunizieren wir ihn
auch.

Zusatzfrage: Heißt das, dass man, wenn es so kommt, wie es Herr Seibert
eben dargestellt hat, ab dem 16. Juni seinen E-Scooter zulassen könnte?

Strater: Genau. Wenn Sie einen E-Scooter haben, der den Kriterien
entspricht, die der Bundesrat beschlossen hat - das ist ja heute mit den
Maßgaben, die der Bundesrat in seiner jüngsten Sitzung beschlossen hat,
noch einmal durch das Kabinett gegangen -, dann können Sie dann losfahren.

Frage : Eine Frage zum Thema Grundrente an das Finanzministerium und in dem
Zusammenhang zur Finanztransaktionssteuer, die ja zur Finanzierung der
Grundrente herangezogen werden soll: Mein Stand im Zusammenhang mit dem
Begriff der Finanztransaktionssteuer war bisher, dass die Steuer in Europa
bleibt. Mir ist jetzt neu, dass sich ein Land eine Summe herausziehen kann.

Ist das neu, oder bin ich einfach nur auf dem falschen Stand?

Könnten Sie, Herr Kolberg, sagen, wie der Beratungsstand beim Thema der
Finanztransaktionssteuer ist? Ich meine, es war beim letzten ECOFIN Thema.
Da hieß es, es solle im Sommer weitere Schritte geben. Wie sehen diese aus?

Kolberg: Weil das Thema Grundrente federführend beim Arbeitsministerium
geführt wird, vielleicht erst einmal das Arbeitsministerium einführend zum
Entwurf überhaupt, weil wir das Thema ja noch nicht hatten.

Haas: Ohne Frage ist es schwer zu antworten. - Wir haben gestern Abend
gemeinsam mit dem Finanzministerium den Referentenentwurf zur Grundrente
vorgestellt, in dem wir die Eckpunkte, die Minister Heil im Februar
vorgestellt hat, aufgegriffen und ausgeführt und das Gesamtkonzept der
Grundrente auf ein solides Finanzkonzept gestellt haben, das aufwachsend
überwiegend aus Steuermitteln finanziert werden wird.

Dabei wird die Finanztransaktionssteuer ins Spiel kommen. Deswegen kann an
dieser Stelle der Kollege fortsetzen.

Kolberg: Wie gesagt, haben beide Minister ein solides Konzept für die
Finanzierung vorgestellt. Das wird jetzt im Einzelnen auch mit den anderen
Ressorts besprochen, wie es bei Gesetzgebungsverfahren üblich ist.

Die Arbeiten zur Finanztransaktionssteuer auf EU-Ebene, die Sie eben
erwähnten, laufen. Der Minister hat in der Pressekonferenz beim letzten
ECOFIN betont, dass es Fortschritte gebe und dass man das beim nächsten
Treffen der Finanzminister im Juni auf die Tagesordnung setzen werde.

Zusatzfrage : Offen ist noch die Frage nach der Entnahme aus der
Finanztransaktionssteuer. Geht das? Ist es die Hälfte, 500 Millionen?

Kolberg: Darüber, wie die Aufteilung ist, muss eben gesprochen werden. Es
war immer klar, dass ein Teil in ein mögliches Eurozonenbudget, über das im
Moment ebenfalls verhandelt wird, fließen soll. Dann bliebe den nationalen
Staaten ein weiterer Teil zur Verwendung. Dazu haben wir zusammen mit dem
Arbeitsministerium einen Vorschlag gemacht.

Zusatzfrage : Ein zweiter Teil der Grundrente soll aus der Hotelsteuer, der
sogenannten "Mövenpick-Steuer" finanziert werden. Es gibt andere Bereiche,
die auch unterschiedlich besteuert werden. Haben Sie diese auch geprüft?
Wie sind Sie auf die - so nenne ich sie einmal - Hotelsteuer gekommen?

Kolberg: Der Minister hat gestern zusammen mit Herrn Heil das Konzept und
den Vorschlag erläutert. Darauf kann ich verweisen. Mehr habe ich dazu im
Moment nicht beizutragen.

Wir haben wie bei jedem Gesetzgebungsverfahren jetzt natürlich eine interne
Abstimmung mit den anderen Ressorts und werden dabei für unsere Vorschläge
werben.

StS Seibert: Vielleicht darf ich für die Bundesregierung insgesamt noch
einmal sagen, dass die Grundrente für die Bundesregierung ein wichtiges
sozialpolitisches Thema ist. Deswegen hat sie sich das schon im
Koalitionsvertrag als ein Mittel, um die Lebensleistung von Menschen zu
honorieren und Altersarmut zu bekämpfen, vorgenommen.

Nun ist innerhalb der Bundesregierung zu klären, wie man das umsetzt, wobei
natürlich der Koalitionsvertrag für alle Partner die Grundlage der Debatte
ist. In diesem Koalitionsvertrag ist eine Bedürftigkeitsprüfung vorgesehen.
Jetzt hat der Sozialminister einen Vorschlag vorgelegt. Wie das
ausgestaltet werden soll, für welchen Kreis von Beziehern man so etwas
einrichtet, wie man es finanziert, das alles wird innerhalb der
Bundesregierung zu klären sein. Da in diesem Vorschlag vom
Koalitionsvertrag abgewichen wird, muss man natürlich erst recht reden.
Diesen notwendigen Gesprächen werde ich hier nicht vorgreifen, und ich
werde auch keine Zwischenstände geben.

Haas: Vielleicht darf ich dazu noch etwas ergänzen. Man müsste, denke ich,
ausführen, dass wir an dieser Stelle im Koalitionsvertrag insoweit
vielleicht einen logischen Bruch haben, als der Koalitionsvertrag vorsieht,
dass die Grundrente über die Deutsche Rentenversicherung ausgezahlt wird,
die jedoch keine Bedürftigkeitsprüfung kennt. Das heißt, man kann zwar
sagen, dass wir in Teilen vom Koalitionsvertrag abgewichen sind, dies aber
erzwungenermaßen, weil wir den logischen Spagat nicht auflösen konnten.

Frage: Herr Seibert, war das heute auch schon Thema im Kabinett, auch wenn
es vielleicht kein offizieller Tagesordnungspunkt war? Es gab ja die
Schlagzeilen, sodass man vielleicht annehmen könnte, dass darüber
gesprochen wurde.

StS Seibert: Es war nicht Thema in der Kabinettssitzung, nicht als
Tagesordnungspunkt mit Aussprache und auch nicht unter den TOP-1-Punkten.
Es ist Thema der notwendigen zu führenden Gespräche innerhalb der
Koalition.

Frage : Herr Seibert, die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles hat sich gegen eine
deutsche Beteiligung an einem Iran-Krieg ausgesprochen. Wie steht die
Bundesregierung auch zur Nutzung der US-Basen für einen möglichen Angriff
auf den Iran?

StS Seibert: Ich denke, wir haben hier immer wieder klargemacht, dass wir
natürlich überhaupt keine militärische Eskalation sehen wollen, sondern
dass wir versuchen, mit unseren politischen und diplomatischen
Möglichkeiten dazu beizutragen, dass es nicht dazu kommt.

Zusatzfrage : Wenn es dennoch zu einem Krieg kommt, wie positioniert sich
die Bundesregierung? Wird sie die USA militärisch unterstützen oder nicht?

StS Seibert: Über solche hypothetischen Fragen eines Ereignisses, dessen
Eintreten wir uns nicht wünschen, werde ich mit Ihnen hier nicht
spekulieren. Es tut mir leid.

Frage: Der amerikanische Energieminister hat Sanktionen gegen die an Nord
Stream 2 beteiligten Unternehmen in Europa angekündigt. Vielleicht können
das Wirtschaftsministerium oder Herr Seibert dazu Stellung beziehen.
Wintershall und Uniper wären die betroffenen deutschen Unternehmen.

Güttler: Wir haben diese Äußerungen zur Kenntnis genommen, kommentieren
diese aber nicht. Grundsätzlich gilt, dass wir Sanktionen mit
extraterritorialen Wirkungen ablehnen.

Frage: Herr Seibert, hat in dem Gespräch der Kanzlerin mit Herrn Putin und
Herrn Macron über die Situation in der Ukraine die Frage des Dialogs
zwischen Herrn Selensky und Herrn Putin eine Rolle gespielt? Selensky hatte
am Montag, wie ich glaube, eine Art von Verhandlungsangebot oder
Dialogangebot gemacht, das von Putin zurückgewiesen wurde. Hat das in dem
Dreiergespräch eine Rolle gespielt?

StS Seibert: Was das Gespräch betrifft, verweise ich auf die
Pressemitteilung, die wir herausgegeben haben. Ansonsten würde ich das
jetzt wie immer als vertraulich behandeln.

Sie haben völlig Recht, dass der neue ukrainische Staatspräsident Selensky
seine Dialogbereitschaft gegenüber Russland erklärt hat. Eine ebensolche
ernsthafte Dialogbereitschaft erwarten wir auch und gerade vom russischen
Präsidenten Putin als einem der Unterzeichner des Minsker Abkommens.

Mittwoch, 22. Mai 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 22. Mai 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-22-mai-2019-1614088
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AUSSEN/1895: Neue Gewalteskalation im Nahen Osten verhindern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 23. Mai 2019

LAMBSDORFF: Neue Gewalteskalation im Nahen Osten verhindern



Zu den Medienberichten über einen Vermittlungsversuch Deutschlands im
Iran erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzenden Alexander
Graf Lambsdorff:

"Deutsche Bemühungen zur Deeskalation sind dann sinnvoll, wenn sie in
die diplomatische Federführung der EU eingebettet sind. Deutschland,
Frankreich und Großbritannien stehen gemeinsam mit der
EU-Außenbeauftragten vor der Mammutaufgabe, das Atomabkommen zu
erhalten und gleichzeitig zwischen den USA und dem Iran zu
vermitteln. Ziel muss es sein, eine neue Gewalteskalation, einen
neuen Flüchtlingsstrom und ein atomares Wettrüsten im Nahen Osten zu
verhindern. Das kann Europa nur geschlossen erreichen. Zusätzlich
sollten die verbliebenen Vertragspartner sowohl inner- als auch
außerhalb der EU für ein zusätzliches Abkommen über dessen
Raketenprogramm werben. Dabei muss die Kritik an der aggressiven
Politik Teherans in der Region, insbesondere gegenüber Israel, klar
zur Sprache kommen. Wichtig ist, dass sich der Iran ohne Ausnahme an
die Verpflichtungen des Atomabkommens hält. Ebenso wichtig ist es,
Washington zu signalisieren, dass es eine Aussicht auf
längerfristigen Frieden und Stabilität im Nahen Osten nur geben wird,
wenn sich die europäischen Partner, Russland und die USA auf eine
gemeinsame Linie verständigen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1521: Grundrentenkonzept der SPD - Das ist ein Betrug an den Wählerinnen und Wählern


FDP-Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

TEUTEBERG-Statement: Das ist ein Betrug an den Wählerinnen und
Wählern



FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg gab zum SPD-Konzept einer
Grundrente heute das folgende Statement ab:

"Nach wochenlangen Ankündigungen hat sich die SPD mit sich selbst
geeinigt. Das, was jetzt vorliegt, ist ein durchsichtiges
Wahlkampfmanöver. Das einzige, was daran sicher ist, ist, dass es so
nicht kommen wird, wie es jetzt versprochen wird. Das ist ein Betrug
an den Wählerinnen und Wählern. Denn nichts daran ist solide
durchgerechnet und durchfinanziert und zugleich ist es auch keine
zielgenaue Antwort gegen Altersarmut, die auch wir bekämpfen wollen.
Es wird weiterhin in die Sozialkassen gegriffen. Da darf man sich
nicht täuschen lassen von der Behauptung der steuerlichen
Gegenfinanzierung, denn es werden Beitragsermäßigungen zwischen der
Renten-, Arbeitslosen- und Krankenversicherung hin und her geschoben.
Es wird ein höherer Zuschuss der Bundesagentur für Arbeit an die
Rentenkasse vorgesehen. Das sind Verschiebebahnhöfe in der
Sozialversicherung und deshalb ist das kein seriöses Konzept. Es
bleiben leider auch Probleme bestehen. Da keine Bedürftigkeitsprüfung
erfolgen soll, kommen auch viele Menschen in den Genuss dieser
Leistung, die nicht bedürftig sind. Und gleichzeitig gehen bedürftige
Menschen weiterhin leer aus, weil immer willkürlich an fünfunddreißig
Jahre angeknüpft wird, während gleichzeitig hohe Kosten entstehen,
die nicht dauerhaft gegenfinanziert sind. Das kann nicht überzeugen."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1106: Jährlicher Bericht zur Lokalisierung von Mobiltelefonen (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 50/2019

Jährlicher Bericht zur Lokalisierung von Mobiltelefonen und
präventiver TKÜ 

925 Handy-Ortungen und 21 TKÜ-Maßnahmen im Jahr 2018 in Baden-Württemberg



Stuttgart. Bei der Suche nach vermissten, hilflosen oder
suizidgefährdeten Personen hat die Polizei in Baden-Württemberg im
Jahr 2018 in 925 Fällen Kommunikationsdaten von Personen erhoben. Das
sind 67 Fälle weniger als im Jahr zuvor. Zudem nutzte die Polizei in
21 Fällen präventiv-polizeiliche Maßnahmen der
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ), etwa bei der Terrorabwehr oder
bei Sexualdelikten. Das geht aus dem jährlichen Bericht der
Landesregierung an den Landtag zum Einsatz technischer Mittel mit
Bezug zur Telekommunikation sowie TKÜ-Maßnahmen hervor, der am
Mittwoch, 22. Mai 2019, im Ausschuss für Inneres, Digitalisierung und
Migration beraten wurde. Dies teilte der Vorsitzende des Gremiums, der
CDU-Abgeordnete Karl Klein, mit.

"Für die Polizei ist die Ortung von Mobiltelefonen ein wichtiges
Instrument bei der Suche nach Personen, die sich in einer hilflosen
oder lebensbedrohlichen Lage befinden. Durch die Feststellung der
Funkzelle des gesuchten Handys kann der Aufenthaltsbereich häufig
eingegrenzt werden, wodurch Such- und Rettungsmaßnahmen
zielgerichteter und schneller durchgeführt werden können", so Karl
Klein. In 923 der insgesamt 925 Fälle wurde ausschließlich das
Mobiltelefon von Personen geortet, die sich akut in Lebensgefahr
befanden. Lediglich in zwei Fällen (2018: drei Fälle) erfolgte eine
über die reine Ortung hinausgehende Erhebung von Verbindungsdaten zur
Gefahrenabwehr.

In nahezu allen Fällen wurde aufgrund der eiligen
Handlungsbedürftigkeit die Ortung durch die jeweiligen
Dienststellenleiter regionaler Polizeipräsidien oder besonders
beauftragte Beamte des höheren Dienstes angeordnet. "Dieses Verfahren
hat sich in vielen Fällen als lebensrettend für die Betroffenen
erwiesen", so Karl Klein. Die Landesregierung berichtete dem
Landtagsausschuss zum ersten Mal seit der Änderung des Polizeigesetzes
im Dezember 2017 und der Schaffung einer Rechtsgrundlage für die
Durchführung präventiv-polizeilicher Maßnahmen der
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ), inklusive Quellen-TKÜ, über den
Einsatz dieses Verfahrens. Demnach nutzte die Polizei im Jahr 2018 in
21 Fällen TKÜ-Maßnahmen. Die Quellen-TKÜ, also der Einsatz einer
Software zum Ausspähen von verschlüsselter Online-Kommunikation etwa
bei Messengerdiensten, kam nicht zum Einsatz.

Die 21 TKÜ-Maßnahmen wurden in allen Fällen vom zuständigen
Amtsgericht geprüft und genehmigt. "17 Maßnahmen wurden aufgrund eines
staatsschutzrelevanten Hintergrunds angeordnet, drei Maßnahmen
aufgrund einer dringenden und erheblichen Gefahr im Bereich der
Sexualdelikte und eine Maßnahme aufgrund eines Vermisstenfalls", sagte
der Ausschussvorsitzende. Nach Angaben von Innenminister Thomas Strobl
habe sich die TKÜ insbesondere bei der Gefahrenabwehr im Bereich des
Staatsschutzes und bei der Terrorabwehr als wertvoll erwiesen. Die TKÜ
könne in erheblichem Maße dazu beitragen, Anschlagsvorbereitungen
frühzeitig zu erkennen. Auch bei der Lokalisierung eines
rückfallgefährdeten Sexualstraftäters habe sich die TKÜ als äußerst
erfolgreich erwiesen, fasste Karl Klein das Fazit des Ministers
zusammen.

 * 

Quelle:
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1105: 100 Millionen Euro für die Sanierungsoffensive der Universitätsklinika (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 49/2019

Im Wissenschaftsausschuss:

100 Millionen Euro für die Sanierungsoffensive der

Universitätsklinika des Landes



Stuttgart. Mit dem Investitionsstau in der Hochschulmedizin
Baden-Württemberg hat sich der Ausschuss für Wissenschaft, Forschung
und Kunst am Mittwoch, 22. Mai 2019, auf Antrag der Fraktionen FDP/DVP
und SPD befasst. "Ganz aktuell wird über die Verteilung von 100
Millionen Euro aus dem Nachtrag für die Uniklinika entschieden.
Vorbehaltlich der Zustimmung des Finanzausschusses am morgigen
Donnerstag, kann das Geld für die Sanierungsoffensive der
Universitätsklinika des Landes eingesetzt werden", gab der
Ausschussvorsitzende Andreas Deuschle (CDU) bekannt.

In den Haushaltsjahren 2018 und 2019 stünden aus der Rücklage für die
Universitätsklinika bereits 400 Millionen Euro für Sanierungsmaßnahmen
zur Verfügung. "Jetzt kommen nochmal 100 Millionen Euro oben drauf",
so Deuschle. "Ich freue mich, dass auch ein zwischen
Wissenschaftsministerium, Finanzministerium und Uniklinika
abgestimmter Maßnahmenplan vorliegt." Damit könnten für Baumaßnahmen
im Bereich des Einzelplans 12 (Staatlicher Hochbau) insgesamt weitere
34 Millionen Euro und im Bereich des Einzelplans 14 (Bauunterhalt,
Sanierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen in Zuständigkeit der
Universitätsklinika) weitere 66 Millionen Euro eingesetzt werden. "Die
Verteilung sieht für die Uniklinik Freiburg 27,3 Millionen Euro vor,
für Heidelberg 23 Millionen, für Tübingen 27,7 Millionen und für Ulm
22 Millionen Euro", sagte der Ausschussvorsitzende.

"Mit der Sanierungsinitiative können nun wichtige Vorhaben an den
Unikliniken angegangen werden. Die Investitionen bringen wesentliche
Verbesserungen für Patienten und Mitarbeiter", betonte Andreas
Deuschle abschließend.

 * 
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BAYERN/4992: Dringlichkeitsantrag - SPD will Tarifflucht eindämmen und Sozialpartnerschaft stärken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 22. Mai 2019

Dringlichkeitsantrag: SPD will Tarifflucht eindämmen und Sozialpartnerschaft stärken

Morgen im Plenum des Bayerischen Landtags: Staatsregierung soll im Bundesrat entsprechender Länderinitiative beitreten



Der arbeitsmarktpolitische Sprecher Michael Busch setzt sich für mehr
Tarifbindung ein. In einem aktuellen Dringlichkeitsantrag, der morgen
(23. Mai) im Plenum des Bayerischen Landtags debattiert wird, fordert
die SPD-Landtagsfraktion die Staatsregierung auf, im Bundesrat der
Entschließung einiger Bundesländer beizutreten, die Tarifautonomie zu
unterstützen und Sozialpartnerschaft zu stärken. "Nur noch etwas mehr
als die Hälfte der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen in Bayern (53
Prozent) erhalten einen Tariflohn. Das bedeutet: Wer nicht nach Tarif
bezahlt wird, erhält nicht nur weniger Geld, sondern wird auch
häufiger gekündigt und muss länger arbeiten als Beschäftigte in
tarifgebundenen Betrieben", stellt Busch dazu fest.

Die Initiative von Bremen, Brandenburg und Thüringen, der auch Hamburg
und Berlin beigetreten sind, will eine weitere Schwächung der
Tarifbindung verhindern. Die Bundesregierung soll die gesetzlichen
Voraussetzungen schaffen, dass Tarifverträge leichter
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in einer gesamten Branche absichern
können. Die SPD-Landtagsfraktion will damit dazu beitragen,
Tarifflucht einzudämmen, da nur starke Gewerkschaften und starke
Arbeitgeberverbände gerechte Löhne und faire Arbeitsbedingungen
verabreden können.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5155: Algorithmen - Für mehr Transparenz und klare Regeln (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 22.05.2019

Algorithmen: Für mehr Transparenz und klare Regeln



Die heute [22.05.19] beginnende Konferenz der Verbraucherschutzminister in Mainz
wird sich auf Initiative von Verbraucherschutzministerin Anne Spiegel
mit der Frage auseinandersetzen, wie Bürgerinnen und Bürger vor
Diskriminierung durch versteckt agierende Algorithmen geschützt werden
können. Dazu erklärt Pia Schellhammer, digitalpolitische Sprecherin
der Landtagsfraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Rheinland-Pfalz:

"Ob auf Facebook, in Bewerbungsverfahren oder bei der Beurteilung der
Kreditwürdigkeit - Algorithmen begegnen uns heute in fast jedem
Lebensbereich. Dass künstliche Intelligenz zum Einsatz kommt, ist für
die Bürgerinnen und Bürger allerdings nur in den seltensten Fällen
ersichtlich. Und fast nie erfahren wir, nach welchen Prinzipien
Algorithmen uns beurteilen. Das müssen wir dringend ändern. Denn die
Folge ist oft eine Diskriminierung, die unbemerkt bleibt und zudem nur
schwer nachzuweisen ist. Eine demokratische Gesellschaft darf aber
nicht zulassen, dass Grundrechte unbemerkt durch die Hintertür
beschnitten werden. Wenn wir unsere Werte verteidigen und
Diskriminierung verhindern wollen, werden wir im 21. Jahrhundert nicht
ohne eine Kennzeichnungspflicht für den Einsatz von Algorithmen
auskommen. Damit das Kräfteverhältnis zwischen Großkonzernen und
Menschen nicht kippt, müssen wir Unternehmen endlich zwingen,
offenzulegen, wo und wofür sie Algorithmen einsetzen. Nur wenn klare
Regeln gelten, deren Umsetzung kontrolliert wird, können Menschen
gegenüber Unternehmen ihre Rechte einfordern.

In zahlreichen Gesprächen mit Forscherinnen und Forschern aus dem
Bereich der Künstlichen Intelligenz wurde mir als Sprecherin für
Digitalpolitik deutlich: Wenn wir wollen, dass Algorithmen und
Künstliche Intelligenz den Menschen dienen und unsere Werte
respektieren, dann müssen wir dafür sorgen, dass diese Algorithmen bei
uns und nach unseren Regeln programmiert werden. Hier liegt eine große
Chance für Künstliche Intelligenz "Made in Europe": Algorithmen zu
schaffen, die das Leben der Menschen verbessern und ihnen gleichzeitig
das Vertrauen geben, dass sie die Persönlichkeitsrechte und den
Datenschutz wahren."

Im Rahmen einer Kleinen Anfrage hatte die Abgeordnete Pia Schellhammer
die Position der Landesregierung von Rheinland-Pfalz zu Chancen und
Risiken Künstlicher Intelligenz im Hinblick auf Diskriminierung
abgefragt. Die Antwort auf unsere Kleine Anfrage finden Sie
hier:

https://www.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/8636-17.pdf

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5154: Jahresbilanz des Antisemitismusbeauftragten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
22.05.2019

Hüttner: Unsere jüdischen Mitbürger müssen sich sicher und
wertgeschätzt fühlen



Zur heutigen Vorstellung der Jahresbilanz des
Antisemitismusbeauftragten Dieter Burgard erklärt der Sprecher der
SPD-Fraktion gegen Rechtsextremismus, Michael Hüttner: "Vor einem Jahr
hat in Rheinland-Pfalz der bundesweit erste Landesbeauftragte für
jüdisches Leben und Antisemitismusfragen seine Arbeit aufgenommen. Wie
wichtig diese Funktion und wie wichtig seine Aufgabe ist, zeigt sich
allein schon daran, dass bundesweit die Zahl antisemitischer
Straftaten auf 1.799 im vergangenen Jahr gestiegen ist. In
Rheinland-Pfalz sind im vergangenen Jahr 31 Fälle verzeichnet worden.
Klar ist: Jeder Fall ist einer zu viel. Überdies ist anzunehmen, dass
viele Vorfälle nicht polizeilich bekannt werden. Dieter Burgard
erfüllt daher eine in zweifacher Hinsicht besonders wichtige Aufgabe:
Er ist Ansprechpartner für jüdische Gemeinden und Bürgerinnen und
Bürger jüdischen Glaubens. Zudem berät er Schulen, Kirchengemeinden
und andere gesellschaftliche Gruppen und leistet Präventionsarbeit."

Hüttner sagt weiter: "Antisemitismus tritt in altem und neuem Gewand
auf - etwa in Form von Grabschändungen und antisemitischer Hetze im
Internet. Dabei müssen wir jedem Fall entschieden entgegentreten:
Unsere jüdischen Mitbürger und die jüdischen Gemeinden gehören zu
Rheinland-Pfalz. Es muss unser Ziel sein, dass sich die Menschen
jüdischen Glaubens in Rheinland-Pfalz sicher, akzeptiert und
wertgeschätzt fühlen. Jeder Angriff auf eine Jüdin oder einen Juden
ist auch ein Angriff auf Rheinland-Pfalz."

 * 

Quelle:
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RECHT/710: Mietrecht - Bezahlbaren Wohnraum für Jung und Alt schaffen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 22. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Mietrecht: Bezahlbaren Wohnraum für Jung und Alt schaffen



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:

Die heutige Entscheidung des Bundesgerichtshofs zu einer
Eigenbedarfskündigung eines jungen Familienvaters gegenüber einer
80-jährigen Demenzkranken zeigt einmal mehr, dass wir das Mietrecht
schnell verbessern müssen.

"Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs zeigt, dass die Situation auf
dem Wohnungsmarkt mittlerweile zu einem Generationenkonflikt geworden
ist. Deshalb müssen wir mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen und das
Mietrecht verbessern, damit Alt und Jung in Deutschland nicht
gegeneinander ausgespielt werden.

Die Union muss endlich ihre Blockade gegen drei von
Bundesjustizministerin Barley vorgelegte Gesetzentwürfe aufgeben:

Der Betrachtungszeitraum des Mietspiegels ist von vier auf sechs Jahre
zu erweitern. Union und Kanzleramt verhindern, dass das Verfahren zur
Beratung des von der Bundesjustizministerin vorgelegten Gesetzentwurfs
mit der Länder- und Verbändeanhörung beginnen kann.

Die Mietpreisbremse muss verschärft werden und bundesweit gelten. Auch
das blockiert die Union und die Grünen schaffen die Mietpreisbremse in
Ländern wie Schleswig-Holstein ab. Wir wollen zudem, dass die Mieten
in Gemeinden mit Wohnungsnot in den nächsten fünf Jahren nur noch in
Höhe der Inflationsrate steigen dürfen.

Wie von der Kanzlerin beim Wohngipfel zugesagt, brauchen wir das
Bestellerprinzip für Maklerkosten beim Immobilienkauf. Das wäre gerade
für junge Familien eine große Entlastung.

Ministerin Barley liefert und die Union blockiert - das schadet allen
Generationen in Deutschland. Wir brauchen darum dringend mehr
bezahlbaren Wohnraum und ein soziales Mietrecht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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SOZIALES/2771: Maria Noichl unterstützt den Vorschlag von Hubertus Heil zur Grundrente


SPD-Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

ASF-Bundesvorsitzende Maria Noichl unterstützt den Vorschlag von Hubertus Heil zur Grundrente



Die Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der sozialdemokratischen
Frauen (ASF) Maria Noichl steht konsequent hinter dem Vorschlag von
Hubertus Heil zur Grundrente.

Die Grundrente ist ein wichtiger Baustein zur Verhinderung von
unwürdiger Altersarmut ganz besonders von Frauen. Drei Millionen
Menschen in Deutschland, darunter 80% Frauen, bekommen dadurch endlich
nicht mehr nur ein Dankeschön für ihre Lebensleistung zwischen
Erwerbsarbeit, Betreuung, Pflege und Hausarbeit, sondern endlich auch
die finanzielle Anerkennung.

Die Union will keine Bedürftigkeitsprüfung bei den Europäischen
Agrarmilliarden und auch keine Bedürftigkeitsprüfung bei der
Unterstützung von Hoteliers. Nur bei Frauen, die 35 Jahre in die
Rentenkasse einbezahlt, Kinder erzogen und Angehörige gepflegt haben,
genau bei dieser Gruppe soll die Bedürftigkeit geprüft werden. Das ist
unglaublich. Deshalb: Grundrente besser heute als morgen.

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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LATEINAMERIKA/1881: Brasilien - Mehr gegen als für Bolsonaro (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien 

Mehr gegen als für Bolsonaro



(São Paulo, 22. Mai 2019, Brasil de Fato) - Bei einer Befragung
durch Atlas Político bewerteten 36,2 Prozent der Brasilianer*innen die
Regierung Bolsonaro als schlecht oder sehr schlecht. Die Ablehnung der
Bevölkerung übertrifft bei dieser Befragung zum ersten Mal die
Zustimmung zur Regierung des ultrarechten Präsidenten Jair Bolsonaro.
Nur noch 28,6 Prozent bewerten die Regierung als gut oder sehr gut. 31
Prozent beurteilen die Regierung als mittelmäßig. Seit der letzten
Befragung im April ist die Zustimmung um fünf Prozent gesunken.


Gründe für den Rückgang

Die Befragung gibt auch Auskunft über weitere Einstellungen der
Befragten. So schlugen sich die Proteste gegen die Kürzungen im
öffentlichen Bildungssektor, die der Präsident angekündigt hatte,
nieder. Mit 51 Prozent sprach sich über die Hälfte der Befragten gegen
diese Kürzungen aus, 45 Prozent hingegen unterstützen die Einfrierung
des Haushalts. Hinzu kommt, dass die Generalstaatsanwaltschaft gegen
Flávio Bolsonaro, den Sohn des Präsidenten, wegen Finanztransaktionen
ermittelt. Die starke Präsenz des Falls in den Medien dürfte die
öffentliche Meinung zusätzlich beeinflusst haben. Über die Hälfte der
Befragten wollen Bolsonaro Junior im Gefängnis sehen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/mehr-gegen-als-fuer-bolsonaro/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/658: Klöckner - Auch bei verarbeitetem Ei Informationen zur Haltung geben (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 108 vom 23.05.2019

Klöckner: Auch bei verarbeitetem Ei Informationen zur Haltung geben



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
sich für eine verpflichtende Kennzeichnung eihaltiger Lebensmittel mit der
Haltungsform der Legehennen ausgesprochen.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Anhand der entsprechenden Kennzeichnung
auf rohen Eiern und den Eierpackungen können Verbraucher heute erkennen,
wie die Legehennen gehalten wurden. Beim Kauf etwa von Ostereiern,
Frischei-Nudeln, eihaltiger Backwaren oder Mayonnaise geht diese
Information jedoch verloren, da das Ei als weiterverarbeitet gilt. Hier
setze ich mich für mehr Transparenz ein. Viele Lebensmittelhersteller geben
zwar bereits freiwillig eine Kennzeichnung auf verarbeiteten Eiprodukten
an. Besser wäre aber, die bestehende Kennzeichnungspflicht für
unverarbeitete Eier auf alle Produkte, in denen Eier verarbeitet wurden, zu
erweitern. Denn nur so kann auch in diesem Bereich eine bewusste und gut
informierte Kaufentscheidung getroffen werden.

Ich werde mich dazu an die Europäische Kommission wenden, denn eine
Regelung auf Ebene der EU wäre am sinnvollsten. Wenn die Kommission das
weiterhin aber anders beurteilt, müssen und werden wir die Möglichkeiten
auf nationaler Ebene weiter verfolgen."


Hintergrund: 

Das allgemeine Kennzeichnungsrecht sieht eine solche Pflicht zur
Kennzeichnung nicht vor. Zudem besteht seitens der EU-Kommission und der
anderen Mitgliedsstaaten bislang keine Bereitschaft zur Änderung des
EU-Rechts. Eine nationale Kennzeichnungsregelung ist unter bestimmten
rechtlichen Voraussetzungen grundsätzlich möglich. Eine solche wäre
gegenüber der Europäischen Kommission und der Welthandelsorganisation zu
notifizieren.

Verbraucherinnen und Verbraucher, die Käfigeier vermeiden wollen, können
sich bisher an privaten Initiativen, wie mit dem KAT-Siegel "Tierschutz
geprüft" gekennzeichneten Lebensmitteln orientieren oder für Produkte aus
dem ökologischen Landbau entscheiden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 108 vom 23.05.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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MELDUNG/657: Lebensmittelweitergabe an Tafeln per Knopfdruck über die App (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 107 vom 23.05.2019

Lebensmittelweitergabe an Tafeln per Knopfdruck über die App

Bundesministerin Klöckner betont Bedeutung der Tafeln bei der
Lebensmittelrettung



Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) fördert mit
1,5 Millionen Euro über einen Zeitraum von drei Jahren ein gemeinsames
Digitalisierungsprojekt der Tafeln und des Lebensmittelhandels. Das Projekt
"Tafel macht Zukunft - gemeinsam digital" soll die Weitergabe von nicht
verkauften Lebensmitteln im Lebensmittelhandel an die Tafeln vereinfachen,
indem eine App als Schnittstelle fungiert.

Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner,
betont, dass das Projekt auf digitalem Weg dazu beiträgt,
Lebensmittelabfälle zu reduzieren: "Hilfe, die direkt bei den Menschen
ankommt, die sie benötigen - dafür stehen die Tafeln. Mit ihren
ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern haben sie sich deutschlandweit große
Verdienste bei der Rettung und Verteilung wertvoller Lebensmittel erworben.
Was beispielsweise Frankreich gesetzlich für Supermärkte ab einer
bestimmten Größe verordnet hat, ist bei uns - ohne Gesetz - längst gang und
gäbe. Und das deutlich erfolgreicher.

Grundlage dafür ist die gute Zusammenarbeit zwischen dem Handel und den
Tafeln, die durch die Digitalisierung des Abgabesystems nun noch weiter
optimiert werden soll. Ziel ist es, eine digitale Plattform zur Weitergabe
von Lebensmitteln an die Empfangsstationen zu schaffen und so die Arbeit
von Spendern und Empfängern besser zu vernetzen. Im Rahmen meiner
Nationalen Strategie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung fördern
wir als Ministerium dieses Projekt mit 1,5 Millionen Euro. Es ist ein
entscheidender Schritt, um auf diese Weise zukünftig noch mehr Lebensmittel
zu retten, sie vor allem aber auch bedarfsgerecht und zielgenau an die
Einrichtungen zu verteilen."

Bereits jetzt retten die Tafeln in Deutschland jährlich rund 264 000 Tonnen
Lebensmittel aus 30 000 Supermärkten - deutlich mehr als beispielsweise
Frankreich, wo trotz gesetzlicher Verpflichtung lediglich 46 200 Tonnen
Lebensmittel aus dem Handel an Bedürftige weitergegeben werden.

Den Förderbescheid hat gestern der Staatssekretär des Bundesministeriums
für Ernährung und Landwirtschaft, Dr. Hermann Onko Aeikens, übergeben.


Hintergrund:

Bundesministerin Julia Klöckner hatte im Februar 2019 ihre Nationale
Strategie für die Reduzierung der Lebensmittelverschwendung auf den Weg
gebracht. Im Rahmen dieser Strategie wird erstmals jeder Sektor entlang der
gesamten Lebensmittelkette eigene Maßnahmen zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung erarbeiten und umsetzen - eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe also, die dazu führen soll, bis zum Jahr
2030 die Lebensmittelabfälle in Deutschland zu halbieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 107 vom 23.05.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn
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ASYL/1374: 70 Jahre Grundgesetz - die Würde jedes Menschen achten, auch von Geflüchteten (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

70 Jahre Grundgesetz

PRO ASYL fordert die Würde jedes Menschen zu achten - auch von
Geflüchteten



Anlässlich des 70-jährigen Jubiläums des Grundgesetzes mahnt PRO ASYL
Bundestag und Bundesregierung, die Würde aller Menschen zu achten und zu
schützen. Denn das Grundgesetz spricht von der Würde des Menschen, nicht
des deutschen Staatsbürgers. Dieses Grundverständnis schlägt sich aber
nicht im »Geordnete-Rückkehr-Gesetz« nieder.

PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt appelliert: »Angesichts der
schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Bedenken darf das sogenannte
»Geordnete-Rückkehr-Gesetz« nicht durch den Bundestag gepeitscht werden.
Das Aushungern von Flüchtlingen, um eine Rückkehr in Not und Elend in
andere EU-Staaten zu erzwingen, zielt gerade darauf, diesen Menschen ein
Leben in Würde zu verweigern und verletzt das Grundgesetz.«

Aushungern durch den Entzug von Sozialleistungen

Das »Hau-ab-Gesetz« sieht vor, dass in anderen EU-Staaten anerkannte
Flüchtlinge nur noch zweiwöchige, reduzierte Überbrückungsleistungen
bekommen und danach von allen Sozialleistungen ausgeschlossen werden. Damit
wird ein Verdrängungsdruck ausgeübt, bevor ein Gericht überhaupt
abschließend in einem Klageverfahren entschieden hat, ob ein Geflüchteter
nach Griechenland zurück muss.Gerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht
haben Abschiebungen in Länder wie Griechenland, Italien und Bulgarien
gestoppt, weil dort für Asylsuchende und Flüchtlinge menschenrechtswidrige
Zustände herrschen. In Griechenland beispielsweise werden aktuell
Anerkannte
aus ihren Wohnungen getrieben; fliehen sie nach Deutschland droht ihnen
durch das neue Gesetz auch hier die Obdachlosigkeit.

Dass dies verfassungswidrig ist, liegt angesichts der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes auf der Hand. 2012 hat das
Bundesverfassungsgericht bezüglich des Asylbewerberleistungsgesetzes
geurteilt: »Migrationspolitische Erwägungen, die Leistungen an Asylbewerber
und Flüchtlinge niedrig zu halten, um Anreize für Wanderungsbewegungen
durch ein im internationalen Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau zu
vermeiden, können von vornherein kein Absenken des Leistungsstandards unter
das physische und soziokulturelle Existenzminimum rechtfertigen«. Doch
genau solche migrationspolitischen Erwägungen sollen nun die Kürzung der
Leistungen auf null rechtfertigen.

Vor den Europawahlen appelliert PRO ASYL auch die europapolitischen Folgen
dieses egoistischen Handelns zu überdenken. Deutschland versucht
systematisch Flüchtlinge in die EU-Ersteinreisestaaten zurückzudrängen. Das
ist unsolidarisch und führt zu einem Überbietungswettbewerb der Inhumanität
in Europa.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ARBEIT/2944: Knapp die Hälfte der Beschäftigten arbeiten in Betrieben mit Branchentarifvertrag (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 22.05.2019

Knapp die Hälfte der Beschäftigten arbeiten in Betrieben mit
Branchentarifvertrag



Im Jahr 2018 arbeiteten 46 Prozent der Beschäftigten in Betrieben mit
Branchentarifvertrag. Die Tarifabdeckung ist dabei im Westen deutlich
höher als im Osten. Rund 49 Prozent der westdeutschen und etwa 35 Prozent
der ostdeutschen Beschäftigten arbeiteten in einem Betrieb, in dem ein
Branchentarifvertrag galt. Das zeigen Daten des IAB-Betriebspanels, einer
jährlichen Befragung von rund 15.000 Betrieben durch das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Anteil der Beschäftigten in
Betrieben mit Branchentarifverträgen kaum verändert, seit 1996 ist er
allerdings in beiden Landesteilen um 21 Prozentpunkte gesunken.

Auch die Verbreitung von Firmen- oder Haustarifverträgen blieb im
Vergleich zum Vorjahr weitgehend konstant: diese galten 2018 für acht
Prozent der westdeutschen und für elf Prozent der ostdeutschen
Beschäftigten.

44 Prozent der westdeutschen und 55 Prozent der ostdeutschen Beschäftigten
arbeiteten 2018 in Betrieben, in denen es keinen Tarifvertrag gab. In
Westdeutschland waren jedoch rund die Hälfte dieser Arbeitnehmer in
Betrieben beschäftigt, die sich eigenen Angaben zu Folge an
Branchentarifverträgen orientierten. In Ostdeutschland lag dieser Anteil
bei 44 Prozent.


Weitere Informationen unter:

https://www.iab-forum.de/tarifbindung-weiterhin-deutliche-unterschiede-zwischen-ost-und-westdeutschland/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 22.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2370: Energiewende dezentral - Forscher empfehlen regionale Strategien zum Umbau des Energiesystems (idw)


Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS) - 21.05.2019

Energiewende dezentral! IRS-Forscher empfehlen regionale Strategien zum
Umbau des Energiesystems



Wie geht es weiter mit der Energiewende? Während Diskussionen über
CO2-Bepreisung Hochkonjunktur haben, bleibt die Frage aktuell, wie die
Transformation des Energiesystems am besten gesteuert werden kann. Braucht
es den einen großen Entwurf oder eher viele kleine Lösungen? Die
Energiewende-Forscher Ludger Gailing und Andreas Röhring vom
Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS) in Erkner sprechen
sich im neu erschienenen Policy Paper "Energiewende dezentral!" für
regionale Handlungsräume der Energiewende aus: Statt lediglich Flächen für
Windkraft und Biogas bereitzustellen, sollen Regionen die Energiewende
selbst aktiv gestalten und wirtschaftlich stärker von ihr profitieren.


Zentrale oder dezentrale Steuerung für die Energiewende?

In der Transformation des Energiesystems wirken aber verschiedene Ebenen
zusammen. Auf EU- und Bundesebene werden Anreize und Rahmenbedingungen
gesetzt, wie durch das bereits mehrmals geänderte
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Die Bundesländer gestalten unter anderem
die Rahmenbedingungen für planerische Festlegungen der Regionalplanung.
Gemeinden weisen Flächen aus und unterstützen (oder blockieren) die
Energiewende in vielfältiger Weise.

Von Installationsräumen zu Gestaltungsräumen

Wissenschaftler des IRS erforschten vier Jahre lang, wie die Energiewende
organisiert ist, wie sie sich über die Zeit hinweg entfaltet und wie sie
sich im Raum auswirkt. Dabei stellten sie fest, dass die regionale Ebene
zwischen Land und Kommune besonders wichtig ist für eine effiziente,
wirksame und für die betroffenen Orte und Menschen Gewinn bringende
Transformation. Hier gibt es oft ein gemeinsames Empfinden von
Betroffenheit, und Interessengegensätze treffen besonders sichtbar
aufeinander (z.B. zwischen Windenergie und Tourismus). So lange sich
Kommunen und Regionen auf das Ausweisen von Flächen für erneuerbare
Energien beschränken, entstehen weitgehend passive "Installationsräume",
in denen nur wenige an der Energiewende teilhaben. Kommunen und andere
Akteure können sich aber zu "Energieregionen" oder "Klimaschutzregionen"
zusammenschließen, um die Energiewende aktiv zu gestalten und gemeinsam zu
profitieren. So werden Regionen zu "Handlungs-" und "Gestaltungsräumen"
der Energiewende. Jetzt haben Ludger Gailing und Andreas Röhring ein
Policy Paper veröffentlicht, das zeigt, worauf es dabei zu achten gilt.

Das Paper "Energiewende dezentral! Regionale Handlungsräume der
Energiewende und des Klimaschutzes" erscheint in der Reihe "IRS Policy
Papers" und steht unter der Adresse https://leibniz-
irs.de/fileadmin/user_upload/Policy_Paper/Policy-Paper-Energiewende.pdf
zum Download bereit. Die Autoren wenden sich damit an führende Köpfe in
den Regionen, in Kommunen und Landkreisen, die vor Ort handeln. Sie wenden
sich aber auch an zuständige Ministerien auf Landes- und Bundesebene, die
entscheidende Rahmenbedingungen gestalten. Sie weisen darauf hin, dass es
bereits zahlreiche entsprechende Initiativen gab, wie etwa die vom
Bundesumweltministerium geförderten "100ee-Regionen" und
Masterplankommunen "100% Klimaschutz", oder die vom
Bundeslandwirtschaftsministerium geförderten "Bioenergie-Regionen". Zu den
Merkmalen eines funktionierenden regionalen Handlungsraums der
Energiewende gehört nach Auffassung Gailings und Röhrings, dass es einen
klaren Raumbezug gibt, dass eine Managementstruktur etabliert ist, die
über Einzelprojekte hinausgeht, dass ein integriertes Strategiekonzept
vorliegt, das Klimaschutz und Energiewende mit regionalen
Entwicklungszielen verbindet, und nicht zuletzt, dass ein gemeinsames
Image entwickelt wird, an welchem wirtschaftliche Verwertungsaktivitäten
"andocken" können.

Handlungsräume schaffen, Handlungsräume stabilisieren

Wie können regionale Handlungs- und Gestaltungsräume neu geschaffen
werden? Gailing und Röhring betonen drei Punkte. Erstens: Ohne
"Schlüsselfiguren", also bestens vernetzte, weithin respektierte und
energetische Führungspersönlichkeiten in den Regionen geht es nicht.
Zweitens: Innerhalb bestehender Verwaltungsstrukturen und -grenzen zu
arbeiten, hat Vorteile: Hier stehen bereits Kapazitäten zur Verfügung. Es
hat aber auch den Nachteil, dass in diesen Strukturen mitunter altes
Denken dominiert. Ganz besonders in Regionen, die von fossilen
Energieträgern wie Kohle geprägt sind, sind neue, parallele
Managementstrukturen erforderlich. Drittens: Wenn etwas wirklich Neues
entstehen soll, müssen auch neue, überraschende Akteure mit ins Boot
geholt werden, nicht nur die "üblichen Verdächtigen".

Handlungsräume der Energiewende müssen aber auch eine selbsttragende
Eigendynamik sowie verstetigte Strukturen entwickeln, wenn die Förderung
für Projekte und neue Managementstrukturen ausläuft. Gailing und Röhring
sagen: Die Fähigkeit, immer wieder neu vielfältige Projekte zu generieren
und Synergien zwischen ihnen zu generieren, ist entscheidend. Die
Verantwortung für den Aufbau bzw. die Aufrechterhaltung entsprechender
Kapazitäten sehen sie in erster Linie bei den Kommunen, regen aber auch an
über neue Organisationsformen nachzudenken. Für den langfristigen Erfolg
ist darüber hinaus Akzeptanz unverzichtbar. Sie ist durch Partizipation zu
erreichen, wie auch durch einen für die Menschen erfahrbaren Nutzen, etwa
durch bewusst gestaltete, attraktive neue Energielandschaften.

Wissenstransfer zur Energiewende

Die verantwortliche Forschungsabteilung "Institutionenwandel und regionale
Gemeinschaftsgüter" verfügt über umfangreiche Erfahrungen in der
Politikberatung und im Wissenstransfer zur Energiewende, insbesondere im
Kontext von Landesentwicklung, Regionalplanung und Regionalmanagement.


Originalpublikation:

Gailing, Ludger; Röhring, Andreas (2019):

Energiewende dezentral! Regionale Handlungsräume der Energiewende und des
Klimaschutzes.

IRS Working Paper. Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS).

https://leibniz-irs.de/wissenstransfer/transferpublikationen/irs-policy-paper/energiewende-dezentral/

Weitere Informationen unter:

https://leibniz-irs.de/forschung/projekte/projekt/neue-energieraeume-dimensionen-sozioraeumlicher-beziehungen-in-regionalen-energiewenden/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1729

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung (IRS), 21.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1826: Zahl deutscher Seeleute halbiert - ver.di fordert Anpassung der Hafenverordnungen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
23. Mai 2019

Zahl deutscher Seeleute halbiert - ver.di fordert Anpassung der
Hafenverordnungen und Ausweitung der Mitbestimmung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat davor
gewarnt, die heute zu Ende gehende 11. Nationale Maritime Konferenz in
Friedrichshafen "als reine Schaufensterveranstaltung" abzuwickeln.
"Die deutschen Reeder sind in der Pflicht, den Erhalt des maritimen
Know-hows in Deutschland als Grundlage der eigenen Existenz zu
betreiben. Von Bundeskanzlerin Merkel hätte ich erwartet, dass sie
dies den Reedern deutlich macht", erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle am Rande der
Konferenz.

Die Zeiten seien sehr ernst. Die Zahl der deutschen Seeleute habe
sich in den letzten Jahren trotz umfangreicher staatlicher Förderung
der Schifffahrt um die Hälfte reduziert. "Die Förderung der
Schifffahrt muss künftig an Beschäftigungseffekte und
Ausbildungsangebote gekoppelt werden. Dazu brauchen wir Mittel, um
die Ausbildungsinhalte der Seefahrtsschulen und weiterer
Bildungsträger an die Herausforderungen des digitalen Wandels
anzupassen", sagte die Gewerkschafterin. Im Rahmen der
Automatisierung und Digitalisierung müsse die Bundesregierung die
Mitbestimmung im Betriebsverfassungsgesetz ausweiten. "Der Wandel der
Arbeitswelt kann nur mit den Beschäftigten gelingen. ver.di hat mit
dem Tarifvertrag Zukunft eine Vorlage geliefert", so Behle.

Hafenverordnungen müssten jetzt schnellstens angepasst werden,
fordert die Gewerkschaft. Sicherheitsrelevante Aufgaben wie die
Landungssicherung dürften nicht von Schiffsbesatzungen, sondern
müssten von ausgebildeten Hafenarbeitern mit professioneller
Ausrüstung durchgeführt werden. Antwerpen als einer der am stärksten
wachsenden Häfen in Europa habe gezeigt, dass eine entsprechende
Hafenverordnung keine wirtschaftlichen Nachteile birgt.

Die Bundesregierung dürfe auch nicht zögerlich sein, die
Möglichkeiten der EU-Hafenverordnung anzuwenden, um die deutsche
Seeschifffahrt zu erhalten. "Warum schreiben wir für die
nautisch-technischen Dienstleistungen bei der Schleppschifffahrt
nicht die nationale Flagge vor? Andere EU-Staaten machen das mit
Erfolg", sagte Behle. Bei allen Maßnahmen sei wesentlich, die
Infrastruktur in den Häfen zur öffentlichen Daseinsvorsorge zu
erklären. Als öffentliches Eigentum dürften die Häfen nicht
privatisiert und so der demokratischen Kontrolle entzogen werden.
"Nur so bleibt die Möglichkeit erhalten, die Beschäftigten in den
Mittelpunkt des digitalen Veränderungsprozesses zu stellen", erklärte
Christine Behle.

Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft wird bei der 11. Nationalen
Maritimen Konferenz von Christine Behle (ver.di Bundesvorstand),
Robert Hengster (ver.di-Bundesfachgruppenleiter Maritime Wirtschaft)
und Thomas Mendrzik (Vorsitzender ver.di-Bundesfachgruppe Maritime
Wirtschaft) vertreten.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 23.05.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ROHSTOFFE/139: Breites zivilgesellschaftliches Bündnis fordert Umdenken bei neuer deutscher Rohstoffstrategie (idw)


INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Breites zivilgesellschaftliches Bündnis fordert Umdenken bei neuer
deutscher Rohstoffstrategie



[Berlin, 22. Mai 2019] - Am Donnerstag (23. Mai) endet die Frist des
Bundeswirtschaftsministeriums für Stellungnahmen zur Überarbeitung der
deutschen Rohstoffstrategie. Die neue Rohstoffstrategie soll laut
Wirtschaftsministerium auf den sicheren, wettbewerbsfähigen und
verantwortungsvollen Rohstoffbezug fokussieren und die letzte
Rohstoffstrategie aus dem Jahr 2010 ersetzen. Angesichts der massiven
Menschenrechtsverletzungen im Rohstoffsektor in den vergangenen Jahren und
dem Beitrag unseres Rohstoffkonsums zu Artensterben und Klimawandel fordern
die zivilgesellschaftlichen Organisationen von der Bundesregierung, die
Überarbeitung der Rohstoffstrategie zu nutzen, um die deutsche
Rohstoffpolitik grundsätzlich zu reformieren. Jüngste Beispiele, wie
zuletzt ein durch unzureichende Schutzmaßnahmen begünstigter Dammbruch bei
einer Eisenmine in Brasilien, zeigen einmal mehr, dass ein grundlegendes
Umdenken hin zu einem global gerechten und ökologisch tragbaren
Wirtschaften dringend geboten ist. Die absolute Reduktion des
Rohstoffkonsums, die wirksame Umsetzung menschenrechtlicher und
ökologischer Sorgfalt entlang der Rohstofflieferketten sowie der Schutz der
Zivilgesellschaft in den Abbauländern sind zentrale Forderungen des
Bündnisses.

"Die bisherige Rohstoffstrategie ist den sozialen und ökologischen
Herausforderungen unserer Zeit nicht gewachsen", sagt Michael Reckordt,
Koordinator des zivilgesellschaftlichen Netzwerks Arbeitskreis (AK)
Rohstoffe. "Als größter Importeur von Rohstoffen in der EU trägt
Deutschland eine zentrale Verantwortung und muss dieser mit der
Überarbeitung der deutschen Rohstoffstrategie gerecht werden."

"Die Bundesregierung muss Unternehmen gesetzlich dazu verpflichten,
Verantwortung für die Auswirkungen ihrer Geschäfte in der Bergbau- und
Metall-Wertschöpfungskette zu übernehmen, um die Einhaltung von
verbindlichen Sozial- und Umweltstandards sicherzustellen", unterstreicht
Tobias Kind, Programmleiter Metalle und Bergbau beim WWF. "Die Deutsche
Rohstoffstrategie sollte hierfür den Weg ebnen. Das Exportland Deutschland
darf sich bei Fragen der Rohstoffgewinnung nicht aus der Verantwortung
stehlen, sondern muss dem anhaltenden Verlust Biologischer Vielfalt durch
den Abbau von Eisenerz, Bauxit und Co. die Stirn bieten."

"Die Rohstoffstrategie sollte festschreiben, dass sich die Bundesregierung
bei der Revision der EU-Konfliktmineralienverordnung dafür einsetzt,
problematische Schlupflöcher zu schließen", fordert Johanna Sydow,
verantwortlich für Rohstoffpolitik bei Germanwatch. "Die Verordnung ist
zwar das erste Regelwerk, welches ausdrücklich versucht, auch
Menschenrechtsverletzungen im Rohstoffabbau und Handel einzudämmen. Die
Strategie lässt Umweltauswirkungen und viele soziale Konsequenzen außen
vor. Um zumindest Konfliktfinanzierung und Zwangsarbeit wirkungsvoll zu
begrenzen, gilt es bei der Revision weitere Rohstoffe zu berücksichtigen,
die weiterverarbeitende Industrie in die Pflicht zu nehmen und die hohen
Schwellenwerte abzuschaffen."

"Die Bundesregierung subventioniert derzeit mit Milliardensummen die
Batteriezellenfertigung in Deutschland. Dabei darf sie nicht länger
menschenrechtliche Aspekte unter den Teppich kehren", sagt 
INKOTA-Referentin Beate Schurath. "In der Rohstoffstrategie muss die
Bundesregierung endlich Standards für den verantwortungsvollen Bezug von
Rohstoffen verankern. Diese Standards müssen verbindlich sein, bei 
Nicht-Einhaltung müssen Unternehmen mit Sanktionen rechnen. Die Bundesregierung
muss die Vergabe öffentlicher Mittel grundsätzlich als Hebel nutzen, um
Automobilunternehmen und ihre Zulieferer dazu zu bewegen,
menschenrechtliche und ökologische Standards und ein sorgfältiges und
wirksames Risikomanagement entlang der gesamten Rohstofflieferkette
sicherzustellen."

"Es ist höchste Zeit, dass die Politik in den Rohstoffmarkt eingreift. Der
Rohstoffkonsum steigt ständig mit gravierenden Kosten für Umwelt, Natur und
den Menschen", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Im Moment liegt
Deutschland bei 16 Tonnen pro Kopf und Jahr. Kurzlebige Elektronikprodukte,
immer mehr Konsum und die Wegwerfmentalität haben unseren Rohstoffhunger
seit Jahren befeuert und lassen die Abfallberge unnötig wachsen. Die
Bundesregierung muss den absoluten Rohstoffverbrauch senken und den Fokus
auf Abfallvermeidung legen."


Hintergrundinformation zur Rohstoffstrategie

Rohstoffpolitik wurde auf Wunsch der deutschen Industrie als
Querschnittsaufgabe innerhalb der Bundesregierung verankert. Diese
unterschiedlichen Politikressorts arbeiten seit 2007 in einem
Interministeriellen Ausschuss (IMA) Rohstoffe unter der Federführung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie zusammen. 2010 wurde die
bislang aktuelle Rohstoffstrategie veröffentlicht. In ihrem Kern soll sie
vor allem die Versorgungssicherheit der Industrie absichern und setzt unter
anderem auf den Abbau von Handelshemmnissen und Wettbewerbsverzerrungen
sowie die Unterstützung der deutschen Wirtschaft bei der Diversifizierung
ihrer Rohstoffbezugsquellen. Menschenrechtliche und ökologische Aspekte
spielen in ihr eine stark untergeordnete Rolle, obwohl der Bergbau der
Industriesektor mit den meisten Vorwürfen von Menschenrechtsverletzungen
ist. Zivilgesellschaftliche Organisationen haben deshalb die damalige
Rohstoffstrategie stark kritisiert.

Hintergrundinfo AK Rohstoffe

Der Arbeitskreis (AK) Rohstoffe ist ein Netzwerk deutscher
Nichtregierungsorganisationen, die sich für Menschenrechte, soziale
Standards und Umweltschutz einsetzen. Hierzu gehören Umwelt-, Entwicklungs-
und Menschenrechtsorganisationen. Seit 2008 tauscht sich der AK Rohstoffe
regelmäßig aus und diskutiert angesichts der negativen Auswirkungen des
Rohstoffabbaus über Ansätze einer zukunftsfähigen Rohstoffpolitik. Zur
aktuellen Überarbeitung der Rohstoffstrategie der Bundesregierung hat das
Netzwerk im November 2018 eine Stellungnahme abgegeben, die Sie hier
nachlesen können.

Dies ist eine gemeinsame Pressemitteilung von:

Germanwatch, INKOTA-netzwerk, Powershift, NABU, WWF

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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KIRCHE/2203: Päpstliche Akademie für das Leben wirbt für bessere Sterbebegleitung (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 23.05.2019

Päpstliche Akademie für das Leben wirbt für bessere Sterbebegleitung

Bischof Bode: "Als Christen geben wir den Patienten nicht auf"



Die Päpstliche Akademie für das Leben (Vatikan) hat heute (23. Mai 2019) in
Berlin das "PAL-LIFE - Weißbuch zur weltweiten Förderung der
Palliativversorgung" vorgestellt. Es wurde von Experten der
Palliativversorgung aus der ganzen Welt erarbeitet. In dem Weißbuch werden
die wichtigsten Empfehlungen für alle gesellschaftlichen Gruppen
vorgestellt, damit Palliativversorgung weiter entwickelt werden kann.

Der Präsident der Päpstlichen Akademie für das Leben, Erzbischof Vincenzo
Paglia, ist überzeugt, dass sich in der Palliativpflege ein zutiefst
religiöses und auch positives Menschenbild ausdrücke: "Diese Sichtweise ist
die eigentliche Seele und Stärke der Palliativversorgung. Daher ist es mir
eine Freude, an dieser Stelle ein Weißbuch zu präsentieren, das an die
katholischen Universitäten und Krankenhäuser der Welt geschickt werden
wird, um die Kenntnis und Praxis der Palliativversorgung zu unterstützen."
Erzbischof Paglia forderte die Förderung einer "palliativen Kultur". Dabei
gehe es zum einen darum, auf die Versuchungen der Euthanasie und der Tötung
auf Verlangen angemessen zu reagieren. Zum anderen müsse man eine "Kultur
der Sorge" heranreifen lassen, "die es möglich macht, eine liebevolle
Begleitung bis an die Schwelle des Todes anzubieten". Erzbischof Paglia
fügte hinzu: "Auch dort, wo keine Heilung möglich ist, können wir immer
noch den Schmerz und das Leid lindern und uns dieses Menschen annehmen, der
womöglich gerade die schwierigste Zeit seines Daseins durchlebt." Die
Palliativversorgung habe maßgeblich zu einer Wiederentdeckung der
ganzheitlichen Begleitung eines Kranken im Kontext der modernen Medizin
beigetragen.

Bei der Vorstellung des Weißbuchs erklärte der Vorsitzende der Deutschen
PalliativStiftung, Dr. Thomas Sitte: "Dieses Weißbuch repräsentiert den
Konsens führender Experten aus der ganzen Welt. Das Weißbuch soll und kann
eine praxisnahe Grundlage für alle Institutionen bilden, die in irgendeiner
Form an der Gesundheitsversorgung beteiligt sind. Es ist ein Baustein,
hierzu das notwendige, gut fundierte Wissen zu verbreiten, um ruhig und
sachlich erklären zu können, dass wir geschäftsmäßige Beihilfe zur
Selbsttötung in Deutschland nicht zur Leidenslinderung brauchen."

Bischof Dr. Franz-Josef Bode (Osnabrück), Vorsitzender der
Pastoralkommission der Deutschen Bischofskonferenz, würdigte das Weißbuch
als entscheidenden Schritt in der Palliativarbeit. Als Kirche sei es ein
vorrangiges Anliegen, dass Menschen in Würde sterben könnten. "Derzeit
müssen wir ein Wiederaufflammen der Debatte um § 217 StGB erleben, in
der die Selbsttötung als ein Grundrecht und die Beihilfe dazu als eine
allgemein verfügbare Dienstleistung angesehen werden. Wenn so die
Unantastbarkeit der Menschenwürde aufgegeben wird, betonen wir mit
Nachdruck, was für uns ein Sterben in Würde bedeutet und wie wir es
ermöglichen wollen", so Bischof Bode. "Als Christen sind wir den Patienten
nahe und geben sie nicht auf, auch wenn keine Aussicht auf medizinischen
Erfolg mehr besteht; wir wollen ihnen bestmögliche Pflege zuteilwerden
lassen und ihre Schmerzen lindern, ohne den Tod durch eine Behandlung im
Übermaß hinauszuzögern und ohne ihn vorzeitig herbeizuführen." Es sei
wichtig, dass schwer kranke und sterbende Menschen in all ihren
Bedürfnissen - auch in ihren existenziellen Nöten - wahrgenommen würden.
"Die palliative Fürsorge leistet all dies und ist damit die beste Antwort
auf die Suizidwünsche kranker und hilfebedürftiger Menschen, die doch vor
allem auf solidarischen Beistand und Zuwendung angewiesen sind. Sie nimmt
vielen Patienten die Angst vor einem qualvollen Tod", so Bischof Bode.
Gleichzeitig unterstrich er die Notwendigkeit eines flächendeckenden
Ausbaus der Hospiz- und Palliativversorgung in Deutschland. Bischof Bode
würdigte auch die solidarische Sorge, die sich in vielen Einrichtungen des
Gesundheitswesens ausgebildet habe. Bei der Vorstellung des Weißbuchs
sprach er sich für eine Weiterentwicklung der kirchlichen Sterbebegleitung
aus. Dazu gehöre eine multiprofessionelle Zusammenarbeit der Seelsorge mit
den Gesundheitsberufen, die gegenseitige Ergänzung von Haupt- und
Ehrenamtlichen, ein fruchtbarer Diskurs mit Spiritual Care und besonders
auch das Wiederentdecken der Sakramente der Kirche am Lebensende. Es sei
ein großes Anliegen, "die Sakramente, die uns in der Kirche geschenkt
wurden, den vielen Menschen, die zu ihnen keinen Zugang mehr haben, in
neuer und sensibler Weise angeboten werden."


Hintergrund zum Weißbuch und zur Päpstlichen Akademie für das
Leben 

Das Wissen um die Möglichkeiten der Palliativversorgung ist nicht überall
umgesetzt und bekannt. Der Vatikan gibt mit dem Weißbuch wichtige
Empfehlungen, wie sich jede gesellschaftliche Gruppe dafür einbringen kann.
Die Päpstliche Akademie engagiert sich damit für die verletzlichsten
Menschen in der Gesellschaft. Ihnen kann durch die palliative Fürsorge die
Angst vor einem qualvollen Sterben genommen werden. Die Basis der
Versorgung ist ein Zusammenwirken der medizinischen, pflegerischen und
spirituellen Begleitung.

Das Weißbuch betont, dass alle Beteiligten des Gesundheitssystems
mitverantwortlich sind, den Zugang zur Leidenslinderung und damit
Palliativversorgung als Grundrecht der Patienten und ihrer Familien
sicherzustellen. Jährlich leiden und sterben über 25 Millionen Menschen
unter lebensbedrohlichen und lebensverkürzenden Krankheiten. Die große
Mehrheit dieser Menschen lebt in Ländern mit niedrigem oder mittlerem
Einkommen und hat keinerlei Zugang zu angemessener Leidenslinderung.

Regierungen und Gesundheitsversorger, gleich, ob sie religiös oder weltlich
orientiert sind, können dieses Weißbuch als eine Checkliste einsetzen, die
ihnen hilft, grundlegende Strategien zu entwickeln und umzusetzen, damit
die Sorge für die leidenden Patienten und deren Familien auch bei
lebensbegrenzender Krankheit verbessert wird.

Das PAL-LIFE-Projekt geht auf eine Initiative des früheren
Bundesgesundheitsministers Hermann Gröhe und der Deutschen
PalliativStiftung anlässlich eines Besuches in Rom im Herbst 2016 zurück.

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat eine international anerkannte
Definition für Palliative Care vorgenommen. Sie ist im Internet verfügbar
unter http://www.who.int/cancer/palliative/definition/en/. Im Weißbuch
findet sich auch eine ausführliche deutsche Übersetzung.


Hinweise:

"PAL-LIFE - Weißbuch für die weltweite Förderung der Palliativversorgung"
wurde zunächst auf Englisch veröffentlicht, die deutsche Übersetzung kann
ab sofort von der Website www.pal-life.org heruntergeladen werden und ist
für Multiplikatoren auch kostenlos erhältlich (E-Mail: pressestelle@dbk.de
oder info@palliativstiftung.de).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 023 vom 23. Mai 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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SCHACH-SPHINX/06936: Naivität hat ihren Preis (SB)


Weiß der Teufel, was sich der Nachziehende zuletzt bei 1...Sb4-c2?
gedacht hatte! Aber der Verstand wird ja oft von der Gier
überschattet, und gierig war der schwarze Springer wohl geworden, als
er seine Hufe nach dem Eckturm streckte. Dabei hatte er die
Eröffnungsphase alles in allem ganz gut behandelt. Seine Läufer
standen auf starken Positionen, Weiß war mit seinen Figuren ein wenig
aus dem Tritt gekommen. Ihnen fehlte das rechte Ziel zur Entfaltung
der Kräfte. Der verfehlte Springerzug schüttete dann Öl ins Feuer und
im Nu stand die schwarze Stellung in Brand. Hatte der Nachziehende
tatsächlich angenommen, daß Weiß die Falle im heutigen Rätsel der
Sphinx nach 2.Ta1-c1 Sc2xd4 3.Sf3xd4 Sc6xd4 4.Dd1xd4 Ld6xh2+ übersah?
Für diese Naivität zahlte Schwarz einen hohen Preis, den höchsten in
einer Partie. Kaum zehn Züge später mußte er die Partie aufgeben,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06936: Naivität hat ihren Preis (SB)]



Matochin - Smirnow

UdSSR 1967


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wissen ist Macht, und wer mehr über seinen Gegner weiß, kommt leichter
zum Ziel. Kasparow nutzte den Wissensvorsprung, um seinen Kontrahenten
Nunn mit 1.Sf3-h4! f5xe4 2.Sh4-f5 Dd6-d7 3.Sc3xe4 Kg8-h8 - 3...b7-b6
4.Ta4-a3! und der Turm schwenkt zum Königsangriff über - 4.Se4xc5 zur
Kapitulation zu zwingen. Nunn verging die Lust zum Weiterspielen
angesichts der deprimierenden Folgemöglichkeit 4...Dd7xd5 5.Dd1xd5
Sb4xd5 6.Sc5-e6 Tf8-f7 7.Ta4-d4! Sd5-b6 8.Se6xg7 Tf7xg7 9.Sf5xg7
Kh8xg7 10.Td4-b4.



Erstveröffentlichung am 24. Mai 2006
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FREILICHTBÜHNE/047: Unna - Shakespeare im Park vom 25. bis zum 28. Juli 2019


Stadt Unna

Vorverkauf für SHAKESPEARE IM PARK



Kreisstadt Unna. Der Vorverkauf für die vier Outdoor-Vorstellungen der
Shakespeare-Komödie "Wie es Euch gefällt", die vom 25. bis zum 28.
Juli auf dem alten Westfriedhof stattfinden sollen, beginnt am
kommenden Mittwoch, den 15. Mai 2019.

Karten in drei Preiskategorien werden zu den Öffnungszeiten im i-Punkt
im zib abgegeben, so lange der Vorrat reicht. Eine Vorreservierung per
Telefon oder E-Mail ist aufgrund der großen Nachfrage leider vor dem
15. Mai bis 14.00 Uhr nicht möglich. Die Abgabe der Karten ist pro
Person auf vier Stück begrenzt.

Bereits zum sechsten Mal inszeniert André Decker, künstlerischer
Leiter vom theater narrenschiff (tn), dieses beliebte Sommerspektakel
eigens für das Unnaer Summertime-Programm. Mit "Wie es Euch gefällt"
präsentiert das tn-Ensemble eine der beliebtesten Komödien von William
Shakespeare, wie immer voller Magie, Tanz und Gesang unterm
Sternenhimmel.

Verkleidet als junger Mann und begleitet von der treuen Cousine Celia
und dem Hofnarren Touchstone folgt die verbannte Rosalind ihrer
ebenfalls verbannten Mutter, der Herzogin, in den Wald von Arden. Dort
trifft das Trio auf eine Gruppe von Schäfern, die sie beherbergen und
schnell in Liebeswirren verstricken. Als dann auch noch Rosalinds
heimlicher Schwarm Orlando auftaucht und die Verkleidete um Ratschläge
gegen Liebeskummer bittet, ist das Gefühls-Chaos komplett...

Shakespeare im Park: WIE ES EUCH GEFÄLLT

Do, 25. Juli / Fr, 26. Juli / Sa, 27. Juli / So, 28. Juli, jeweils
20.30 Uhr

Westfriedhof (Zugang über Platz der Kulturen)

Open-Air-Karten zu 10 Euro / 8 Euro (Sitzplatz) und 6 Euro/ 4 Euro
(Stehplatz) sind ab dem 15. Mai ausschließlich im i-Punkt Unna 

erhältlich und können dort bei wetterbedingter Absage der Aufführung
bis einschließlich 31. August 2019 erstattet werden. (Umtausch in
andere Veranstaltungskarten nicht möglich.)

 "Premium"-Karten zu 15 Euro /12 Euro berechtigen im Regenfall zum
Indoor Vorstellungsbesuch im theater narrenschiff.

Informationen: i-Punkt Unna im zib 02303/103-777

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 8. Mai 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/915: Cuxhaven - Eva Eiselt "Vielleicht wird alles vielleichter?" am 6.6.19


Stadt Cuxhaven

Eva Eiselt: "Vielleicht wird alles vielleichter?"



Am Donnerstag, 06. Juni 2019, ab 19:30 Uhr erwartet Sie ein
hinreißender Abend mit Eva Eiselt im Schloss Ritzebüttel,
Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven.

Ja, ja, die Welt wird immer komplexer. Alles dreht sich immer
schneller. Man versteht ja so wenig. Aber eine Frau hält dagegen und
vermutet: "Vielleicht wird alles vielleichter". Denn brauchen wir
eigentlich, was wir suchen? Wäre weniger viel nicht viel mehr? Nach
welcher Vielosophie leben wir? Fragen über Fragen, aber
glücklicherweise hat die Eva ein wenig vom Baum der Erkenntnis
genascht und kommt zu überraschenden Ergebnissen, nicht zuletzt wegen
einer Apfelallergie...

Das Kölner Energiebündel spielt sich in einer atemberaubenden
kabarettistischen Revue in Herz und Hirn des Publikums. Zwischen
deutscher Eiche und Selfie-Stange, zwischen Saunaaufguss und
Grillfesten, zwischen Kulturmanagement und Kinderspielplatz bleibt
wahrlich kein Thema vor Eva und ihren zahlreichen Alter Egos sicher.
Eva Eiselt ist zurück und für Sie da und zwar mit ihrem brandneuen und
einzigartigen Mix aus Kabarett, Theater, Parodie und einer Prise
positiven Wahnsinns. Und: Eva nimmt vielleicht kein Blatt vor den
Mund, aber dafür spielt sie einen Baum, versprochen! Klingt
anspruchsvoll? Ach, warten Sie ab, vielleicht wird alles viel
leichter.

Eine Frau spielt sich um Kopf und Fragen!

Eintrittskarten für dieses Erlebnis gibt es im Vorverkauf in der
Kulturinformation, Schlossgarten 4, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet
Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) und online unter
www.cuxhaven.de/tickets. Eventuelle Restkarten sind am
Veranstaltungsabend ab 18:30 Uhr an der Abendkasse im Schloss
Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12) erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 22. Mai 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1280: Theater Erlangen - Draussen vor der Tür, 4. + 6.6.2019


THEATER ERLANGEN

Draussen vor der Tür

Heimkehrdrama von Wolfgang Borchert (ab 14)

LETZTE VORSTELLUNGEN

04.06.19 | 20.00 Uhr | Garage

06.06.19 | 20.00 Uhr | Garage



Beckmann kommt nach drei Jahren Kriegsgefangenschaft zurück in ein
zertrümmertes Deutschland - er hat alles verloren, nur die
Verantwortung wird er nicht los. Ein Schauspieler und ein Musiker
führen Beckmann in dieser konzentrierten, poetischen Fassung schlüssig
ins Heute.

Regie: Maria Sendlhofer

Mit ... Enrique Fiß, Niklas Handrich

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





KOMMERZ/211: Die Prada Gruppe verzichtet auf Echtpelz und tritt dem Fur Free Retailer Program bei (TSB)


Deutscher Tierschutzbund e.V. - Pressemitteilung vom 22. Mai 2019

Die Prada Gruppe verzichtet auf Echtpelz und tritt dem Fur Free Retailer
Program bei

Der Deutsche Tierschutzbund begrüßt diesen Schritt



Mailand / Bonn - Die Prada Gruppe hat heute angekündigt, mit Start der
Frühjahrs- bzw. Sommerkollektion 2020 keine Tierfelle mehr in ihren
Entwürfen und neuen Produkten zu verwenden. Der noch vorhandene Bestand an
Echtpelzprodukten wird abverkauft. Die Bekanntgabe der Prada Gruppe
resultiert aus der Zusammenarbeit mit der Fur Free Alliance (FFA), einem
Zusammenschluss von über 50 Tierschutzorganisationen aus mehr als 40
Ländern, und konstruktiven Gesprächen zwischen der Luxusmarke und den FFA-
Mitgliedern LAV und The Humane Society of the United States.

"Nach vielen anderen Modeunternehmen und großen Labels denkt Prada um und
macht einen wichtigen Schritt", kommentiert Dr. Henriette Mackensen,
Expertin für Pelztiere beim Deutschen Tierschutzbund. "Klar ist:
Verbraucher akzeptieren nicht länger, dass für Mode und modische
Accessoires Tiere auf brutale Weise gehalten und getötet werden. Diese
Tatsache kommt hoffentlich bald in den Köpfen aller Modeschöpfer und -
unternehmen an."

"Der Prada Gruppe geht es um Innovation und soziale Verantwortung und mit
unserem Bekenntnis zur Pelzfreiheit - einer Folge positiver Gespräche mit
der Fur Free Alliance, vor allem mit LAV und The Humane Society of the
United States - erweitern wir unser Engagement", sagt Miuccia Prada. "Indem
sich das Unternehmen auf innovative Materialien fokussiert, können wir uns
neuer Möglichkeiten des kreativen Designs widmen und gleichzeitig der
Nachfrage nach ethisch hergestellten Produkten nachkommen."
[* Original-Zitat s. unten]

"Die Fur Free Alliance begrüßt es ausdrücklich, dass die Prada Gruppe
pelzfrei werden will", sagt Joh Vinding, Vorsitzender der Fur Free
Alliance. "Mitsamt ihrer Marken schließt sich die Prada Gruppe einer
wachsenden Liste pelzfreier Firmen an und reagiert damit auf die
veränderten Einstellungen und Forderungen der Verbraucher, was den Umgang
mit Tieren angeht."

Brigit Oele, Programmdirektorin der Fur Free Alliance, sagt: "Die Prada
Gruppe war eines der Unternehmen, das den Schritt zur Pelzfreiheit sehr
schnell vollzogen hat. Der gemeinsame Dialog hat vor etwas mehr als einem
Jahr begonnen. Dem Fur Free Retailer Program haben sich bereits 1000
Unternehmen angeschlossen, was zeigt, dass die weltweite Bewegung schnell
an Dynamik zulegt. Es ist sehr unwahrscheinlich, dass Echtpelz jemals
wieder als akzeptierter Trend zurückkehren wird. Dies ist ein großer Tag
für die Tiere!"

[*] Original-Zitat: "The Prada Group is committed to innovation and
social responsibility, and our fur-free policy - reached following a
positive dialogue with the Fur Free Alliance, in particular with LAV and
the Humane Society of the United States - is an extension of that
engagement", said Miuccia Prada. "Focusing on innovative materials will
allow the company to explore new boundaries of creative design while
meeting the demand for ethical products."


Fur Free Alliance

Der internationale Zusammenschluss von über 50 Tierschutzorganisationen,
welche zusammen arbeiten, um die Ausbeutung und Tötung von Tieren wegen
ihres Fells zu beenden. Die FFA repräsentiert Millionen an Unterstützern
weltweit.

Das Fur Free Retailer Programm wird in über 30 Ländern betrieben und ist
eine internationale Initiative der Fur Free Alliance. Es ist das weltweit
führende Programm, um pelzfreie Unternehmen mit Kunden zu vernetzen, die
nach ethisch hergestellten Produkten suchen. 

www.furfreealliance.com

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 22. Mai 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





EUROPA/066: Vernichtende Artenschutz-Bilanz für die EU-Mitgliedstaaten (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 22. Mai 2019

NABU: Vernichtende Artenschutz-Bilanz für die EU-Mitgliedstaaten


Tschimpke: Europawahl muss Weckruf sein - BirdLife-Studie: Ziele für
2020 kaum noch erreichbar



Berlin/Brüssel - Das weltgrößte Naturschutznetzwerk BirdLife
International, dem auch der NABU angehört, stellt am morgigen
Donnerstag in Brüssel einen Fortschrittsbericht zur
EU-Biodiversitätsstrategie vor. Auf dem Prüfstand: Die 28
Mitgliedstaaten und die EU-Kommission, die 2011 festgelegt hatten, wie
sie bis 2020 das global vereinbarte Ziel erreichen wollen, den
Rückgang der biologischen Vielfalt aufzuhalten und eine Erholung der
Artenvielfalt einzuleiten.

Das Ergebnis ist alarmierend. Bei mehr als der Hälfte der 37
vereinbarten Maßnahmen ist kein ausreichender Fortschritt zu
verzeichnen. Vor allem dort, wo Ressorts außerhalb der
Umweltministerien gefragt sind, versagen die EU-Staaten auf ganzer
Linie, insbesondere bei der Reform der natur- und klimaschädlichen
Agrarpolitik, so das Fazit des Berichts.

NABU-Präsident Olaf Tschimpke: "EU-Kommission und Mitgliedstaaten
müssen endlich aufhören, sich selbst zu belügen. Jede noch so gute
Biodiversitätsstrategie läuft ins Leere, wenn die Maßnahmen nicht
umgesetzt werden, weil hierfür der Zuständigkeitsbereich des
Umweltressorts verlassen werden muss. Der Bericht des
Weltbiodiversitätsrates IPBES hat Anfang Mai unmissverständlich klar
gemacht, dass der Planet auf einen Artenkollaps zusteuert. Die Zeit
für wohlfeile Reden ist vorbei. Mächtige Mitgliedstaaten wie
Deutschland und die nächste EU-Kommission müssen endlich handeln und
nicht ständig den Wünschen der Agrarlobby beugen."

Der NABU fordert zu der aktuell in Brüssel stattfindenden
Biodiversitätskonferenz der EU-Kommission, dass EU und Mitgliedstaaten
ihre eigene Biodiversitätsstrategie endlich umsetzen. Der 
BirdLife-Bericht nennt wichtige Maßnahmen, die noch vor 2020 ergriffen werden
können und müssen, um den Artenschwund einzudämmen. Dazu zählen ein
verstärkter Fokus auf Vertragsverletzungsverfahren zum Schutz des
Natura 2000-Netzwerks, Notfallmaßnahmen der EU-Kommission zum Schutz
stark überfischter Fischbestände, oder die Erarbeitung eines 
EU-Verzeichnisses von umweltschädlichen Subventionen.

Der NABU ruft die Bürgerinnen und Bürger auf, bei der Europawahl am
26. Mai ihre Stimme abzugeben und ein Signal für mehr Umweltschutz in
Europa zu setzen.

Raphael Weyland, NABU-Büroleiter in Brüssel: "Trotz aller Kritik - die
EU hat Erfolgsgeschichten für den Naturschutz geschrieben, etwa das
Netzwerk Natura 2000. Mit ihrem Gerichtshof ist sie zudem Garant, dass
beispielsweise bei Infrastrukturprojekten Mindeststandards eingehalten
werden. Jetzt kommt es darauf an, Parteien zu wählen, die den Umwelt-
und Naturschutz ernst nehmen."

Die vom NABU unterstützte Kampagne #natürlichEuropa des Deutschen
Naturschutzrings (DNR) hat Wahlprüfsteine veröffentlicht, die große
Unterschiede in den Wahlprogrammen ausmachen.




Mehr Infos:

BirdLife-Fortschrittsbericht und Zusammenfassung (Englisch):

www.birdlife.org/sites/default/files/attachments/eu_biodiversity_assessment_2020_executive_summary.pdf


www.birdlife.org/sites/default/files/attachments/eu_biodiversity_strategy_2020_birdlife_report.pdf


EU-Biodiversitäts-Strategie bis 2020: 

http://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/strategy/index_en.htm

 EU-Biodiversitäts-Konferenz: 

https://cor.europa.eu/en/events/Pages/conference_biodiversity-and-ecosystem-services.aspx 

NABU-Wahlversprechen: www.nabu.de/europa 

www.natürlicheuropa.de

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 55/19, 22.05.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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MASSNAHMEN/370: Schluss mit Plastikgeschirr (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 21. Mai 2019

Schluss mit Plastikgeschirr: Dem Verbot von Einweg-Plastikprodukten
müssen Ziele zur Abfallvermeidung und Wiederverwendung folgen

EU-Ministerrat verabschiedet Verbot von Plastikstrohhalmen,
Einweg-Besteck und Tellern - Erster wichtiger Schritt gegen die
Vermüllung der Umwelt - Um das Plastikproblem in der Gesamtheit zu
lösen, sind höhere Kosten für Plastik, verbindliche Ziele zur
Abfallvermeidung und Wiederverwendung sowie die Ausweitung des
Einwegpfandes notwendig



Berlin, 21.5.2019: Am heutigen Dienstag hat der Ministerrat der
Europäischen Union in Brüssel die Richtlinie zur Verringerung der
Auswirkungen von Plastikprodukten auf die Umwelt endgültig
verabschiedet. Dazu sagt die Stellvertretende Bundesgeschäftsführerin
der Deutschen Umwelthilfe (DUH) Barbara Metz:

"Die endgültige Verabschiedung der Richtlinie zu
Einweg-Plastikprodukten ist ein wichtiges Signal gegen unnötige
Abfallberge und die Verschmutzung unserer Umwelt. Innerhalb von zwei
Jahren müssen die EU-Mitgliedstaaten nun das Verbot von
Plastik-Einwegprodukten, wie Strohhalmen, Besteck, Wattestäbchen oder
Einwegbechern aus expandiertem Polystyrol umsetzen. Deutschland sollte
beispielhaft vorangehen, die Verbote unverzüglich umsetzen und nicht
bis zum Ende der Umsetzungsfrist 2021 warten. Zur Lösung des
Gesamtproblems von zu viel Plastikabfall reicht das Verbot einiger
Einwegprodukte jedoch nicht aus. Hierzu sind ein verbindliches
Abfallvermeidungsziel, die Umsetzung der Mehrwegquote für
Getränkeverpackungen, Wiederverwendungsquoten für alle
Verkaufsverpackungen und eine deutliche Verteuerung von Kunststoffen
aus Neumaterial notwendig. Auch das Einwegpfand auf Plastikflaschen
und Dosen sollte unabhängig vom Getränk erhoben werden, damit weniger
Müll in der Umwelt landet. Bundesumweltministerin Svenja Schulze
sollte den Schwung aus Brüssel mitnehmen und nachlegen."

Für Deutschland fordert die DUH bis 2030 die Reduktion des
Verpackungsabfalls um mehr als die Hälfte auf 90 kg pro Kopf und Jahr
sowie eine Umsetzung der Mehrwegquote von 70 Prozent für
Getränkeverpackungen aus dem Verpackungsgesetz. Über
Getränkeverpackungen hinaus sollte für Lebensmittel- und andere
Verkaufsverpackungen eine Wiederverwendungsquote von 15 Prozent bis
zum Jahr 2025 und 30 Prozent bis zum Jahr 2030 festgelegt werden. Auf
Plastiktüten, Wegwerfbecher sowie Einweg-Getränkeflaschen aus Plastik,
die bislang nicht auf der EU-Verbotsliste stehen, sollte eine Abgabe
von 20 Cent erhoben werden.

In Deutschland werden Einwegplastikflaschen für Säfte und Nektare nach
wie vor nicht bepfandet. Jedes Jahr landen deshalb Millionen Flaschen
unnötigerweise in der Restmülltonne oder der Umwelt. Umweltministerin
Schulze muss nachbessern und Plastikflaschen für Säfte und Nektare in
die Pfandpflicht einbeziehen. Um generell einen möglichst sparsamen
Umgang mit Kunststoffen zu erreichen, sollte entweder eine
Ressourcensteuer eingeführt oder die Lizenzentgelte dauerhaft auf ein
hohes Niveau mit ausreichend starker Lenkungswirkung gebracht werden.

Hintergrund:

Die Richtlinie zur Verringerung der Auswirkungen von Plastikprodukten
auf die Umwelt soll dazu beitragen, dass die Meere weniger vermüllt
werden. Vom europäischen Markt verschwinden sollen ab 2021 unter
anderem Plastikteller und -besteck sowie Strohhalme, Luftballonstäbe
und Wattestäbchen aus Kunststoff. Auch Behälter und Becher aus
aufgeschäumtem Polystyrol sollen verboten werden, ebenso Produkte aus
sogenanntem oxo-abbaubarem Kunststoff. Dieses Material zerfällt
besonders schnell zu Mikroplastik und kann die Umwelt und Gesundheit
belasten.

Die Neuregelung schreibt außerdem vor, dass bis 2029 mindestens 90
Prozent der Plastikflaschen für ein Recycling getrennt gesammelt
werden müssen. Zudem wird festgelegt, dass neu produzierte
Plastikflaschen bis 2025 zu mindestens 25 Prozent aus recyceltem
Material bestehen müssen. Hersteller werden ebenfalls verpflichtet,
sich an den Kosten von Reinigungsaktionen, etwa an Stränden, zu
beteiligen. Dies gilt insbesondere für die Tabakindustrie, da
zahlreiche Zigarettenfilter in der Umwelt landen.




Links:

Informationen zu einer deutschen Plastikstrategie

www.duh.de/projekte/plastikstrategie/

Plastik im Meer

https://www.duh.de/plastik-im-meer/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 21.05.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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VERPACKUNG/286: 5.300 verbrauchte Einwegbecher pro Minute (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 21. Mai 2019

5.300 verbrauchte Einwegbecher pro Minute: Deutsche Umwelthilfe
fordert Abgabe und verbindliches Reduktionsziel zum Stopp der
Kaffeebecherflut

Neue Studie des Umweltbundesamtes belegt Ausmaß des Problems mit
Einwegbechern in Deutschland: jährlicher Verbrauch von 2,8 Milliarden
Einwegbechern für Heiß- und 3 Milliarden für Kaltgetränke im
Außer-Haus-Konsum - Einwegbecher werden besonders oft in der Umwelt
gefunden und verschmutzen öffentliche Plätze, Parks und die Natur -
Nur ein Bruchteil der Einwegbecher wird recycelt - Deutsche
Umwelthilfe fordert Abgabe von mindestens 20 Cent auf Einwegbecher, 10
Cent auf Einwegdeckel und die Einführung eines verpflichtenden
Reduktionsziels von 70 Prozent bis 2022



Berlin, 21.5.2019: Das Bundesumweltministerium hat am heutigen
Dienstag, den 21. Mai 2019, neue Zahlen zum Einwegbecherverbrauch in
Deutschland veröffentlicht. Demnach wurden im Jahr 2016 2,8 Milliarden
Einwegbecher für Heißgetränke und 3 Milliarden Einwegbecher für
Kaltgetränke Außer-Haus verbraucht. Das entspricht einem jährlichen
Pro-Kopf-Verbrauch von insgesamt 70 Wegwerfbechern (34 Einwegbecher
für Heiß- und 36 für Kaltgetränke). Durch die ständige Neuherstellung
von Einwegbechern werden Ressourcen vergeudet, das Klima belastet und
die Umwelt verschmutzt. Um das Becherproblem zu lösen, fordert die
Deutsche Umwelthilfe (DUH) eine Abgabe von mindestens 20 Cent auf
Einwegbecher, 10 Cent auf Einwegdeckel und die Einführung eines
verpflichtenden Reduktionsziels von 70 Prozent bis 2022 im Vergleich
zum Becherverbrauch in 2016. Große Coffee-to-go-Ketten, Bäckereien und
Kantinenbetreiber sollen ein flächendeckendes System mit
Mehrwegpfandbechern aufbauen.

"Pro Minute fallen in Deutschland 5.300 Einwegbecher für Kaffee, Tee
und andere Heißgetränke an. Über das gesamte Jahr ergibt dies einen
Abfallberg aus 2,8 Milliarden Bechern. Das ist ein Grund zur Sorge,
denn für deren Herstellung werden nicht nur Ressourcen verschwendet
und das Klima belastet. Genau diese Becher landen auch besonders
häufig in der Umwelt. Wir brauchen deshalb ambitionierte gesetzliche
Regelungen, die viel wirksamer sind, als es freiwillige Vereinbarungen
mit der Wirtschaft je sein könnten. Wir fordern die Einführung eines
verpflichtenden Reduktionsziels von 70 Prozent und einer Abgabe auf
Einwegbecher und Deckel. Selbstverpflichtungen haben bisher noch kein
Umweltproblem nachhaltig gelöst", sagt die Stellvertretende
DUH-Bundesgeschäftsführerin Barbara Metz.

"Als Alternative zu Einwegbechern können Verbraucher ihren Kaffee
klassisch vor Ort aus einer Tasse trinken, ihren eigenen Mehrwegbecher
zur Wiederbefüllung mitbringen oder das Getränk aus einem
Mehrwegbecher mit Pfand genießen, den viele Coffee-to-go-Anbieter
gleichermaßen nutzen. Allerdings beteiligen sich an besonders
verbraucherfreundlichen Mehrwegbechersystemen mit Pfand bislang kaum
große Coffee-to-go-Ketten. Das ist jedoch notwendig, damit eine
Flächendeckung bei den Rückgabestellen erreicht wird. Je einfacher die
Becherrückgabe, desto größer die Akzeptanz bei den Verbrauchern. Eine
Abgabe und ein ambitioniertes Reduktionsziel für Einwegbecher würde
insbesondere die Teilnahme von großen Kaffeehausketten und
Kantinenbetreibern an Pool-Bechersystemen massiv vorantreiben",
erklärt der DUH-Leiter für Kreislaufwirtschaft Thomas Fischer.

Die vorgestellte Studie des Umweltbundesamtes belegt außerdem
ökologische Vorteile von Pool-Mehrwegbechern aus Kunststoff bereits
nach rund 20 Wiederbefüllungen gegenüber Einwegbechern. Bei der
Nutzung von Mehrwegbechern ist allerdings darauf zu achten, dass keine
Einwegdeckel verwendet werden. Bei individuellen Mehrwegbechern kann
ab einem Jahr Nutzungsdauer von mehr als 50 Wiederverwendungen
ausgegangen werden, wodurch die Umweltlasten aus der Herstellung und
Entsorgung nicht mehr ins Gewicht fallen.

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 21.05.2019

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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VERPACKUNG/285: Mehrweg statt Einweg für Kaffee und Co. (UBA)


Umweltbundesamt - Presse-Information vom 21. Mai 2019

Mehrweg statt Einweg für Kaffee und Co.

Studie: Einwegbecherverbrauch könnte in drei Jahren um die Hälfte
sinken



Die Deutschen nutzen für Heißgetränke jährlich 2,8 Milliarden
Einwegbecher, das entspricht 34 Bechern pro Kopf. Oft landen die
Becher und Deckel nach kurzer Zeit in der Umwelt, weil sie achtlos
weggeworfen werden oder aus überquellenden Mülleimern fallen. Eine
aktuelle Studie des Umweltbundesamtes (UBA) schlägt nun vor, auf
Mehrwegsysteme zu setzen und einen 'Litteringfonds' einzurichten, aus
dessen Mitteln die Reinigung der vermüllten Umwelt finanziert wird.
Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamtes: "Jeder
Einwegbecher, der genutzt wird, ist einer zu viel. Einwegbecher
verschwenden Ressourcen und verschmutzen unsere Umwelt. Mehrwegbecher
sind hier der richtige Weg." 60 Prozent der Einwegbecher sind
kunststoffbeschichtete Papierbecher, die restlichen 40 Prozent reine
Kunststoffbecher. Zusätzlich fallen etwa 1,3 Milliarden 
Einweg-Kunststoffdeckel an. Alleine die kunststoffbeschichteten 
Pappbecher, klassische 'Coffee-to-go'-Becher, füllen pro Jahr acht 
Millionen typischer Stadt-Mülleimer.

Die Studie schlägt vor, mit der Wirtschaft zu vereinbaren, dass im 'to
go' Sektor Mehrwegbecher ausgegeben werden. Dies sollte die Regel sein
und nicht nur auf Nachfrage geschehen. Zudem sollten Kaffee und andere
Heißgetränke aus Mehrwegbechern billiger sein als aus Einwegbechern.
Die Studie zeigt auch, dass Deckel einen hohen Anteil an
Energieverbrauch und Umweltverschmutzung haben. Daher ist es sinnvoll,
keine Einwegdeckel mit den Mehrwegbechern auszugeben. Für die
Mehrwegbecher sollten die Vorgaben des Blauen Engels für
Mehrwegbechersysteme verwendet werden. Die Gelder aus dem
'Litteringfonds' sollen sowohl für die Reinigung des öffentlichen
Raums als auch für Informationskampagnen verwendet werden. Einzahlen
müsste, wer Einwegbecher in Verkehr bringt.

Laut Studie könnte so der Verbrauch von Einweggetränkebechern
innerhalb von drei Jahren um 50 Prozent sinken. Sofern keine
anspruchsvolle Vereinbarung mit der Wirtschaft zustande kommt, sollten
verbindliche Maßnahmen rechtlich vorgeschrieben werden.

Ökobilanzielle Position von Einweg- und Mehrwegbechern: Alle
Einwegbecher bestehen aufgrund der Beschichtung oder der Deckel
teilweise oder auch ganz aus Kunststoff. Landen Einwegbecher nicht im
Müll, sondern in der Landschaft, führt dies dazu, dass immer auch
Kunststoff vor allem in Böden und Gewässer gelangt. Daneben schadet
aber auch die Herstellung der Becher der Umwelt, weil Energie genutzt
und Rohstoffe verbraucht werden. Mehrwegbecher, entweder vom Geschäft
ausgegeben oder selber mitgebracht, schneiden bei entsprechend
mehrfachem Gebrauch deutlich besser ab, sowohl hinsichtlich der
ökobilanziellen Bewertung, als auch bei der Abfallproduktion. Je öfter
die Becher genutzt werden, desto besser wird die Umweltbilanz. Eine
Mindestanzahl an zehn Umläufen errechnet die Studie, damit sich der
Herstellungsaufwand lohnt. Dabei ist das Material des Bechers nicht
entscheidend, da bei einer häufigen Nutzung vor allem der Spülvorgang
relevant für die Ökobilanz ist. Für eine optimale Umweltbilanz sollten
Mehrwegbecher ohne Einwegdeckel ausgegeben werden und mit Strom aus
erneuerbaren Energien gespült werden.

Einwegbecher als Müll: Einwegbecher gehören zu den zehn
kunststoffhaltigen Einwegprodukten, die am häufigsten an europäischen
Stränden und in europäischen Meeren gefunden werden. Dies ist ein
klares Zeichen für den hohen Eintrag in die Umwelt, der nicht nur in
den Meeren problematisch ist. Für die Abfallwirtschaft selbst ist vor
allem das Abfallvolumen der Papierbecher im 'to go' Sektor ein
Problem: Es beträgt bis zu 15 Prozent des Volumens der vorhandenen
Abfalleimer im städtischen Bereich. Das sind 400 000 ml im Jahr und
entspricht damit dem Füllvolumen von rund 8 Millionen typischer 50
Liter Mülleimer im städtischen Umfeld.



Links

Blauer Engel für Mehrwegbechersysteme

https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/auf-einen-kaffee-dem-blauen-engel

Informationen zur EU-Einwegkunststoffrichtlinie

http://www.umweltbundesamt.de/themen/weniger-plastik-in-der-umwelt-eu-verabschiedet

Informationen zu den Beteiligungspflichten nach Verpackungsgesetz


http://www.verpackungsregister.org/

Publikationen

Untersuchung der ökologischen Bedeutung von Einweggetränkebechern im
Außer-Haus-Verzehr und mögliche Maßnahmen zur Verringerung des
Verbrauchs

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/oekologische-bedeutung-einweggetraenkebecher
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VERPACKUNG/284: 3.700 Plastiktüten pro Minute - Deutsche Umwelthilfe unterstützt Verbotsforderung (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 17. Mai 2019

3.700 Plastiktüten pro Minute: Deutsche Umwelthilfe unterstützt
Verbotsforderung von Entwicklungsminister Gerd Müller

Aktuelle Verbrauchszahlen belegen das Ausmaß des
Plastiktütenverbrauchs: 2018 wurden in Deutschland zwei Milliarden
Stück verbraucht - Plastiktüten sind eine Umweltsünde und
Ressourcenfresser: Sie werden besonders oft in der Umwelt gefunden und
stellen eine Gefahr für Meereslebewesen dar - Deutsche Umwelthilfe
fordert Verbot von Plastiktüten oder eine Abgabe von mindestens 22
Cent - Knapp drei Viertel der Deutschen sprechen sich für ein Verbot
aus



Berlin, 17.5.2019: Der Handelsverband Deutschland (HDE) hat heute, 17.
Mai 2019, neue erschreckende Zahlen zum Plastiktütenverbrauch in
Deutschland veröffentlicht. Demnach wurden 2018 zwei Milliarden Stück
verbraucht, was einem jährlichen Pro-Kopf-Verbrauch von 24 Tüten
entspricht. Im Jahr 2017 wurden von jedem Bürger durchschnittlich 29
Stück im Jahr genutzt. Dazu sagt die Stellvertretende
Bundesgeschäftsführerin der Deutschen Umwelthilfe (DUH) Barbara Metz:

"Zwei Milliarden verbrauchte Plastiktüten pro Jahr sind nach wie vor
ein Grund zur Sorge. Pro Minute fallen in Deutschland 3.700 Stück als
Abfall an. Für deren Herstellung werden nicht nur begrenzt vorhandene
fossile Ressourcen vergeudet und das Klima belastet, sondern sie
werden auch vielfach in der Umwelt entsorgt - gerade in urbanen
Ballungsräumen und touristischen Regionen. Plastiktüten tragen in
erheblichem Maße zur Verschmutzung unserer Meere bei und werden zur
tödlichen Gefahr für viele Meereslebewesen. Deshalb sollte die
Plastiktüte der Vergangenheit angehören. Tag für Tag zeigen Millionen
Verbraucher, dass es ohne geht. Anders als die eigentlich
verantwortliche Umweltministerin Svenja Schulze, fordert
Entwicklungsminister Gerd Müller ein sofortiges Plastiktütenverbot in
Deutschland. Wir unterstützen den Verbotsvorschlag und fordern Svenja
Schulze auf, beim Umweltschutz nicht zu bremsen, sondern zu gestalten.
Hierzu sind wirksame rechtliche Reglungen statt freiwilliger Deals mit
der Wirtschaft notwendig."

Gemäß einer repräsentativen Umfrage des Meinungsforschungsinstituts
Civey begrüßen fast drei Viertel der Deutschen ein Verbot von
Plastiktüten. Erfahrungen aus Irland zeigen zudem, dass auch eine
ausreichend hohe Abgabe auf Plastiktüten ähnlich wirksam ist wie ein
Verbot. Deshalb käme nach Einschätzung der DUH auch eine Abgabe in
Höhe von mindestens 22 Cent pro Plastiktüte als wirksames Instrument
zu deren Vermeidung in Betracht.



Links:

Problem Plastiktüte

https://www.duh.de/themen/recycling/plastik/plastiktueten/

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 17.05.2019
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GENTECHNIK/236: Mehr als 40 Organisationen fordern einen Stopp der EU-Zulassungen für Gentechnik-Pflanzen (Testbiotech)


Testbiotech e.V. - München, 23. Mai 2019 

Institut für unabhängige Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Zulassungswelle bei Gentechnik-Pflanzen und noch mehr Importe bald
nach der EU-Wahl?

Bisherige EU-Kommission könnte vor ihrer Ablösung noch viele strittige
Zulassungen erteilen



23. Mai 2019 / Über 40 Organisationen aus den Bereichen Wissenschaft,
Umweltschutz, Lobby-Kontrolle, Lebensmittelproduktion und
Landwirtschaft haben heute einen gemeinsamen Brief veröffentlicht. Sie
warnen davor, dass die derzeitige EU-Kommission vor dem Herbst noch
rund ein Dutzend Zulassungen für Gentechnik-Pflanzen erteilen könnte,
obwohl deren Risikobewertung wissenschaftlich unzureichend ist.

Der Brief wurde unter anderem unterzeichnet von: Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Corporate Europe Observatory (CEO), European
Network of Scientists for Social and Environmental Responsibility
(ENSSER), Friends of the Earth Europe (FOEE), Gen-ethisches Netzwerk
(GeN), GeneWatch UK, Global 2000, Save our Seeds (SOS), Slow Food
Deutschland, Testbiotech. Sie fordern höhere Standards in der
Risikoprüfung von gentechnisch veränderten Organismen. Dem Schutz von
Umwelt und VerbraucherInnen müsse in Zukunft höchste Priorität
eingeräumt werden.

Zur Zulassung angemeldet und von der Europäischen Lebensmittelbehörde
(EFSA) bereits geprüft sind derzeit mindestens zwölf Anträge. Drei
Gentechnik-Mais-Varianten, die Insektengifte produzieren, sind für den
Anbau vorgesehen. Darunter ist auch der in Spanien bereits angebaute
Mais MON 810 (Bayer/Monsanto), dessen Zulassung verlängert werden
soll. Es droht die unkontrollierte Ausbreitung dieser
Gentechnik-Pflanzen: Seit einigen Jahren ist eine mit dem Mais
verwandte Wildpflanzen (Teosinte) in Spanien heimisch. Teosinte kann
mit dem Mais hybridisieren und Nachkommen mit unerwarteten
Eigenschaften und Risiken für die Umwelt hervorbringen.

Viele der Pflanzen sind mehrfach gentechnisch verändert. Darunter sind
Mais-Varianten, die bis zu sechs Insektengifte produzieren und gleich
mit mehreren Herbiziden gespritzt werden können. Die Wechselwirkungen
der verschiedenen Giftstoffe und deren Folgen für die
Lebensmittelsicherheit wurden nicht untersucht.

Eine der für den Import vorgesehenen Maispflanzen ist zusätzlich mit
neuartigen Risiken verbunden: Der Mais MON 87411 produziert eine
sogenannte doppelsträngige RNA (dsRNA). Die biologisch wirksamen
Moleküle werden von den Insekten beim Verzehr der Pflanzen über den
Darm aufgenommen und können dann in Genregulation und Zellstoffwechsel
eingreifen. Dadurch sollen Insekten, die von den Pflanzen fressen,
getötet werden. Die Sicherheit der Maispflanzen in Bezug auf Mensch
und Umwelt lässt sich nicht verlässlich abschätzen, weil die damit
zusammenhängenden biologischen Mechanismen sehr komplex sind.

Schon jetzt sind fast 70 Gentechnik-Pflanzen für den Import und die
Verwendung in Lebens- und Futtermitteln zugelassen. Über die
Kombinations- und Langzeitwirkung des Verzehrs einer Mischung dieser
Pflanzen gibt es keine Untersuchungen. Das EU-Parlament hat sich in
den letzten Jahren mehrfach gegen weitere Zulassungen ausgesprochen.
Jedoch wurden diese Resolutionen von der EU-Kommission nicht
berücksichtigt. Jetzt befürchten die UnterzeichnerInnen des Briefes,
dass die derzeitige EU-Kommission, die nur noch bis Herbst im Amt ist,
ein weiteres Dutzend dieser risikobehafteten Pflanzen in der EU
zulassen könnte.

Der Brief: www.testbiotech.org/node/2370

Die Unterzeichner


	Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), www.abl-ev.de/

	Arche Noah, www.arche-noah.at/

	Agri-Activism UK, www.facebook.com/pages/category/Community/Agri-activism-UK-1623654241040911/

	ARGE Gentechnik-frei, www.gentechnikfrei.at/

	Beyond GM, https://beyond-gm.org/

	Bioland e.V., www.bioland.de/ueber-uns/bioland-ev.html

	Bundesverband Deutscher Milchviehhalter e. V. (BDM), http://bdm-verband.org/html/

	Bundesverband Naturkost Naturwaren (BNN) e.V., www.n-bnn.de

	BUND Naturschutz in Bayern e.V. (BN), www.bund-naturschutz.de

	Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), www.bund.net/

	Corporate Europe Observatory (CEO), https://corporateeurope.org/en

	Deutscher Naturschutzring (DNR) e.V., www.dnr.de

	Die Freien Bäcker e.V., www.die-freien-baecker.de/

	EcoNexus, www.econexus.info

	European Network of Scientists for Social and Environmental Responsibility (ENSSER), https://ensser.org/

	EUROPAEM e.V., European Academy for Environmental Medicine, www.europaem.eu

	FIAN Deutschland, www.fian.de

	Forschung & Züchtung - LBS Dottenfelderhof e.V., www.forschung-dottenfelderhof.de

	Friends of the Earth Europe (FOEE), www.foeeurope.org/

	Gäa e.V.- Vereinigung ökologischer Landbau, www.gaea.de

	Gene Ethical Network (GeN), http://gen-ethisches-netzwerk.de/

	GEN Genetic Engineering Network UK, http://www.genetwork.info/

	GeneWatch UK, www.genewatch.org/

	Global 2000, www.global2000.at/

	GM Free Cymru, www.gmfreecymru.org.uk/

	GM Freeze, www.gmfreeze.org/

	GMWatch, www.gmwatch.org/en/

	grassroots foundation, www.grassroots.de/

	IG Saatgut, www.gentechnikfreie-saat.org/

	Naturschutzbund Deutschland (NABU), www.NABU.de

	Navdanya International, www.navdanyainternational.org

	Noah, Friends of the Earth Denmark, http://www.noah.dk/

	Ökologischer Ärztebund e.V., ÖÄB, www.oekologischer-aerztebund.de

	OGMDangers, www.OGMdangers.org

	Sativa, www.sativa-biosaatgut.de/

	Save our Seeds (SOS), www.saveourseeds.org/

	Slow Food Germany, www.slowfood.de/

	Testbiotech, www.testbiotech.org

	Verband Katholisches Landvolk e.V., www.landvolk.de

	WeMove Europe, www.WeMove.EU

	Za Zemiata, Friends of the Earth Bulgaria, www.zazemiata.org

	Zivilcourage, www.zivilcourage.ro

	Zukunftsstiftung Landwirtschaft, www.zukunftsstiftung-landwirtschaft.de





Information über Abstimmungen im EU-Parlament: 

www.greens-efa.eu/files/doc/docs/e491b1b487e5c6b48f553e1ef027bccf.pdf

 * 
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Testbiotech e. V., 23.05.2019

Institut zur unabhängigen Folgenabschätzung in der Biotechnologie

Frohschammerstr. 14, 80807 München

Tel: 089/35899276
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Internet: www.testbiotech.org
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MEER/328: Verschmutzung der europäischen Meere bleibt bedenklich (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.05.2019 / Wasser & Meere

Verschmutzung der europäischen Meere bleibt bedenklich



Fast alle Meere Europas haben nach wie vor ein massives
Kontaminationsproblem. Das ist das Ergebnis einer Auswertung der
Europäischen Umweltagentur (EEA) von öffentlich zugänglichen
Überwachungsdaten, die im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie und der
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie erhoben werden. Ein Fazit: Es bedarf
grundlegender Veränderungen auf politischer Ebene. Vor allem müsse die
Einleitung von bestimmten Schadstoffen vermieden werden.

Der EEA-Bericht zeigt, dass alle vier regionalen Meere in Europa mehr
Schadstoffe enthalten, als ihnen guttut. Das reicht von 96 Prozent der
bewerteten Fläche in der Ostsee und 91 Prozent im Schwarzen Meer bis
zu 87 Prozent im Mittelmeer und 75 Prozent im Nordostatlantik.

Insgesamt nehme die Kontamination langsam ab. Allerdings lägen die
Konzentrationen von Insektiziden wie DDT oder Schwermetallen wie
Cadmium und Quecksilber immer noch über den vereinbarten
Schwellenwerten. Laut EEA ist die Abdeckung des untersuchten Gebietes
mit Daten überwiegend gut, aber es gebe erhebliche Unterschiede
zwischen den vier Meeren. Besonders in den Offshore-Gewässern des
Mittelmeers gebe es nur begrenzt Informationen.

Im EEA-Bericht werden die Daten mit sieben internationalen und
europäischen politischen Meeresschutzzielen abgeglichen:
Wahrscheinlich keines der sieben Ziele werde bis 2020-2021 erreicht.
Dazu gehört das Ziel in der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL),
bis 2020 einen "guten Zustand der Meeresumwelt" in allen europäischen
Meeren zu erreichen oder zu erhalten sowie die Definition qualitativer
Deskriptoren zur Beschreibung der MSRL-Ziele. Die Art und Weise, wie
die Meeresverschmutzung bekämpft wird, müsse sich grundlegend ändern,
heißt es in dem Bericht. So blieben beispielsweise viele langlebige
Substanzen in marinen Ökosystemen dauerhaft erhalten, so dass es für
die Erreichung langfristiger politischer Verpflichtungen von
entscheidender Bedeutung ist, ihre Verwendung überhaupt zu vermeiden.

Der Bericht über Schadstoffe in der Meeresumwelt ist der erste in
einer Reihe anstehender EEA-Bewertungen zur Meeresumwelt. Es folgen
unter anderem Einschätzungen zur Eutrophierung, zur biologischen
Vielfalt der Meere, zu den möglichen kombinierten Auswirkungen des
multiplen menschlichen Drucks, zur nachhaltigen Nutzung und zu
Meeresschutzgebieten.

Einer anderen Studie ist laut Berichten von Science Daily zu
entnehmen, dass die zunehmende Plastikverschmutzung der Meere auch
eine Bakterienart negativ beeinflussen könnte, die für die
Sauerstoffversorgung der Erde eine erhebliche Bedeutung hat. Zehn
Prozent des Sauerstoffs, den wir atmen, stammen von einer bestimmten
Art von photosynthetischen Bakterien im Ozean.

Nun haben Labortests ergeben, dass eben diese Bakterien
(Prochlorokokken) anfällig für Kunststoffverschmutzung sind, heißt es
in einer neuen Studie. WissenschaftlerInnen der australischen
Macquarie Universität haben herausgefunden, dass verschiedene
Chemikalien, die von Plastikmüll ausgehen, das Wachstum, die
Photosynthese und die Sauerstoffproduktion stören. [jg]



Pressemitteilung der EEA

https://www.eea.europa.eu/highlights/contamination-of-european-seas-continues

EEA-Bericht "Contamination of European seas continues despite some
positive progress"
(engl.; PDF; 18,9 MB)

https://www.eea.europa.eu/publications/contaminants-in-europes-seas/

Artikel in Science Daily zur Studie über die Effekte von
Plastikverschmutzung auf saustoffproduzierende Bakterien

https://www.sciencedaily.com/releases/2019/05/190514081738.htm

 * 

Quelle:

EU-News, 17.05.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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PROTEST/136: Argentinien - Ein Aufschrei gegen Monsanto (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Ein Aufschrei gegen Monsanto






[image: Hinter einem als 'Sensenmann' kostümierten Demonstranten steht eine Reihe von Poliziaten in voller Montur - Fotos: Laura Reyes und Lidia Barán, ANRed]

Fotos: Laura Reyes und Lidia Barán, ANRed



(Buenos Aires, 19. Mai 2019, ANRed) - Am 18. Mai haben weltweit
Demonstrationen gegen den multinationalen Konzern Monsanto
stattgefunden. In 52 Ländern sind die Menschen auf die Straßen
gegangen, auch in Argentinien versammelten sich Demonstrant*innen in
mehreren Städten. Die Bilder zeigen die Proteste in Buenos Aires.




[image: 'Fuera Monsanto' ('Monsanto raus') steht auf einem Banner an der Spitze des Demonstrationszuges, der vom 'Sensenmann' angeführt wird - Fotos: Laura Reyes und Lidia Barán, ANRed]

Fotos: Laura Reyes und Lidia Barán, ANRed




URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fotostrecke-ein-aufschrei-gegen-monsanto/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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EUROPA/231: Nationale Energie- und Klimapläne - Deutschland auf vorletztem Platz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.05.2019 / Klima & Energie

Nationale Energie- und Klimapläne: Deutschland auf vorletztem
Platz



Einer Studie der European Climate Foundation (ECF) zufolge wird nach
derzeitigem Stand kein EU-Mitgliedstaat weder die Energie- und
Klimaziele 2030 noch das Ziel der Treibhausgasneutralität 2050
erfüllen.

Das Ecologic Institute und das Beratungsunternehmen Climact
analysierten im Auftrag der ECF die Entwürfe aller nationalen Energie-
und Klimapläne (National Energy and Climate Plan, NECPs) der 28
EU-Länder. Die Bewertung erfolgte anhand der Kriterien 1) Ambition der
Ziele, 2) Detailgrad der beschriebenen Maßnahmen und 3) Qualität und
Inklusivität des Prozesses. Die maximal zu erreichende Punktzahl
beträgt 100 Punkte. Daraus ergab sich ein Ranking, das Bände spricht:
Spanien und Frankreich erlangten mit 52 Prozent bzw. 47 Prozent noch
die besten Ergebnisse, gefolgt von Griechenland (44 Prozent) und
Schweden (43 Prozent). Der slowenische Klimaplan kommt mit drei
Prozent an letzter Stelle, Deutschland und die Slowakei kommen jeweils
auf zwölf Prozent und liegen damit an vorletzter Stelle. Der
Durchschnittswert für die gesamte EU liegt bei nur 29 Prozent.
Obwohl der deutsche Plan beispielsweise ein überdurchschnittlich hohes
Energieeffizienzziel und Klimaziele für die Jahre 2030 und 2050
enthält, fehlen laut Studie vor allem klare Informationen über
geplante Maßnahmen und die damit verbundenen notwendigen
Investitionen.

Zu ähnlich negativen Ergebnissen kommt ein Bericht im Auftrag des
Bundesumweltministeriums (BMU): Gemessen an den bestehenden Maßnahmen
wird Deutschland zum jetzigen Zeitpunkt das selbstgesteckte Klimaziel
2030 (55 Prozent weniger CO2-Emissionen als 1990) deutlich verfehlen.
Weder die Industrie noch die Energiewirtschaft, Verkehr, Gebäude oder
Landwirtschaft seien auf dem Weg, zum Klimaziel in ausreichendem Maße
beizutragen.

Als Reaktion auf das ECF-Ranking kritisierte der WWF Deutschland den
Klimaplan der Bundesregierung als unzureichend. Michael Schäfer,
Leiter Klimaschutz und Energiepolitik beim WWF Deutschland, drängte
zum Handeln: "Statt ein Klimaschutzinstrument nach dem anderen zu
zerreden und sich in der Koalition gegenseitig die Verantwortung
zuzuschieben, müssen die Koalitionsparteien endlich Maßnahmen
benennen, mit denen sie das 40-Prozent Ziel für 2020 so schnell wie
möglich und das 2030 Ziel sicher erreichen. Die Bundesregierung muss
beim Klimaschutz endlich konkret werden".

Bis spätestens zum 30. Juni will die EU-Kommission die 28
NECP-Entwürfe kommentieren. Bis Ende des Jahres sollen die
EU-Mitgliedstaaten ihre Pläne in eine finale Fassung gießen. [aw]



ECF-Bericht "Planning for Net Zero: Assessing the Draft National
Energy And Climate Plans" 

https://europeanclimate.org/wp-content/uploads/2019/05/Planning-for-Net-Zero.-Assessing-the-draft-NECPs.pdf

ECF-Pressemitteilung 

https://drive.google.com/file/d/1-gz8dyhXeByVCM6svNL9BCEKWTU8JMwk/view

Reaktion WWF Deutschland

https://www.wwf.de/2019/mai/germany-almost-no-points/

BMU-Projektionsbericht 2019 für Deutschland 

https://cdr.eionet.europa.eu/de/eu/mmr/art04-13-14_lcds_pams_projections/projections/envxnw7wq/Projektionsbericht-der-Bundesregierung-2019.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 17.05.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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MELDUNG/169: Mehrheit einig mit "Fridays for Future"-Bewegung - Bundesregierung muss Klimakrise aufhalten (Campact)


Campact - Pressemitteilung vom 23. Mai 2019

Mehrheit der Deutschen einig mit "Fridays for Future"-Bewegung:


Bundesregierung muss Klimakrise aufhalten



Berlin, 23. Mai 2019. Kurz vor den weltweiten Demonstrationen der "Fridays
for Future"-Bewegung am Freitag zeigt sich, dass auch die Mehrheit der
Deutschen von der Bundesregierung ehrgeizigere Klimaziele erwartet. Eine
repräsentative Online-Umfrage von YouGov im Auftrag von Campact zeigt: 80
Prozent der Bevölkerung stimmen der Aussage zu, die Bundesregierung müsse
"alles in Ihrer Macht Stehende tun, um die Klimakrise aufzuhalten".

"Hinter den Forderungen der Schülerinnen und Schülern steht eine breite
gesellschaftliche Mehrheit. Das ganze Land will konsequenten Klimaschutz",
sagt Luise Neumann-Cosel von Campact. Drei Viertel der Befragten teilen die
Forderungen der Schüler und Schülerinnen, dass das 1,5 Grad-Ziel aus dem
Pariser Klima-Abkommen eingehalten werden muss - und zwar auf jeden Fall.
69 Prozent verlangen von der Bundesregierung ehrgeizigere Klimaziele, mit
denen die Erderhitzung auf 1,5 Grad begrenzt wird.

Laut der Studie "1,5-Grad: Was Deutschland tun muss" wird Deutschland mit
seinen bisherigen Klimazielen das 1,5 Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens
deutlich verpassen. Die Studie wurde vom NewClimate Institute im Auftrag
von Campact erstellt. Demnach dürfte Deutschland bereits im Jahr 2030,
spätestens 2035, keine Treibhausgase mehr ausstoßen - nicht erst 2050, wie
von der Regierung angestrebt.

Seit fünf Monaten gehen auch in Deutschland jeden Freitag Schülerinnen und
Schüler für mehr Klimaschutz auf die Straße statt in den Unterricht. Die
Mehrheit der Deutschen (56 Prozent) findet die Proteste richtig. Kurz vor
der Europawahl wird gerade in den europäischen Ländern morgen mit großem
Zulauf gerechnet. Vorbild für die Demonstrierenden ist die 16 Jahre alte
Schwedin Greta Thunberg, die die weltweite Bewegung durch ihren
freitäglichen Protest vor dem Stockholmer Parlament ausgelöst hat.




Weitere Informationen:

Die Daten der Umfrage beruhen auf einer Online-Umfrage der YouGov
Deutschland GmbH, an der 2043 Personen zwischen dem 30.April und 02. Mai
2019 teilnahmen. Die Ergebnisse wurden gewichtet und sind repräsentativ für
die deutsche Bevölkerung ab 18 Jahren.

Die Studie "1,5-Grad: was Deutschland tun muss":

https://campact.org/klimastudie

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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MELDUNG/168: Bundesumweltministerium unterstützt Kommunen in Baden-Württemberg beim Klimaschutz (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 23. Mai 2019

BMU unterstützt Kommunen in Baden-Württemberg beim Klimaschutz



Auf der internationalen Klimaschutzkonferenz ICCA2019 in Heidelberg
hat die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesumweltministerium
Rita Schwarzelühr-Sutter heute mit 60 Bürgermeisterinnen und
Bürgermeistern aus aller Welt darüber diskutiert, was Kommunen
benötigen, um Klimaneutralität und gleichzeitig verbesserte
Lebensverhältnisse zu erreichen.

Schwarzelühr-Sutter: "Städte und Kommunen haben im Kampf gegen den
Klimawandel eine zentrale Rolle und gleichzeitig bislang ungenutzte
Potentiale beim Klimaschutz. Mit besseren Rahmenbedingungen sowie den
nötigen Kapazitäten und Ressourcen können Regionen, Städte und
Kommunen einen noch größeren Beitrag zu den international
verbindlichen Klimazielen leisten und sich an den unvermeidlichen
Klimawandel anpassen."

Schwarzelühr-Sutter fügte hinzu: "Mit der Nationalen
Klimaschutzinitiative (NKI) unterstützt das Bundesumweltministerium
Komunen und Regionen in Deutschland. Allein in Baden-Württemberg
wurden durch die NKI in den letzten zehn Jahren über 3000 Projekte in
Bereichen wie energetischer Gebäudesanierung, Radwegeausbau und
klimafreundlicher Abfallwirtschaft mit knapp 150 Millionen Euro
gefördert. Mit dem Klimaschutzgesetz und verbindlichen Maßnahmen für
alle Bereiche - vom Verkehr über Industrie, Landwirtschaft bis zu
Gebäuden - gibt das Bundesumweltministerium wollen wir zudem einen
klaren Rahmen und Fahrplan hin zu einer treibhausgasneutralen
Gesellschaft schaffen. Baden-Württemberg gehört international - etwa
durch seine Rolle in der Under 2 Coalition, aber auch national durch
viele innovative Konzepte und Projekte in den Städten und Gemeinden zu
den Vorreitern in Sachen lokaler Klimaschutz."

Schwarzelühr-Sutter, in ihrem Geburtsort Waldshut zu Hause, beobachtet
bereits seit vielen Jahren die Auswirkungen des Klimawandels in der
Region und in Baden-Württemberg: "Die ausgerufenen Klimanotstände in
Konstanz und Heidelberg sind ein Hilferuf für mehr Engagement im
Klimaschutz, um das 1.5 Grad Ziel des Pariser Klimaabkommens zu
schaffen. Die Landesregierung hat mit einem eigenen Klimaschutzgesetz
bereits Schritte eingeleitet, erneuerbare Energie zu fördern,
Ressourceneffizienz zu stärken, und Mobilität und Landwirtschaft
nachhaltiger zu gestalten."

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 84/19, 23.05.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MELDUNG/167: Klimakonferenz ICCA2019 - Potenzial der Städte für Klimaziele nutzen (BMU)


Gemeinsame Pressemitteilung des Bundesumweltministeriums, des Landes
Baden-Württemberg und der Stadt Heidelberg - 23. Mai 2018

ICCA2019: Potenzial der Städte für Klimaziele nutzen

Zusammenarbeit aller Regierungsebenen und lokaler Klimaschutz als
Hebel für Ambitionssteigerungen



Die internationale Klimakonferenz ICCA2109 in Heidelberg geht nach
zwei Tagen intensiven Austauschs zu Ende. Vier Monate vor dem
Klimagipfel des VN-Generalsekretärs senden die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer ein klares Signal an die Welt: Ambitionierter Klimaschutz
und die Einhaltung des Paris-Abkommens und der Agenda-2030 für
Nachhaltige Entwicklung sind machbar. Ein Schlüssel dafür sind
klimagerechte und nachhaltige Städte. Ihr Potenzial muss durch ein
Zusammenwirken aller Regierungsebenen gehoben werden. Die
Vertreterinnen und Vertreter der Nationalregierungen verabschiedeten
eine Partnerschaftserklärung zum gemeinsamen Klimaschutz. Darin
erklärten sie unter anderem, einen Finanzrahmen zu entwickeln, der
Investitionen in eine klimafreundliche Infrastruktur auf lokaler Ebene
ermöglicht. Die Länder und Regionen sicherten zu, Verantwortung für
eine Raumplanung zu übernehmen, die den Klimawandel berücksichtigt.
Die Städte sagten zu, Klimaziele bei der Erbringung aller relevanten
Dienstleistungen zu berücksichtigen. Als gemeinsames Ziel über alle
staatlichen Ebenen hinweg formulierten die Teilnehmer, einen durch
Zusammenarbeit gekennzeichneten Klimaschutz zu verfolgen, der
innovativ und motivierend ist.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Hier in Heidelberg wurde ganz
deutlich: Wir können es schaffen. Wir haben neue Erkenntnisse und
Partner gewonnen und neue Bündnisse geschmiedet. Wir haben das Wissen
und den Willen, gemeinsam zu handeln und uns bei der Umsetzung des
Paris Abkommens zu unterstützen. Ich gehe nun gestärkt nach Berlin,
nach New York und Santiago de Chile. Jetzt setzen wir es gemeinsam um -
 mit unseren Ko-Gastgebern Heidelberg und Baden-Württemberg und vielen
Städten und Regionen und Netzwerken aus aller Welt."

Baden-Württembergs Umweltminister Franz Untersteller: "Es ist Zeit zum
Handeln. Diesen Geist habe ich bei allen Gesprächen auf dem ICCA
wahrgenommen. Die nächsten Jahre sind entscheidend dafür, ob wir den
Klimawandel eindämmen und unseren Planeten als lebenswert erhalten
können. Diese Überzeugung haben wir hier alle geteilt. Deshalb ist die
weltweite Vernetzung der regionalen und der lokalen Ebene so wichtig.
In unserer Under2 Coalition wird dieses Miteinander schon deutlich.
Klimaschutz geht nur gemeinsam."

Konkrete Maßnahmen zum Klimaschutz seien beim kommunalen
Klimaschutzkongress im Rahmen der ICCAs diskutiert worden, so
Untersteller weiter. "Zum Beispiel die Wärmewende. Wir wollen weg von
fossilen Energieträgern und werden wir unsere kommunalen Wärmenetze
dekarbonisieren. Es gibt dafür bereits gelungene Beispiele in den
Kommunen im Land. Diese Beispiele werden wir nutzen, um die Wärmewende
im ganzen Land voranzutreiben."

Oberbürgermeister Prof. Dr. Eckart Würzner: "Städte und Regionen aus
der ganzen Welt haben hier viele Beispiele für effektiven Klimaschutz
gezeigt. Wir Städte wollen aber mehr erreichen. Wir brauchen einen
Umstieg auf eine fossilfreie Wirtschaftsweise. Wir fordern die
Nationalregierungen auf, die gesetzlichen und finanziellen
Rahmenbedingungen für die Umsetzung des Klimaschutzes in Städten zu
verbessern. Wir müssen dazu CO2-Emissionen konsequenter als bisher
bepreisen. Die Einnahmen sollten unter anderem dem Ausbau
klimafreundlicher Infrastruktur in den Städten zugutekommen. Ein
möglicher Ansatz dafür ist ein Planet Future Fund."

Die International Conference on Climate Action in Heidelberg wurde am
22. und 23. Mai 2019 vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit gemeinsam mit dem Land Baden-Württemberg und der
Stadt Heidelberg ausgerichtet. Während der Konferenz mit über 1.000
Teilnehmer aus über 100 Ländern wurde intensiv gearbeitet. Es wurde
vor allem deutlich, wie entscheidend die richtigen Rahmenbedingungen
sind, damit Städte und Gemeinden ihr Rolle als Klima- und
Nachhaltigkeitsakteure ausüben können - von Wissen über finanzielle
Mittel und bis zu ordnungspolitische Bedingungen. Die Anwesenden waren
sich darüber einig, die Verbesserung der Rahmenbedingungen schnell
anzugehen.

Ein wesentliches Ergebnis der ICCA2019 ist die Annahme einer
Partnerschaftserklärung zur Regierungsebenen übergreifenden
Zusammenarbeit beim Klimaschutz und Klimaanpassung. Darin bekennen
sich Staaten, Städte und Kommunen sowie Bundesstaaten bzw. Regionen
und Netzwerke zu mehr Kooperation, Kommunikation und Unterstützung bei
der Umsetzung des Paris Abkommens und der VN Agenda-2030 für
Nachhaltige Entwicklung und legen dafür prioritäre Handlungsfelder
fest. Die Erklärung wurde bei einem hochrangig besetzten runden Tisch
von Vertretern aller drei Ebenen und ihrer Netzwerke angenommen.

Nach der ICCA2019 werden voraussichtlich weitere Partner hinzukommen
um sodann gemeinsam an der Umsetzung der Erklärung zu arbeiten und
diese auch in für den Klimagipfel des VN-Generalsekretärs im September
nutzbar zu machen.

Das Ergebnis von Heidelberg enthält praktische Handlungsempfehlungen
für die verbesserte Kooperation für ambitionierteren Klimaschutz und
nachhaltige Entwicklung z.B. betreffend den Abbau von Hemmnissen bei
der Finanzierung lokaler Projekte oder die Beteiligung der Bürgerinnen
und Bürger bei der Umsetzung kommunaler Klimaschutzprogramme. Außerdem
wurde an Initiativen gearbeitet, die Städte und Gemeinden zu
ambitionierterem Klimaschutz befähigen und nachhaltige
Infrastrukturentwicklung fördern sollen. Einzelne dieser Ergebnisse
und Initiativen werden über die nächsten Monate noch weiter
vervollständigt und dann an den Klimagipfel des VN-Generalsekretärs
weitergereicht, wo sie im September verkündet werden. Eine
Zusammenfassung der Konferenzergebnisse wird als "Heidelberg Outcome"
in Kürze auf der Konferenzwebseite dokumentiert.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 83/19, 23.05.2019

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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KLIMA/706: Erderwärmung - Landverluste ... (SB)




Es wäre ratsam, wenn sich die Kommunen auf einen Meeresspiegelanstieg
von knapp zwei Metern bis Ende des Jahrhunderts einstellten. Der
Eisverlust der Antarktis und Grönlands ist doch stärker als bisher
angenommen. Diese Gefahr sollten die Entscheidungsträger nicht
ignorieren, berichtete eine internationale Forschergruppe in den
Proceedings of the National Academy of Sciences. [1]

Es könnte zu Problemen kommen, wenn sich die Administration lediglich
auf ein mittleres Klimaszenario einstellt. Damit wären die
Küstenregionen zwar hinsichtlich der als am wahrscheinlichsten
angesehenen Entwicklungen geschützt, aber es blieben durchaus noch
erhebliche Risiken, schreiben die Forscher. Wenn beispielsweise die
Treibhausgasemissionen weiter steigen wie bisher, wird sich die Erde
um bis zu fünf Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit
erwärmen, und das wäre mit einem durchschnittlichen Anstieg des
Meeresspiegels um rund zwei Meter bis zum Jahr 2100 und 7,50 Meter
bis 2200 verbunden.

Zum Vergleich: Im jüngsten Sachstandsbericht des Weltklimarats (IPCC)
aus dem Jahr 2014 war die Wissenschaft noch von einem
Meeresspiegelanstieg von unter einem Meter bis zum Jahr 2100
ausgegangen - im schlechtesten Fall. Das heißt, innerhalb der letzten
fünf Jahre haben sich die Veränderungen in den Natursystemen so
beschleunigt, bzw. es sind eine Reihe von Beobachtungen und
Berechnungen gemacht worden, daß das Worst-case-Szenario von damals
heute bereits als Mittelmaß anzusehen ist. Diese Entwicklung würde
auch nicht enden, sondern sich im nächsten Jahrhundert weiter
fortsetzen - eine Bemerkung, die in den jüngeren Klimasimulationen
häufiger gemacht wird.

Am Beispiel der extrem niedrig gelegenen Stadt Miami in Florida läßt
sich anschaulich zeigen, welch hoher Aufwand heute schon betrieben
wird, um die Verkehrswege um rund einen halben Meter anzuheben und
weitere Schutzmaßnahmen gegen das steigende Meer zu ergreifen. Legt
man die Geschwindigkeit und Ausmaß des Meeresspiegelanstiegs
zugrunde, wie sie in der aktuellen Studie angenommen werden, dann
könnte es sein, daß Miami bereits Mitte des Jahrhunderts trotz der
gegenwärtigen Milliardeninvestitionen geräumt werden muß. Das heißt,
sogar mit Eindeichungen, erhöhten Verkehrswegen und anderen
Schutzmaßnahmen kann man nur einen befristeten Zeitgewinn erringen,
am Ende des nächsten Jahrhunderts wäre Florida vom Meer verschluckt.

Doch ohne irgendwelche Anpassungsmaßnahmen würden Miami und Florida,
die hier stellvertretend für sämtliche niedrig gelegenen Küsten und
flache Inseln weltweit stehen, noch schneller untergehen. Jüngere
Forschungen haben gezeigt, daß die westantarktischen Gletscher Pine
Island und Thwaites inzwischen fünfmal so viel Masse verlieren wie
1992. Manche Gletscher der Antarktis sind seitdem um 100 Meter
ausgedünnt. Auch Grönland verzeichnet erheblich Eismassenverluste. Zu
beiden Weltregionen liegen inzwischen genauere Ergebnisse vor als
noch vor fünf Jahren.

Wenn sich das Meer die Landfläche holt, müssen die Menschen weichen.
Bei einem Meeresspiegelanstieg von zwei Metern könnten bis zu 187
Millionen Menschen ihre Heimat verlieren, heißt es in der Studie. Es
ginge eine Landfläche von der Größe Indonesiens verloren. Teilweise
handele es sich um wertvolles Agrarland.

Der Forschergruppe ging es um eine genauere Bewertung des
Meeresspiegelanstiegs insbesondere mit Blick auf den 5.
Sachstandsbericht des Weltklimarats. Die gesellschaftlichen Folgen
einer so weitreichenden Veränderung der physikalischen Größen sind
noch viel schwerer zu bestimmen. Wer hätte sich vor 20 Jahren
vorstellen können, daß die Europäische Union Tausende Menschen im
Mittelmeer ertrinken läßt und daß private Initiativen zur Rettung der
Menschen des Schleusertums bezichtigt werden? Und wer hätte
angenommen, daß die USA eine Mauer zu Mexiko bauen und Flüchtlinge
aus zentralamerikanischen Dürreregionen internieren, wobei die Kinder
gewaltsam von ihren Eltern getrennt werden? Wer hätte damals geahnt,
daß die EU heute vor einer schweren Zerreißprobe steht und die USA
eine Politik betreiben, die mehr denn je die eigene militärische und
wirtschaftliche Dominanz auch gegenüber den Verbündeten zur
Durchsetzung der eigenen hegemonialen Interessen ins Spiel und damit
die Welt an den Rand eines großen Kriegs bringt?

Die Aussichten, daß die Menschen in 20, 40, 60 oder 80 Jahren, wenn
aufgrund der Klimawandelfolgen die allgemeine Not wächst, nicht wie
bisher auf die Wahrung ihrer eigenen Vorteile bedacht sind, können in
Anbetracht der gegenwärtigen Vorverteilungskämpfe um die letzten
Überlebensressourcen und der menschenvernichtenden Hunger- und
Flüchtlingspolitik nur als düster bezeichnet werden.


Fußnote:

[1] https://www.pnas.org/content/pnas/early/2019/05/14/1817205116.full.pdf
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AUSSTELLUNG/481: Münster - "Bienen, Wespen, Hummeln" bis Ende Juni 2019


Stadt Münster

Bienen, Wespen, Hummeln: Ausstellung in der Umweltberatung



Münster (SMS) Bienen, Wildbienen, Hummeln, Wespen und Hornissen fehlt
es an Flächen, auf denen sie ausreichend Nahrung finden. Wildbienen
und Hummeln sind absolut friedfertig und die übrigen Arten verteidigen
sich in der Regel nur, wenn sie sich bedroht fühlen. Wer mehr über die
einzelnen Arten, deren Lebensraum und Entwicklung erfahren möchte,
sollte bis Ende Juni die anschauliche Plakatausstellung über "Bienen,
Wespen & Co" in der städtischen Umweltberatung, Salzstraße 21,
besuchen. Fragen zu den verschiedenen Arten beantwortet die städtische
Umweltberaterin Beate Böckenholt (Tel. 02 51/4 92-67 67; Mo 13-18 Uhr,
Di-Do 10-13 Uhr, 3. Sa / Monat 10-16 Uhr). Gartenfreunde, die einen
Beitrag zum Erhalt der Insektenvielfalt leisten möchten, erhalten in
der Umweltberatung kostenlos eine Samentüte mit einer bunten
Blumenmischung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 10. Mai 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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FESTE/2547: Lippstadt - Altstadtfest vom 30. Mai bis 2. Juni 2019


Stadt Lippstadt

Altstadtfest in Lippstadt

Die City zeigt sich vom 30. Mai bis 2. Juni in Feierlaune



Lippstadt. So bunt wie die Frühlingsblumen, so bunt wird das
Altstadtfest Lippstadt, das vier Tage lang von Donnerstag, 30. Mai,
(Christi Himmelfahrt) bis Sonntag, 2. Juni, die historische Altstadt
in eine Festmeile verwandelt. Vom Bernhardbrunnen bis zum Rathausplatz
erstreckt sich die Aktionsfläche mit ihren interessanten Angeboten.
Streetfood-Variationen garantieren an allen Altstadtfest-Tagen ab 12
Uhr leckere Abwechslung.

Der Rathausplatz ist wieder das Mekka der Live-Musik. "Cris Cosmo"
serviert seinen Zuhörern einen tanzbaren Sommercocktail - bestehend
aus deutscher Popmusik mit Raggae, Latin oder Electronica kombiniert,
während "Wingenfelder" mit ihrem eigenen Stil und neuen Songs in
coolem Tempo punkten. "Kapelle Petra" weiß ihr Publikum mit
musikalischer Versiertheit in Verbindung mit textlicher Raffinesse zu
begeistern und "Safe by Sound" unterhält die Besucher mit eingängigen
Melodien, groovenden Rhythmen und mehrstimmigem Gesang. "Benoby"
schließlich singt und rappt sich in die Herzen der Altstadtfest-Besucher 
und "Jini Meyer", die frühere "Luxuslärm"-Frontfrau, feiert
ihr großes Bühnencomeback und trumpft als kraftvolle und kreative
Powerfrau mit deutschsprachigen Liedern auf. Die jüngsten Besucher
freuen sich auf "herrH", der mit seinen witzigen Texten und fröhlichen
Songs die Neue Deutsche Kinderlieder-Szene geprägt hat. Mit im Gepäck
hat er sein neues Album "Wenn ich groß bin".

Am Bernhardbrunnen ist erneut künstlerische Kreativität, fröhlicher
Aktionismus und solide Fitness zu Hause. Denn auch hier wird den
kleinen und großen Altstadtfest-Besuchern im und am Zirkuszelt ein
vielfältiges (Mitmach-)Programm geboten. Kouamé Akpetou lädt zu einem
afrikanischen Trommelworkshop ein. Das Duo "Einfach Riesig" hat die
freche und witzige "Circle Show Fritz und Frida" im Gepäck und "Astrid
Gloria" versetzt mit ihren Zauberkünsten das Publikum erst ins Staunen
und bringt jungen Nachwuchszauberern anschließend in einem 
Magisch-Mini-Workshop kleine Tricks bei. "Tommy, der Verkehrszauberer"
vermittelt spielerisch sichere Verhaltensweisen im Straßenverkehr. Und
wer gern einige Augenblick allein spielen möchte, der findet im großen
Fundus des Spielmobils, das an der Jakobikirche Halt macht, sicherlich
das Richtige.

Viele Lippstädter Tanz- und Sportgruppen sowie Vereine wirken beim
diesjährigen Programm am Bernhardbrunnen sowie auf dem Rathausplatz
mit. Kindertanz, HipHop, Modern Dance und Ballett - aber auch
Kampfsportarten und weitere Fitness-Aktionen begeistern die Zuschauer.

Am Samstag, 1. Juni und Sonntag, 2. Juni, können Schnäppchenjäger und
Flohmarkt-Fans jeweils von 8 bis 18 Uhr den Kinderflohmarkt oder den
Erwachsenen-Flohmarkt besuchen. Berechtigungskarten dafür sind seit
dem 10. Mai in der Stadtinformation im Rathaus erhältlich.

Abgerundet wird das viertägige Altstadtfest durch den ökumenischen
Gottesdienst am Donnerstagmorgen, 30. Mai, der unter dem Motto steht
"Wenn der Himmel die Seele berührt". Der Rotaract-Club Lippe-Hellweg
unternimmt am Sonntag, 2. Juni, um 10 Uhr die 2. Lippe-Hellweg
Oldtimer-Tour vom Marktplatz aus. Nicht zu vergessen die Rundfahrten
mit dem "Berliner Bus" sowie die Kanufahrten auf der Lippe - all das
macht unser Altstadtfest-Wochenende unverwechselbar.

Verkaufsoffener Sonntag zum Altstadtfest

Der Lippstädter Handel und die Organisatoren freuten sich schon sehr
auf den neuen verkaufsoffenen Sonntag zum Lippstädter Altstadtfest. Ob
und in welcher räumlichen Ausdehnung dieser wie geplant stattfinden
kann, ist durch einen sogenannten Normenkontrollantrag der
Gewerkschaft Verdi allerdings jetzt offen.

Sobald das Oberverwaltungsgericht Münster hierzu entschieden hat,
werden wir unverzüglich und umfänglich informieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 13. Mai 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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MARKT/4184: Cuxhaven - 267. Frühjahrsfleckenmarkt 30.05.-08.06.2019 


Stadt Cuxhaven

267. Cuxhavener Frühjahrsfleckenmarkt steht bevor

Großereignis wirft Schatten voraus



Cuxhaven. Am Donnerstag, den 30.05.2019, öffnet der Cuxhavener
Herbstfleckenmarkt wieder seine Tore. Über 60 Schausteller, darunter
die Betreiber von sieben Fahrgeschäften, vier Kinderfahrgeschäften und
eines Laufgeschäftes haben ihr Kommen bereits fest zugesagt.

Damit sich Besuchern ein interessantes abwechslungsreiches Bild
bietet, sind jedoch umfangreiche Vorarbeiten notwendig, die
überwiegend nur bei trockener Witterung erfolgen können. Es ist daher
unvermeidlich, den Ritzebütteler Marktplatz ab 19.05.2019 und die 
Otto-Reubold-Straße ab 20.05.2019 für den Fahrzeugverkehr zu sprerren.

Diese Sperrung erstreckt sich bis längstens zum Freitag nach
Veranstaltungsende, so dass am Samtag (08.06.2019) das Parken auf dem
Ritzebütteler Marktplatz für den Wochenendeinkauf in der Innenstadt
wieder möglich sein wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 17. Mai 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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TOUR/7429: Mönchengladbach - "Natur und Geschichte(n)" - Stadt-Touren im Juni 2019


Stadt Mönchengladbach

Natur und Geschichte(n) - Stadt-Touren im Juni



Der Frühsommer bietet beste Gelegenheit, Mönchengladbach auf
unterschiedlichsten Wegen zu erkunden. Ob zu Fuß beim 
Mönchs-Spaziergang, im komfortablen Reisebus zu den touristischen Highlights
der Stadt oder ganz gemächlich mit Ross und Planwagen, ob "Rund ums
Münster" oder auf den Spuren des Mythos Borussia, als Spaziergang
durch den Wickrather Schlosspark oder historische Zeitreise ins
Mittelalter - das vielfältige Angebot der Stadt-Touren, das die MGMG
im Juni präsentiert, bietet für jeden Geschmack das Richtige.

Fußball-Geschichte live präsentiert die von der MGMG angebotene Tour
"Mythos Borussia", die am Sonntag, dem 9. Juni um 11 Uhr im 
BORUSSIA-PARK startet (Treffpunkt Parkplatz P 1 an den Trainingsplätzen) 
und die das Herz jedes Fußballfreundes höher schlagen lässt. Auf den
Stationen der Deutschen Fußball Route NRW erfahren die Besucher
spannende Geschichten und Anekdoten ihrer Idole und besichtigen
historische Plätze und Stätten, die man als echter Fan erlebt haben
muss.

Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim Nachtwächter-Rundgang am
Mittwoch, dem 12. Juni auf eine Reise in längst vergangene Zeiten.
Historische Plätze und Gebäude gehören ebenso zu dieser spannenden
Führung wie vielfältige "Döhnkes und Vertäll" aus der Stadtgeschichte.
Der Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr, Treffpunkt ist der
Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren".

Einen barocken Parkspaziergang mit Wickrather Schlossgeschichten
bietet die MGMG am Samstag, dem 22. Juni an. Der informative
Spaziergang durch den Park des Schlosses Wickrath, eine der
bedeutendsten Barockanlagen nördlich der Alpen, lässt die Macht und
Pracht eines vergangenen Zeitalters wieder lebendig werden, denn im
architektonischen Meisterwerk der Parkanlage scheint die Zeit stehen
geblieben zu sein. Der etwa 90-minütige Parkspaziergang startet um 15
Uhr, Treffpunkt: Schlosspark Wickrath, Brücke am Parkplatz, Schild
"Parkführungen".

Vom 09. bis 11. August lädt das traditionelle Ritterfest Schloss
Rheydt wieder ein zur faszinierenden Zeitreise in der einzigartigen
mittelalterlichen Schloss-Atmosphäre. Einen ersten Vorgeschmack zu dem
bei Jung und Alt beliebten Spektakel bietet die Mittelalter-Tour "Von
Spießbürgern, Bauern und Diebesgesindel" am Samstag, dem 29. Juni 2019
(Treffpunkt 17 Uhr am Parkplatz Geroweiher/Schild "Stadt-Touren"). Ein
Stadtführer im historischen Gewand entführt die Besucher in die Welt
des Mittelalters und schildert einen Alltag, der von Gläubigkeit und
Naturverbundenheit geprägt war.

Über weitere Stadt-Touren im Juni informiert die MGMG unter 
Tel. 02161-25 52411.

Preise: Mythos Borussia


22,- Euro Erwachsene, 16,- Euro Kinder bis 14 Jahre

Wickrather Schlossgeschichten


7,- Euro Erwachsene, 3,- Euro Kinder bis 14 Jahre

Nachtwächter-Rundgang/ Mittelalter-Tour


8,- Euro Erwachsene, 4,- Euro Kinder bis 14 Jahre

Alle Preise zzgl. 2,20 Euro Bearbeitungsgebühr pro Buchung.

Buchungen:

Reisebüro Haupts, Neusser Straße 317, Tel.: 02161-82 09 80,
www.haupts-reisen.de , Mo-Fr 9-18.30 Uhr, Sa 9-13 Uhr

Ticket und Info-Service FIRST Reisebüro, Bismarckstraße 23-27, Tel.:
02161-93 09 20, Mo-Fr 9.30-12.45 Uhr und 14-18.30 Uhr, Sa 10-14 Uhr
sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 22. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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